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Gibt es eine deutsche 
Alleinschuld 
am Zweiten Weltkrieg? 


Die Zeitgeschichte Deutschlands, wie 
sie bisher öffentlich dargestellt wurde, 
ist durch die Voraussetzung der deut- 
schen Kriegsschuld schwer belastet. 

Die Grundlage der herrschenden, hier 
„orthodox” genannten Auffassung von 
Geschichte und Politik wird in folgen- 
dem vielzitierten Satz zusammenge- 


faßt: 
„Wer die Alleinschuld 


Deutschlands am Zweiten 
Weltkrieg bestreitet, entzieht 
der Nachkriegspolitik 
das Fundament.” 


Es handelt sich also um ein verbrief- 
tes Interesse an der Aufrechterhal- 
tung einer bestimmten Betrachtungs- 
art, und zwar nicht nur ein akade- 
misches, sondern zugleich politisches 
Interesse! 

Die Frage nach der Verantwortung 
für den Zweiten Weltkrieg sowie für 
die herkömmlich als „Kriegsfolgen” 
bezeichneten Ereignisse am Kriegs- 
ende ist also zu einem heiklen Poli- 
tikum geworden. 

Professor Dr. Kurt Glaser (Chicago) 
behandelt in dem hier vorliegenden 
Werk 
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DER ZWEITE WELTKRIEG 
IN DER GESCHICHTSSCHREIBUNG 


Bedeutung und Verantwortung der Zeitgeschichte 


Jede Persönlichkeit wird durch ihre Beziehung zur Gesellschaft 
geformt und gereift; die Kräfte, welche die Selbstachtung und das 
geistige Gleichgewicht des gereiften Menschen aufrechterhalten, 
finden im gesellschaftlichen Bewußtsein Verankerung und Nahrung. 
Bei modernen Europäern ist dieses Bewußtsein ein vornehmlich 
nationales, wenn auch in zunehmendem Maße gesamteuropäisches, 
das in der Geschichte der Völker dieses Weltteiles wurzelt. Insoweit 
der Staat die Selbstbestimmung der in seinen Grenzen beheimateten 
Volksgruppen zum Ausdruck bringt, bildet er, mit den Worten 
Edmund Burkes, „eine Partnerschaft, nicht nur unter den Lebenden, 
sondern zwischen den Lebenden, den Verstorbenen und den noch 
nicht Geborenen”. 

In diesem Zusammenhang wird die Rolle der Zeitgeschichte als 
Moment der seelischen Ausgeglichenheit offensichtlich. Die gesunde 
Entwicklung der Persönlichkeit hängt nämlich von einem erfolg- 
reichen Vorgang des Mit-Sich-Selbst-Fertigwerdens ab. Wirksamen 
Schutz vor den Gefahren geistloser Apathie und lähmenden Zynis- 
mus wie den Versuchungen wesensfremder Ideologien kann die 
jüngere Generation nur dadurch erzielen, daß sie die neuere Ge- 
schichte ihres Volkes geistig verarbeitet und sich zu eigen macht. 
Der Historiker, der durch Verdrehung oder schräge Beleuchtung der 
Rolle seines Volkes im Weltgeschehen unberechtigte Schuldgefühle 
heraufbeschwört oder bestätigt, sündigt damit gegen sein Vaterland 
und besonders gegen dessen Jugend. 


Bekanntlich ist die Zeitgeschichte Deutschlands, wie sie bisher 
öffentlich dargestellt wurde, durch die Voraussetzung der deutschen 
Kriegsschuld schwer belastet. Die Grundlage der herrschenden, hier 
„orthodox” genannten Auffassung von Geschichte und Politik wird 
in folgendem viel zitierten Satz zusammengefaßt: „Wer die Allein- 
schuld Deutschlands am Zweiten Weltkrieg bestreitet, entzieht der 
Nachkriegspolitik das Fundament.” * Es handelt sich also um ein 
verbrieftes Interesse an der Aufrechterhaltung einer bestimmten 
Betrachtungsart, und zwar nicht nur ein akademisches, sondern zu- 
gleich ein politisches Interesse. 

Die Frage nach der Verantwortung für den Zweiten Weltkrieg 
sowie für die herkömmlich als „Kriegsfolgen” bezeichneten Ereig- 
nisse am Kriegsende ist also zu einem heiklen Politikum geworden. 
Sie birgt in sich die Möglichkeit (und für manche die Gefahr) eines 
geistigen Umschwunges, der nicht ohne politische Folgen auf beiden 
Seiten des Atlantiks bleiben dürfte. Diese Tatsache findet ihren Aus- 
druck in der polemischen, den akademischen Gepflogenheiten frem- 
den Form der Diskussion um den historischen „Revisionismus“”, 
die — von gewissen Verteidigern ursprünglicher Positionen, aber 
nicht nur von ihnen — mehr im Ton des Sportpalastes als der Aula 
geführt wird. 

Zwei Bücher amerikanischer Autoren haben zu regen akademi- 
schen und publizistischen Auseinandersetzungen über die Rolle 
Deutschlands in der Vorgeschichte des Zweiten Weltkrieges Anlaß 
gegeben. Das erste ist der tausendseitige Band des Zeitungs- 
korrespondenten William L. Shirer, Aufstieg und Fall des Dritten 
Reiches. Das zweite und in seiner Wirkung auf die öffentliche Mei- 
nung wichtigere ist die kaum kürzere diplomatische Geschichte der 
letzten Friedensmonate, Der erzwungene Krieg, das erste größere, 
zuerst auf deutsch veröffentlichte Werk des Historikers David L. 
Hoggan. Im allgemeinen vertreten die Bücher Shirers und Hoggans 
entgegengesetzte Thesen; in einer nachher zu erörternden Hinsicht 
befinden sie sich jedoch in merkwürdiger Übereinstimmung. Noch 
zu erwähnen, weil häufig zusammen mit Hoggan aufs Korn 
genommen, bleibt das kürzere Buch des Oxforder Historikers 
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A.J.P. Taylor, Die Ursprünge des Zweiten Weltkrieges, dessen 
Veröffentlichung, zunächst in englischer Sprache, dem Erscheinen 
des Hogganschen Werkes (November 1961) um einige Monate vor- 
ausging.” 


Der „Hofhistoriker” Shirer und die deutsche Orthodoxie 


Bezeichnet man (nach einer Wortprägung von Harry Elmer Bar- 
nes) diejenigen Schriftsteller als „Hofhistoriker”, die mit allen greif- 
baren Mitteln — gelegentliche Vernebelungen oder Unterschlagun- 
gen von Tatsachen nicht ausgeschlossen — die Kriegspolitik der 
Vereinigten Staaten bzw. der Westalliierten zu rechtfertigen stre- 
ben, so muß Shirers Aufstieg und Fall des Dritten Reiches als Gipfel 
der Hofhistoriographie gelten. In seiner Essenz bildet das Buch eine 
nachträgliche ideologische Begründung der Nürnberger Urteile, ja 
derüberheblichen Herabwürdigung des mit seinen nationalsozialisti- 
schen Herrschern gleichgesetzten deutschen Volkes, welche auch vor 
dem Krieg das Roosevelt-Regime auszeichnete und im Zustande- 
bringen der Nürnberger Prozesse Ausdruck fand, deren juristische 
Grundlagen in einem späteren Kapitel untersucht werden. 

Nach einer flüchtigen Darstellung politischer Ereignisse in 
Deutschland am Ende des Ersten Weltkrieges erzählt Shirer eine 
Reihe von Einzelheiten über die Jugend Adolf Hitlers, die ersten 
Tage der NSDAP, den Bierkellerputsch im Jahre 1923 und den Auf- 
stieg der Nationalsozialisten bis zur Machtübernahme. Die struktu- 
relle Wandlung Deutschlands nach 1933, die Innen- und Außen- 
politik der Hitlerschen Regierung bis zum Kriegsausbruch sowie 
die militärische und politische Geschichte des Zweiten Weltkrieges 
erfahren eine ausführliche wenn auch einseitige Behandlung. Aus 
Shirers Auswahl und Deutung historischer Daten ergibt sich das 
düstere Bild eines autoritären Herrschern unterwürfigen, kriegeri- 
schen Abenteuern nicht abholden, moralisch rückständigen deut- 
schen Volkes, das in Schach zu halten die Grundlage jeder vernünf- 
tigen Außenpolitik bilden müßte. Den Versailler Vertrag bezeichnet 
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er als „zornerregend” (infuriating) für die Deutschen, keineswegs _ 
aber als ungerecht. Er sieht in ihm eine verdiente Quittung für den 
angeblich unbilligen Vertrag von Brest-Litowsk, sowie in der ein- 
seitigen Entwaffnung des Reiches ein „wenigstens vorläufiges” 
Hindernis zur deutschen Vorherrschaft in Europa.’ Die moralische 
Notwendigkeit der Vertragsrevision sowie die Bemühungen demo- 
kratischer Kreise um eine friedliche Revision des Versailler Friedens 
läßt Shirer fast gänzlich unter den Tisch fallen. 

Trotz seiner Vorurteile — deren Vorhandensein er im Vorwort 
des Buches offen gesteht — bemüht sich Shirer als Journalist von 
Weltruf, ihm bekannte und wesentlich erscheinende Ereignisse 
sachgemäß zu berichten, auch wenn sie in sein Bild eines „aggressi- 
ven” Deutschlands nicht hineinpassen. In seinem Versuch, solche 
Tatsachen mit einer allumfassenden Verurteilung des Deutschtums 
unter einen Hut zu bringen, verwickelt er sich in auffällige Wider- 
sprüche. Er sieht sich verpflichtet zu erwähnen, daß trotz des wirt- 
schaftlichen Elends „mehr als die Hälfte des deutschen Volkes ihr 
Vertrauen in die demokratische Republik” in der Präsidentenwahl 
vom April 1932 bekundete; das Ergebnis der Reichstagswahl im 
folgenden November zeigte, daß die „große nazistische Flut von 
einem Höhepunkt schon verebbte, der eine Mehrheit bei weitem 
verfehlte”. Obwohl Shirer mit vielen Einzelheiten darlegt, wie die 
Ernennung Adolf Hitlers als Reichskanzler durch politische Falsch- 
spielerei erzwungen wurde, behauptet er in seiner Würdigung die- 
ses Vorgangs, daß das deutsche Volk, seine politischen, kulturellen 
und wirtschaftlichen Freiheiten leichtsinnig preisgebend, „sich selbst 
mit der Nazi-Tyrannei belastete”.* An anderer Stelle verleiht Shirer 
der Meinung Ausdruck, daß die Vollständigkeit der Hitlerschen 
Gewalt über Armee, Polizei und Regierung jede erfolgreiche Wider- 
standsaktion ausschloß — was ihn aber keineswegs daran hindert, 
der deutschen Opposition ihren Mangel an Erfolg in herabsetzender 
Weise vorzuwerfen. 

Indem er das deutsche Volk als Ganzes mit der ungeteilten Schuld 
für die Greueltaten der Gestapo und der 55 sowie für die Verwü- 
stungen des Krieges belastet, liefert Shirer eine gebrauchsfertige 
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Begründung für die moderne Verzichtspolitik, welche die Preisgabe 
uralter deutscher Heimatgebiete im Osten und im Donauraum als 
zusätzliche Sühne bzw. als „Friedensopfer” verlangt. Daß der Ver- 
zicht auf deutsche Ostgebiete keine Verbrechen der nationalsoziali- 
stischen Machthaber wiedergutmachen, sondern vielmehr das Joch 
kommunistischer Diktaturen über slawischen Nachbarvölkern festi- 
gen würde, wird als unwesentlicher Einwand beiseite geschoben. 
Denn das „moralische” Argument für den Verzicht dient lediglich 
als Tarnung der wirklichen Begründung: das Sich-Abfinden mit 
dem Kommunismus. Die gegenwärtige Appeasement-Politik findet 
ihre Rechtfertigung in der Illusion, daß die „Koexistenz“ eine all- 
mähliche Auflockerung des Kommunismus einleiten werde; und 
ihren Anreiz in kurzfristigen Vorteilen des Ost-West-Handels. 
Neben politischen motivieren also auch wirtschaftliche Interessen 
die publizistische Vertretung der deutschen Kriegsschuld. 

Die Feststellung ist hier am Platz, daß im Vergleich zu den wut- 
schnaubenden Ergüssen von Friedrich Wilhelm Foerster, T. H. Te- 
tens und anderen deutschfeindlichen Propagandisten der „Society 
for the Prevention of World War III”, Shirers Urteilsbildung sogar 
gemäßigt erscheint. Shirer selbst wird als Mitglied des beratenden 
Gremiums (Advisory Board) dieser wegen ihrer Verbindungen zur 
Linken berüchtigten Vereinigung angeführt, gehört aber, soweit 
dem Verfasser bekannt ist, nicht zu deren inneren Führung. 

Im Gegensatz zu Shirer und den Neo-Morgenthauisten haben 
deutsche Nachkriegshistoriker die totalitären Aspekte des Natio- 
nalsozialismus von deutscher Tradition und deutschem Charakter- 
bild in wechselndem Grad unterschieden. In seiner aufschlußreichen 
Darstellung, Die deutsche Opposition gegen Hitler, betont Hans 
Rothfels z. B. die tief in deutscher Überlieferung verankerten gei- 
stigen und religiösen Wurzeln der Widerstandsbewegung. Die 
preußische Militärtradition, macht er geltend, bildete, soweit sie 
noch im nationalsozialistischen Staat vorhanden war, „eine Schranke 
gegen nationalistische und demagogische Ausschreitungen”.* Für 
Walther Hofer dagegen verlangt die Frage nach der Beziehung zwi- 
schen Deutschtum und Nationalsozialismus eine differenzierte Ant- 
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wort. Als Ausgangspunkt zitiert er den berühmten Satz Friedrich 
Meineckes, wonach im Preußentum eine kulturfähige und eine kul- 
turwidrige Seele nebeneinander lebten. Den Nationalsozialismus 
und den Bolschewismus bezeichnet Hofer als zwei Formen der tota- 
len Herrschaft: „keineswegs eine spezifisch deutsche Erscheinung”. 
Die Geistesgeschichte des Totalitarismus, führt er weiter aus, hat 
allgemein-europäischen Charakter; sein Gedankengut verdankt er 
u. a. Sorel, Lenin, Pareto, Gobineau und Houston Stewart Cham- 
berlain. Obwohl Friedrich der Große sowie Bismarck „Hitler, seine 
Gedankenwelt und seine Politik aufs schärfste abgelehnt haben 
würden“, sieht Hofer einen klaren Zusammenhang zwischen preu- 
ßischem Militarismus und nationalsozialistischem Eroberungs- 
krieg.” Beide, Rothfels wie Hofer, halten die „verhängnisvolle 
Persönlichkeit” (Hofer), das Herrschaftssystem und die Großraum- 
politik Adolf Hitlers für die entscheidende, alle anderen Momente 
überschattende Ursache des Zweiten Weltkrieges. Diese Ansicht 
wird von einer in den Vierteljahresheften für Zeitgeschichte schrei- 
benden Schule moderner Historiker geteilt, die — weil der Revision 
herkömmlicher Wertungen abhold — sich ohne Unbill als die 
„deutsche Orthodoxie” bezeichnen läßt. 

Als typisches volkstümliches Erzeugnis der deutschen Orthodoxie 
darf Hannah Vogts Schuld oder Verhängnis? erwähnt werden, 
welches als Schulbuch in mehreren hunderttausenden Exemplaren 
verbreitet worden ist.’ Hitler, meint Fräulein Vogt, wollte unter 
allen Umständen seinen Krieg haben, seiner häufigen Beteuerungen 
inbrünstiger Friedensliebe ungeachtet. Begebenheiten wie z.B. die 
Ungerechtigkeiten des Versailler Vertrags, die durch die franzö- 
sische Invasion der Ruhr ausgelöste grenzenlose Inflation, und die 
Probleme Danzigs und des Korridors werden wohl erwähnt, als 
kriegsfördernde Momente aber kaum gewürdigt. 
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Taylor und die orthodoxe Reaktion: 
Das „Geschichtsbild von Nürnberg” 


Die These der Alleinschuld Deutschlands für das Entstehen des 
Krieges, die in Professor Hofers Die Entfesselung des Zweiten 
Weltkrieges! ausführlich dargelegt wurde, war von amerikani- 
schen „Revisionisten“ wie z. B. Tansill und Barnes schon während 
der frühen 1950er Jahre in Frage gestellt worden.!! In Deutschland 
galt sie aber als unantastbares Dogma bis zum Erscheinen des Tay- 
lorschen Werkes, Die Ursprünge des Zweiten Weltkrieges, im Früh- 
ling 1961. Nach Taylors Darstellung erstrebte Hitler die Korrektur 
des Versailler Vertrags mit den Mitteln konventioneller Machtpoli- 
tik, zu denen die Aufrüstung und Kriegsdrohung (gelegentlich, wie 
nach der Führerkonferenz vom 23. Mai 1939, in der Form des 
„Durchsickerns von Geheimnissen“), nicht aber der Krieg selbst 
gehörte. Besonders im Sommer 1939 soll Hitler einen Krieg mit den 
Westmächten nicht gewünscht haben, für den er gar nicht vorbe- 
reitet sei. „Der Krieg von 1939, weit davon entfernt, im voraus 
geplant zu sein, war ein Irrtum, das Ergebnis beiderseitiger diplo- 
matischer Schnitzer.” "? 

Die allgemein zugängliche Dokumentation genügt für den Be- 
weis, daß sowohl das Hitlerreich wie auch die Westalliierten Vor- 
bereitungen für eine militärische Konfrontation getroffen hatten. 
Es ist ebenso offensichtlich, daß der Führer und die britische Regie- 
rung gleich entschlossen waren, es lieber auf einen Krieg als auf 
eine vom jeweiligen Standpunkt „unannehmbare” Abwicklung der 
Danzig-Korridor-Angelegenheit kommen zu lassen. Deswegen 
hätte Taylors Untersuchung der Frage, ob vermeidbare Fehler eine 
friedliche Beilegung der Kraftprobe vom August 1939 verhindert 
hatten, eine „akademische Übung“ bleiben können — wie er sein 
Buch selbst bezeichnet — hätte nicht die orthodoxe Reaktion auf 
seine Darstellung zu einer Versteifung der wissenschaftlichen Front 
geführt. In einer „grundsätzlichen Auseinandersetzung mit dem 
Buch von A. J. P. Taylor“ gab Professor Hofer eine detaillierte Aus- 
legung des orthodoxen Credos, welche den Anhängern der Rothfels- 
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Eschenburg-Hofer-Gruppe für ihre Teilnahme an der weiteren Kon- 
troverse maßgeblich wurde."? 

Von einer Würdigung von Professor Hofers Kritik der angeblich 
mangelnden Akribie seines Oxforder Kollegen wird hier abgesehen, 
und zwar aus zweierlei Gründen. Erstens handelt es sich um die 
ohnehin strittige Auslegung von Dokumenten, einschließlich derer, 
welche die launenhaften Äußerungen des Führers wiedergeben. 
Zweitens und wichtiger: Taylors These eines „Krieges durch Fahr- 
lässigkeit“ wird durch die im Hogganschen Buch enthaltene Pro- 
blemstellung, mit der wir uns in den folgenden Abschnitten befas- 
sen werden, grundsätzlich aufgehoben. Was uns hier interessiert, 
ist Hofers Darstellung der orthodoxen Geschichtsauffassung. 

Eine wesentliche Rolle im Argument Professor Hofers spielt sein 
Vergleich des Kriegsausbruches 1914 mit den Ereignissen von 1939. 
In seiner Wertung der Wochen nach Serajewo beruft er sich „voll 
und ganz” auf das Urteil Werner Näfs, wonach keiner der maß- 
gebenden Staatsmänner eines „unbedingten, nackten, bloß persön- 
lich motivierten Kriegs- und Vernichtungswillens” bezichtigt wer- 
den kann. In dieser Formulierung liegt aber schon eine Vernebelung 
der bereits durch die historischen Revisionisten der 1920er Jahre 
ans Tageslicht geförderten Wahrheit. Es ist unmöglich, die von Ver- 
fassern wie z.B. Barnes, Fay, Stieve, Montgelas und Morel ange- 
führte Dokumentation durchzuarbeiten, ohne ein unzweideutiges 
Bild des „unbedingten Kriegswillens” von Chauvinisten wie Is- 
wolski, Sassonow, Poincare, Delcasse und den Cambons vor Augen 
zu haben. Bei Berchtold, Grey und Bethmann-Hollweg ist die Sach- 
lage komplizierter, doch der Schluß nicht ungerechtfertigt, daß sie 
größere Anstrengungen zur Verhütung bzw. zur Begrenzung des 
Krieges hätten hervorbringen können. Werden aber die langfristi- 
gen Pläne der russischen und französischen Kriegstreiber sowie die 
ungeschickte, zweifellos durch gefühlsbedingte Deutschfeind- 
lichkeit beeinflußte „Verteidigungsdiplomatie” Lord Greys berück- 
sichtigt, welche die Teilnahme des Vereinigten Königreiches an fast 
jedem beliebigen militärischen Abenteuer Frankreichs und Ruß- 
lands im voraus garantierte, so scheint die Hauptverantwortung für 
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den Ersten Weltkrieg bei den Ententemächten zu liegen. Daß sich 
während des Krieges auf beiden Seiten extreme Kriegsziele ent- 
wickelten, wie in den Denkschriften deutscher Industrieller und 
Professoren aus dem Jahre 1915 zum Ausdruck gebracht, ändert an 
dieser Tatsache nichts. Die orthodoxe Darstellung des schweizer 
Professors beginnt also mit einer Wiederverhüllung der doppelten 
Unwahrheit, die durch die Schuldklausel des Versailler Vertrags 
symbolisiert wird. 

Zum orthodoxen Geschichtsbild gehört ferner eine Verurteilung 
des Friedens von Brest-Litowsk, der, Hofer zufolge, „Eroberung 
und Besetzung des Ostens bis weit nach Rußland hinein“ bedeutete. 
Diese Wertung, die in Schulbüchern häufig gedankenlos wiederholt 
wird,'* hat nur auf Grund des großrussischen Axiomes Gültigkeit, 
daß das Imperium niemals geteilt werden darf; für die Ukrainer, 
Weißrussen und Georgier, sowie für die kleineren Völker des Kau- 
kasus und des Baltikums, war Brest-Litowsk ein Instrument der Be- 
freiung, auch wenn gewisse Bestandteile dieser Volksgruppen der 
bolschewistischen Propaganda der „kulturellen Selbstbestimmung” 
zum Opfer fielen. Ebnete der Vertrag einer mehr oder weniger star- 
ken deutschen Einflußnahme in der Peripherie des ehemaligen 
Zarenreiches den Weg, so lag doch in dieser — wie die Geschichte 
nach der Niederlage Deutschlands zur Genüge bewies — ein unent- 
behrlicher Schutz der Selbstbestimmung nichtrussischer Völker 
gegen den bolschewistischen und im Westen auch gegen den polni- 
schen Eroberungsdrang. 

Der Hofersche Entwurf wird aber durch das Weggelassene so- 
wohl wie durch das Enthaltene gekennzeichnet. Nirgends lesen wir 
z. B. von der drakonischen Natur des Versailler Friedens, der — weil 
im Namen einer scheinheiligen „internationalen Moralität” ver- 
hängt — den besiegten Völkern als ungerecht erscheinen mußte. An 
keiner Stelle wird die Tatsache gewürdigt, daß der durch ameri- 
kanische Intervention ermöglichte alliierte Sieg der langfristigen 
Machtentwicklung in Europa gar nicht entsprach, weswegen man- 
gels friedlicher Revision das Versailler Diktat zu einer neuen Kata- 
strophe führen mußte. Über die Bemühungen demokratischer 
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Revisionisten vom Schlage Stresemanns oder Brünings sowie ihre 
Diskreditierung durch hartnäckige Zurückweisungen seitens fran- 
zösischer und verbündeter Chauvinisten, verliert Professor Hofer in 
dieser „grundsätzlichen Auseinandersetzung“ mit einer Behandlung 
der Kriegsursachen kein Wort. 

Ganz im Gegenteil: Hofer präsentiert Adolf Hitler als einen deus 
ex machina, als „die entscheidende Ursache des Zweiten Welt- 
krieges”. Wie er ausführt: 

„Der Begriff der Schuld kann aus der Vorgeschichte des Zwei- 
ten Weltkrieges nicht wegdiskutiert werden. Während man jeden 
einzelnen Staatsmann von 1914, ja vielleicht alle zusammen sich 
wegdenken kann, ohne daß der Erste Weltkrieg deswegen denk- 
unmöglich würde, wird der Krieg von 1939 unvorstellbar, wenn 
man die einzige geschichtliche Gestalt Adolf Hitler aus dem ge- 
schichtlichen Geschehen herausnehme.” !5 
Da die hier angedeutete geschichtliche „Teufelstheorie” gewiß 

etwas für sich hat, hätte Hofer mit einer wenn auch einschneidenden 
Kritik an Taylors Wertung der Vorkriegsereignisse den Rahmen 
akademischer Gepflogenheiten keineswegs gesprengt. Hätte er z. B. 
Taylors keineswegs unfehlbare Deutung der überlieferten Führer- 
gespräche einer sachlichen Analyse unterzogen und dabei die Frage 
untersucht, inwieweit die verbliebenen Protokolle der Führerkonfe- 
renzen zuverlässige Indizien der tatsächlichen Außen- und Militär- 
politik des Dritten Reiches bilden, so wäre damit der Wahrheit ein 
wesentlicher Dienst geleistet worden. Diese Gelegenheit hat Pro- 
fessor Hofer aber leider versäumt. Statt dessen hat er seine nicht 
unbeträchtliche polemische Schlagfertigkeit dem Versuch gewidmet, 
Taylor wissenschaftlich zu diskreditieren und damit eine sachliche 
Diskussion der von ihm aufgeworfenen Fragen auszuschalten. 


Ein Beispiel: Die orthodoxe Darstellung der Sudetenkrise 1938 


In seinem Eifer, Taylor möglichst viele Irrtümer nachzuweisen, 
wiederholt Hofer einige längst korrigierte Fehlurteile sekundärer 
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Quellen. Typisch hierfür ist seine „Berichtigung“ der Taylorschen 
Darstellung der Sudetenkrise 1938. Hofer macht sich die irrige Ver- 
einfachung gewisser englischer Schriftsteller zu eigen, die (wie übri- 
gens Taylor selbst) in der ganzen Episode nur zwei nennenswerte 
Kampfparteien entdeckt haben: Hitler und seine Handlanger in der 
SdP-Führung auf der einen Seite und die von Benesch geführten 
„tschechischen Demokraten“ auf der anderen.!® Für Hofer im drit- 
ten Jahrzehnt nach München, genau wie für Chamberlain im Som- 
mer 1938, überschattet der auffällige Gegensatz Hitler-Benesch den 
Kampf sudetendeutscher Demokraten — unter denen die Sozial- 
demokraten, der gemäßigte Flügel der SdP und der aus politischer 
Zurückgezogenheit wiederkehrende Dr. Lodgman von Auen zu er- 
wähnen sind — um eine tschechisch-sudetendeutsche Verständigung 
im Rahmen einer föderalisierten Tschechoslowakei. Ferner über- 
sieht er das verborgene Ringen tschechischer Patrioten (wie z.B. 
General Lev Prchala) um die Verteidigung ihres Landes, auch ohne 
westlichen Beistand, sowie für dessen wirkliche Stärkung durch an- 
nehmbare Autonomiebestimmungen zu Gunsten der Sudetendeut- 
schen und Slowaken. Weil beide Gruppen durchaus erreichbare 
Ziele anstrebten, war das Scheitern ihres Kampfes gegen Sturheit 
und Verrat besonders tragisch.'” Mangels dieser Erkenntnisse ver- 
mittelt Hofer ein verzerrtes Bild der Ereignisse. 

Nach dem vielleicht berechtigten Einwand, Taylor habe den Ein- 
fluß der „Berliner Regie” auf die politische Entwicklung innerhalb 
des Sudetenlandes unterschätzt, wirft Hofer seinem englischen Kol- 
legen vor, Weizsäckers Notiz vom 10. September 1938 nicht zitiert 
zu haben, welche lautete: „SdP hat Anweisung, zu provozieren und 
Zwischenfälle hervorzurufen... Provokation soll bis Dienstag 
(dem 13.9.) auf den Höhepunkt gebracht werden.” Anschließend 
meint er: „Und so geschah es auch.” Eine Welle von Unruhen nazi- 
stischen Ursprungs ereignete sich aber nur in den Schreibmaschinen 
oberflächlicher Berichterstatter vom Schlage eines Wheeler-Ben- 
netts.!18® In Wirklichkeit wurden, den amtlichen Berichten des Prager 
Innenministeriums zufolge, nur 16 der 49 sudetendeutschen Be- 
zirke (Landkreise) von Ordnungsstörungen betroffen. Nach dem 
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zuverlässigen Bericht eines unmittelbaren Beobachters, des sozial- 
demokratischen Abgeordneten Dr. Wenzel Jaksch: „Die wichtigsten 
Industriezentren, wie Reichenberg, Gablonz, Bodenbach, Aussig, 
Teplitz, waren völlig ruhig geblieben, nicht zuletzt infolge des un- 
gebrochenen Einflusses der Sozialdemokraten auf die Massen.“ '? 
Nach Henleins „Heim-ins-Reich!”-Aufruf des 15. September und 
seiner anschließenden Flucht über die Grenze wurde die Ohnmacht 
der nationalsozialistischen „politischen“ Kriegführung noch offen- 
sichtlicher. Hier hätte Hofer einige Dokumente zitieren können, wie 
z. B. die Meldung der deutschen Gesandtschaft in Prag am 17. Sep- 
tember: 
„Bei hiesigen SdP-Abgeordneten einlaufen Nachrichten, wo- 
nach angeblich als Flucht bewerteter GrenzübergangSdP-Führung 
bei Teil sudetendeutscher Bevölkerung Vertrauenskrise hervor- 
gerufen hat. Gemeldeter Aufruf SdP angehöriger Bürgermeister, 
Ruhe und Ordnung aufrechtzuerhalten sowie sich umstürzle- 
rischen Bestrebungen fernzuhalten, werden von Prager SdP- 
Vertretern als Auflehnung gegen Revolutionsaufruf Henleins 
betrachtet.” ?° 
Hofer erwähnt in dieser Beziehung das Sudetendeutsche Freikorps, 
nicht aber den Umstand, daß dieses auf Reichsgebiet entstand und 
bis zur Übergabe des Sudetenlandes seine Tätigkeit auf Provoka- 
tionen im Grenzgebiet außerhalb der tschechoslowakischen Ver- 
teidigungslinie sowie auf Beschimpfungen über den Dresdener 
Rundfunk beschränkte. Als am 23. September die Prager Regierung 
die Mobilmachung anordnete, befolgten die Sudetendeutschen mit 
wenigen Ausnahmen die Gestellungsbefehle. Drei Tage später 
konnte General Syrovy dem Kabinett berichten, „daß er bei seinen 
Inspektionsreisen die Stimmung des Heeres nicht nur bei Tschechen 
und Slowaken, sondern auch teilweise bei den Deutschen einzigartig 
gut (jedinecne dobry) befunden habe.” Wie Dr. Jaksch treffend be- 
merkt, bildete die erfolgreiche Mobilisierung die eigentliche Volks- 
abstimmung im Sudetenland.?! 

Hatte Hitlers Versuch, das Sudetenland durch politische Agita- 
tion und Provokation zu erobern, in einem Mißerfolg geendet, so 
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standen seine militärischen Aussichten — entgegen einer weit verbrei- 
teten Meinung -— nicht besonders günstig. Hofer bemängelt Taylors 
gewiß flüchtige, man dürfte sagen fast ausgebliebene Behandlung 
der militärischen Aspekte der Sudetenkrise, ohne jedoch den Haupt- 
fehler der Taylorschen Darstellung zu beleuchten. Der britische 
Historiker hatte Hitlers Nürnberger Rede vom 12. September 1938 
mit folgenden Worten glossiert: „Was geschah? Nichts. Keine An- 
kündigung deutscher Mobilmachung; keine Kriegsandrohung....” *? 
Dazu Hofer: „Daß Hitler für seinen geplanten Angriff auf die 
Tschechoslowakei keine Mobilmachung nötig hatte und daß er gar 
nicht beabsichtigte, Krieg zu erklären, kümmert Taylor nicht.” *? 
Daß weder Taylor noch Hofer die im Spätseptember angeordnete 
Mobilmachung der fünf aktiven Westdivisionen sowie das Einrük- 
ken von sieben Divisionen in die Ausgangsstellungen für Aktion 
„Grün” für erwähnenswert hält, darf sicherlich als Schönheitsfehler 
entschuldigt werden. Die wesentliche Tatsache, an der beide vorbei- 
gehen, ist das Stärkeverhältnis der deutschen und tschechoslowaki- 
schen Streitkräfte, welches einen siegreichen Ausgang des Angriffs- 
planes „Grün” als eine keineswegs sichere Sache erscheinen ließ. 
Wie Jaksch die Lage darstellt: 

„General Halder hat bei seinem Einvernehmen durch Militär- 
fachleute der Alliierten nach dem Kriege angegeben, Deutschland 
habe im September 1938 nur 21 reguläre Divisionen zur Verfü- 
gung gehabt, darunter 2 Panzerdivisionen. Für weitere 10 Divi- 
sionen war noch Ausrüstung vorhanden. Die von Hitler für den 
27. September angedrohte Generalmobilmachung hätte also zu- 
nächst eine Kriegsstärke von 31 Divisionen ergeben. Nach An- 
gaben des tschechischen Generalstäblers Sladecek betrug die volle 
Mobilisationsstärke der tschechischen Armee 44 Divisionen. 
Davon waren nach dem 23. September 35 Divisionen in voller 
Stärke mobilisiert, darunter 4 Elitedivisionen, welche die Be- 
satzung der Grenzfestungen bildeten.” * 

Von den deutschen Streitkräften mußte ein beträchtlicher Anteil für 
die Bewachung der Westgrenze abgezweigt werden. Dagegen bil- 
dete die tschechoslowakische Abwehr eines möglichen, aber nach 
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dem Stand militärischer Bereitschaft unwahrscheinlichen ungari- 
schen Angriffs im Südosten ein weitaus geringeres Problem. Ob- 
wohl die damalige Überlegenheit der deutschen Luftwaffe den 
französischen Generalstab schwere Zivilschäden befürchten ließ, 
stand doch keineswegs fest, daß dies im militärischen Geschehen 
den Ausschlag geben würde.°® Darüber hinaus existierte eine hand- 
feste deutsche militärische Verschwörung mit dem Ziel, Hitler bei 
Ausbruch eines Krieges zu stürzen, deren Pläne durch die dem Füh- 
rer zugespielten diplomatischen Erfolge vereitelt wurden. 

Bei nüchterner Betrachtung kann Hitlers Draufgängertum keines- 
wegs als alleinige Ursache der Münchener Entscheidung von 1938 
gelten, auch wenn man Hofer recht gibt, daß der Nazi-Diktator von 
vornherein die restlose Zerschlagung der Masaryk-Benesch-Republik 
im Auge hatte. Abgesehen von der langfristigen politischen Ent- 
wicklung, zu der wir in einem späteren Abschnitt zurückkehren 
werden, schuf die paradoxe Politik der Prager Regierung - ein ver- 
nunftwidriges Gemisch von Renitenz sudetendeutschen Autonomie- 
forderungen gegenüber und Schwäche unter dem Druck diplomati- 
scher Erpressung — eine zunehmend unhaltbare Lage. Im übrigen 
schienen die Londoner und Pariser Regierungen aus durchaus ver- 
ständlichen und z. T. auch vertretbaren Gründen geradezu bestrebt, 
dem Dritten Reich die sudetendeutschen Gebiete zu schenken. 

Worauf es bei Hofers Kritik aber wirklich ankommt, macht er 
erst am Schluß seiner Besprechung klar. In prägnanter Formulie- 
rung bezeichnet der schweizer Historiker Taylors Absicht als die 
„Revision des sogenannten ‚Geschichtsbildes von Nürnberg’”, 
dessen Hauptthese lautet, daß das Hitlerregime den Zweiten Welt- 
krieg systematisch vorbereitete und vorsätzlich entfesselte.?® Ebenso 
ist Hofer bemüht, das „Nürnberger Geschichtsbild“ in seiner Ganz- 
heit zu verteidigen, d.h., jeder Tendenz mit allem Nachdruck zu 
widerstreben, die einmal „bewiesene” alleinige Kriegsschuld Hitlers 
auch nur teilweise auf andere geschichtliche Figuren zu verlagern. 

Hier sind zwei Feststellungen am Platz. Erstens: Die Frage nach 
der Verantwortung für den Ausbruch des Zweiten Weltkrieges ist 
eine ganz andere als die nach der Natur und der langfristigen Ziel- 
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setzung des Nationalsozialismus. Jede Frage verlangt eine getrennte 
Antwort. Zweitens: Das nationalsozialistische Expansionsprogramm 
ist von echten deutschen Nationalinteressen, auch dem der Vertrags- 
revision, strengstens zu unterscheiden. Diese Unterschiede werden 
aber in den Darlegungen Hofers und anderer Kritiker der Bücher 
von Taylor und Hoggan manchmal verwischt. 

In den Ausführungen Hofers sowie in anderen Erzeugnissen der 
deutschen Orthodoxie ist eine politische Funktion klar ersichtlich. 
Bevor wir aber diese Funktion zu ergründen versuchen, wenden 
wir uns dem Buch Professor Hoggans, Der erzwungene Krieg, und 
dem Empfang zu, der diesem von seiten der orthodoxen Historiker 


beschieden wurde. 


Das Hoggan-Buch „Der erzwungene Krieg”: Seine Thesen 
und seine politische Philosophie 


Im Jahre 1955 trat der Senior amerikanischer Revisionisten, der 
emeritierte Professor Harry Elmer Barnes, in Schriftwechsel mit 
dem jungen Historiker David L. Hoggan, der seinem älteren Kolle- 
gen seine 1948 von der Harvard-Universität angenommene Doktor- 
arbeit über. die deutsch-polnischen Verhandlungen vor dem Zwei- 
ten Weltkrieg zum Lesen überreichte. Barnes war durch die Tat- 
sache tief beeindruckt, daß die diplomatische Dokumentation — wie 
sie Hoggan auslegte — die These zu bekräftigen schien, daß Hitler 
1939 den Krieg nicht wünschte, und daß seine Forderungen an Polen 
die Empfehlungen bekannter amerikanischer und britischer Publi- 
zisten in den Jahren nach Versailles an Mäßigkeit übertrafen. Fer- 
ner, schreibt er: 

u.» . Professor Hoggan erbrachte den schlüssigen Beweis, daß 
Hitler bis zu den letzten Stunden vor Ausbruch der Feindselig- 
keiten zum Verhandeln bereitstand, während Polen ab März 
1939 jede Verhandlung beharrlich verweigerte; ferner, daß im 
späten August 1939 der britische Außenminister Lord Halifax 
sich geweigert hatte, auf polnischen Verhandlungen mit Deutsch- 
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land zu bestehen. Gleichzeitig hatte der britische Botschafter in 
Warschau, Sir Howard Kennard, die Polen sogar gedrängt, nicht 
zu verhandeln. Die Hauptverantwortung für den Ausbruch des 
deutsch-polnischen Krieges lag also bei Polen und Großbritan- 
nien, während für die Umwandlung des deutsch-polnischen 
Konfliktes zu einem europäischen Krieg Großbritannien, unter 
der Führung von Halifax, die fast ausschließliche Verantwortung 
tragen mußte.” *” 

Unter der Schirmherrschaft Professor Barnes’ und mit Hilfe eines 
von ihm vermittelten Forschungsstipendiums baute Hoggan sein 
Werk zu einer umfangreichen Geschichte der in den Zweiten Welt- 
krieg mündenden Diplomatie aus. Das Manuskript wurde verschie- 
denen Gelehrten zur Begutachtung unterbreitet und mehrmals revi- 
diert; inwieweit die Vorschläge der Lektoren Gehör fanden, ist dem 
Verfasser unbekannt. Ein wissenschaftliches Werk von fast 900 
Seiten aus der Feder eines bisher unbekannten Autors ist schwer 
unterzubringen, und die großen amerikanischen Stiftungen sind 
selten geneigt, die Veröffentlichung „unorthodoxer” Bücher zu 
subventionieren. So geschah es, daß die erste Auflage des Hoggan- 
schen Buches in deutscher Übersetzung November 1961 unter dem 
Titel Der erzwungene Krieg: Die Ursachen und Urheber des Zwei- 
ten Weltkrieges erschien. Eine nochmals revidierte amerikanische 
Auflage, deren Druckfahnen der New Yorker Verleger diesem Ver- 
fasser freundlicherweise zur Verfügung stellte, soll in kurzer Zeit 
erscheinen. 

Als Grundlage für die Analyse und Beurteilung der Kontroverse, 
die durch die Veröffentlichung des Hoggan-Buches entfacht wurde, 
ist zunächst ein möglichst objektives Bild des Werkes nötig, sowohl 
seines Inhalts, seiner Dokumentation und seiner politischen Ten- 
denz, wie auch seiner pädagogischen Wirkung auf die Studenten. 
Neben der Lektüre des Erzwungenen Krieges sowie eines Teils der 
im Buch zitierten Dokumente hatte der Verfasser im Sommer 19673 
Gelegenheit, in einer Reihe von Besprechungen mit zeitgeschichtlich 
interessierten Studenten an sechs deutschen Universitäten ihre 
Meinungen über Hoggan und seine Kritiker sowie über das Gesamt- 
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problem der Kriegsschuld zu sondieren. Die folgende, nach Ziffern 
aufgegliederte Darstellung verwertet sowohl die in diesen Be- 
gegnungen vorgetragenen studentischen Ansichten, wie auch die 
Erfahrung und Forschungsergebnisse des Verfassers: 

1. Der erzwungene Krieg ist eine eingehende, alle bisherigen 
Darstellungen an Ausführlichkeit übertreffende diplomatische 
Geschichte des Ausbruches des Zweiten Weltkrieges, die neben 
den veröffentlichten diplomatischen Akten eine Anzahl sonstiger 
Quellen verwertet. Besonders die Entwicklungen von Anfang 
1938 bis zu den Kriegserklärungen vom 3. September 1939 wer- 
den stellenweise mit Einzelheiten dargestellt, welche dem Buch 
für den ernsthaften Studenten moderner Geschichte — wenigstens 
als Korrektur der konventionellen Darstellungen und als Weg- 
weiser zur Problematik des Kriegsausbruches — einen unbestreit- 
baren Wert verleiht. Dies läßt sich trotz der Tatsache feststellen, 
daß Hoggan den Inhalt verschiedener Dokumente in verzerrter 
Form wiedergegeben und eine Deutung gewisser Ereignisse der 
Jahre 1938-39 sowie der politischen Zielsetzung Adolf Hitlers an 
den Tag gelegt hat, die schwere Bedenken hervorrufen muß. 

2. Obwohl das diplomatische Geschehen nach Wertung im 
Rahmen einer gesamtgeschichtlichen Auffassung verlangt, ist das 
Hoggansche Buch in seiner Essenz eine rein diplomatische, nicht 
eine politische und noch weniger eine philosophische Geschichte. 
Im Interesse der Objektivität ist es notwendig, die von Hoggan 
untersuchten außenpolitischen Ereignisse und seine diplomatisch- 
geschichtlichen Schlußfolgerungen von der politischen Philoso- 
phie gedanklich auseinanderzuhalten, die seiner Wertung politi- 
scher Persönlichkeiten und Begebenheiten eine für manche 
befremdende Färbung verleiht. 

3. Wie der Vergleich mit den einschlägigen Dokumentarquel- 
len bestätigt, ist Hoggan eine Anzahl z. T. schwerer sachlicher 
Fehler unterlaufen. Bleibt ihr Umfang im Verhältnis zum Ge- 
samtinhalt des Buches auch gering, so beeinträchtigen sie doch 
seine Beweiskraft an gewissen kritischen Stellen, die in späteren 
Teilen dieser Abhandlung untersucht werden. 
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a) Für die amerikanische sowie für die neue deutsche Auflage 
seines Buches hat Hoggan eine Korrektur bewiesener Fehler in 
Aussicht gestellt. Aus Gründen, die im folgenden Abschnitt er- 
sichtlich werden, muß es in manchen Fällen bis zum Erscheinen 
dieser Auflagen eine offene Frage bleiben, ob Hoggan bereit ist, 
erwiesene Fehler als solche anzuerkennen. 

b) Obwohl die sachlichen Irrtümer im Hogganschen Buch als 
Anhaltspunkte für die anschließend zu erörternde Polemik ver- 
wendet wurden, ist die Feststellung ihrer Existenz keineswegs 
gleichbedeutend mit dem Beweis, Hoggan habe absichtlich Quel- 
len verfälscht oder unterschlagen. Ob und in welchem Umfang 
Hoggan vorsätzliche Verdunkelung oder schuldhafte Fahrlässig- 
keit vorgeworfen werden kann, muß sich aus der Untersuchung 
der Einzelfälle ergeben, von denen Beispiele im Anhang auf- 
geführt sind. 

4. Diejenigen Studenten, die Der erzwungene Krieg durch- 
gelesen hatten, einschließlich der Schüler andersdenkender Pro- 
fessoren, waren größtenteils der Meinung, daß Hoggan — ob man 
seine politischen Wertungen akzeptiert oder nicht und trotz zu- 
tage getretener Unrichtigkeiten — einige wichtige diplomatische- 
geschichtliche Thesen im großen und ganzen bewiesen hat. Diese 
lassen sich folgenderweise zusammenfassen: 

a) Hitler und Ribbentrop setzten wiederholt den polnischen 
Außenminister Oberst Beck und seinen Berliner Botschafter Lip- 
ski von der deutschen Unzufriedenheit mit der zunehmend als 
untragbar empfundenen Lage Danzigs und der Deutschen in 
Polen in Kenntnis, und schlugen mehrmals Kompromißlösungen 
deutsch-polnischer Differenzen vor. (Die Frage nach der Billigkeit 
solcher Vorschläge liegt im Bereich der politischen Meinung, kann 
also ohne eine gewisse Subjektivität nicht beantwortet werden. 
Es darf aber darauf hingewiesen werden, daß zahlreiche Staats- 
männer und Gelehrte auf alliierter sowie deutscher Seite eine 
Revision der Vertragsbestimmungen von Versailles befürwor- 
teten.) 

b) Gegen den Rat seiner Mitarbeiter schlug Oberst Beck jede 


Möglichkeit ab, zu einer auch für Deutschland annehmbaren Lö- 
sung der Danzig-, Korridor- undMinderheitenfragen zu gelangen, 
obwohl er wissen mußte, daß ein unnachgiebiges Verharren auf 
dem status quo von Versailles unausbleiblich das Hitler-Regime 
zur Gewalt provozieren würde. Während des Herbstes und Win- 
ters 1938/39 bediente er sich einer Verschleppungstaktik; nach 
der britischen Garantie des 31. März 1939 lehnte Beck jede ernste 
Verhandlung über die strittigen Fragen ab und versteifte sich auf 
eine offen deutschfeindliche Politik. (Hoggans Urteil, Polen habe 
eine selbstmörderische Großmachtpolitik verfolgt, wird übrigens 
von dem nicht als besonders deutschfreundlich bekannten Exper- 
ten Hans J. Morgenthau bestätigt, der in seinem Lehrbuch der 
internationalen Politik schreibt: „Eine Nation kann versuchen, 
ohne die notwendigen Voraussetzungen die Rolle einer Groß- 
macht zu spielen, und wird damit dem Unheil entgegenlaufen, 
wie es im Falle Polens zwischen den beiden Weltkriegen auch ge- 
schah.” ?°) 

c) Hitler bemühte sich ernstlich um eine Regelung der deutsch- 
polnischen Streitfragen als Grundlage einer Annäherung der bei- 
den Regierungen. Dabei erachtete er stets die Rückkehr Danzigs 
zum Reich und die Gewährung extraterritorialer Transitrechte als 
unentbehrliche Minimallösung. Erst nach der britischen Garantie, 
als die polnische Versteifung die Unmöglichkeit einer ausgehan- 
delten Vereinbarung zu beweisen schien, entschloß sich Hitler, 
Polen militärisch zu vernichten. Trotzdem ließ er bis zum Kriegs- 
ausbruch die Tür für eine Regelung in letzter Minute theoretisch 
offen. Der Beweis, daß diese Verhandlungsbereitschaft ehrlich 
gemeint war, gelingt Hoggan allerdings nicht. (Aus Gründen, die 
nachher ersichtlich werden, versäumt Hoggan, die sich aus der 
totalitären Natur des Nationalsozialismus ergebende Problematik 
zu würdigen. Ließen sich die deutschen Forderungen als gemäßigt 
betrachten — hätte eine republikanische Reichsregierung sie ge- 
stellt — so hatte Beck, besonders nach dem 15. März 1939, allen 
Grund zu fürchten, daß die Erfüllung auch minimaler Forderun- 
gen nur den ersten Schritt nach weiteren, durch Gewaltandro- 


25 


26 


hung erzwungenen, die unabhängige Existenz des polnischen 
Staates gefährdenden Konzessionen bedeuten würde. Kurzum 
sah sich Beck vor die Frage gestellt, ob man den Versprechungen 
einer totalitären Diktatur Vertrauen schenken darf.) 

d) Nach der Münchener Konferenz gelang es dem britischen 
Außenminister Lord Halifax die bisher bei Premierminister 
Chamberlain liegende Führung der britischen Außenpolitik in die 
Hand zu nehmen. Von Oktober 1938 bis September 1939 fügte 
sich das Kabinett den Entscheidungen von Halifax, wobei der 
offensichtlich durch die „Münchener Debatte” im Parlament dis- 
kreditierte Chamberlain in eine sekundäre, aber nicht, wie Hog- 
gan andeutet, in eine tatenlose Rolle gedrängt wurde. 

e) Spätestens 1938 gelangte Halifax zu der Überzeugung, daß 
das nationalsozialistische Machtsystem Adolf Hitlers, welches die 
militärischen und politischen Kräfte Deutschlands wiederherge- 
stellt und in den Dienst eines rücksichtslosen Expansionismus ge- 
setzt hatte, eine unmittelbare Gefahr für die lebenswichtigen 
nationalen Interessen Englands darstelle. Seine Politik nach 
München, die auf einer zunächst stillschweigenden, nach März 
1939 offenbarten Absage an das Appeasement beruhte und durch 
ein beträchtliches Wiederaufrüstungsprogramm bekräftigt wurde, 
zielte auf eine entscheidende Niederlage des Dritten Reiches hin, 
auf diplomatischem Wege, wenn es ginge, sonst durch kriegerische 
Auseinandersetzung. Dabei betrachtete Whitehall die Unterstüt- 
zung Sowjetrußlands als erwünscht, aber entbehrlich. (Während 
der Moskauer Verhandlungen im Sommer 1939 über eine rus- 
sische Garantie für Polen und andere Pufferstaaten weigerten 
sich die Briten, für die Sowjetunion selbst eine Garantie zu geben, 
denn sie wären damals lieber frohlockende Zuschauer eines 
deutsch-russischen Vernichtungskrieges geblieben.) 

f} Um dem englischen (und noch wichtiger dem amerikani- 
schen) Volk den Krieg moralisch und politisch annehmbar zu 
machen, mußte Deutschland zu einer Aggression verleitet wer- 
den. Hierfür benötigte Halifax einen Fallstrick, wofür Polen her- 
halten mußte. Deswegen war seine Diplomatie so kalkuliert, um 


den polnischen Widerstand gegen deutsche Forderungen zu ver- 
steifen, jedoch im Äußeren genügend nuanciert, um London in 
der Rolle eines Beschwichtigers erscheinen zu lassen. Die Politik 
seines Vorgesetzten wirksam unterstützend, untergrub der briti- 
sche Botschafter in Warschau, Sir Howard W. Kennard, soweit als 
möglich jeden Ansatz zu einer polnischen Anpassung an Deutsch- 
land. (Die Erkenntnis, daß keine echte Verständigung mit einer 
totalitären Diktatur möglich ist, dient höchstens der Rechtferti- 
gung, keineswegs aber der Verleugnung der polnischen Reni- 
tenz.) Obwohl die britische Öffentlichkeit einen Krieg wegen 
Danzig abgelehnt hätte, wirkte die bedingungslose Garantie 
gegen deutsche Angriffe als eine Bürgschaft gegen eine deutsche 
Einverleibung des sogenannten „Freistaates Danzig“. 

g) Daß England an Polen hauptsächlich als Fallstrick inter- 
essiert war, liegt auf der Hand, denn die Geographie verbietet 
jede wirksame Verteidung der polnischen Westgrenze von Eng- 
land aus. Hoggan weist auf die Tatsache hin, daß Halifax die im 
Juni 1939 vorgetragene polnische Bitte um finanzielle Unterstüt- 
zung im Betrag von 60 Millionen Pfund Sterling für den Einkauf 
von Kriegsmaterial mit einem nur in England verwendbaren Kre- 
dit von 8 Millionen Pfund quittierte, auf Grund dessen keine Lie- 
ferungen wirklich stattfanden. (Bekanntlich garantierte die bri- 
tische Regierung nicht die polnische Ostgrenze gegen sowjetische 
Annexionen. Churchills Verhandlungen mit der polnischen Exil- 
regierung im Jahre 1944 galten vornehmlich dem Versuch, die 
Polen zur Annahme der Stalinschen Gebietsforderungen zu be- 
wegen.°”) 

5. Die vorhin aufgezählten diplomatisch-geschichtlichen The- 
sen, deren Beweis Hoggan zur Zufriedenheit der Mehrheit seiner 
akademischen Leser (wie auch dieses Verfassers) gelungen ist, 
bleiben auf das rein außenpolitische Geschehen beschränkt. Sie 
enthalten weder politische Hypothesen noch politische Wertun- 
gen. Die Frage bleibt z. B. offen, ob Hitler eine nach polnischem 
Nachgeben in der Danzig-Frage zustandegebrachte deutsch-pol- 
nische Partnerschaft dazu benutzt hätte, einen gemeinsamen Feld- 
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zug gegen die Sowjetunion zu lancieren. Der Beweis, daß Halifax 
es vorsätzlich zu einem deutsch-polnischen Krieg mit dem Ziel 
britisch-französischer Intervention kommen ließ, zieht keines- 
wegs die Schlußfolgerung nach sich, daß er damit zu Unrecht han- 
delte. Obwohl Hoggan wiederholt die Ansicht äußert, daß Hali- 
fax die traditionelle englische Politik des Kräftegleichgewichts in 
reiner Form wiederbelebte, gelingt ihm der Beweis dieser These 
nicht. Vielmehr scheint die Überzeugung, daß sich kein stabiles 
Verhältnis mit der totalitären und expansionistischen Hitler-Dik- 
tatur erreichen lasse, eine wesentliche Rolle in den Überlegungen 
des britischen Außenministers gespielt haben. 

6. Hoggans Feststellung, daß die britische Diplomatie eher 
eine kriegsfördernde als eine beschwichtigende Rolle spielte, be- 
deutet aber keineswegs eine Leugnung deutscher Mitverantwor- 
tung für den Kriegsausbruch. Obwohl er Hitlers Handlungen als 
gerechtfertigt ansieht, versucht der kalifornische Historiker in 
keiner Weise die Tatsache zu verhehlen, daß Hitler — nicht Hali- 
fax — den deutschen Truppen ihren Marschbefehl erteilte, 
und daß er dies mit dem Bewußtsein tat, daß die britische 
und aller Wahrscheinlichkeit nach die französische Regierung 
bereit standen, daraufhin gegen Deutschland den Krieg zu erklä- 
ren. Hatte Halifax die Weichen in Richtung des Krieges gestellt, 
so war es doch Hitler, der dem britischen Außenminister seine 
erwünschte Provokation lieferte. 

7. An gewissen Stellen seines Buches läßt Hoggan seine poli- 
tische Philosophie klar durchblicken. Zur Frage, inwieweit sie die 
sachliche Richtigkeit seiner diplomatischen Historiographie be- 
einträchtigt, mag der Leser anhand der hier dargestellten und 
ihm sonst bekannten Tatsachen sein eigenes Urteil bilden. Un- 
bestreitbar dagegen bleibt der Einfluß, den sie auf seine politi- 
schen Wertungen ausübt, wie z. B. bezüglich der Legitimation des 
nationalsozialistischen Reichstags als Vertretungskörperschaft, 
der Annexion Österreichs im März 1938 und der Behandlung des 
tschechischen Staatspräsidenten Hacha in der Reichskanzlei in der 
Nacht vom 14. zum 15. März 1939.°! Damit in dieser Hinsicht 


keine Unklarheit entsteht, lassen wir Hoggan selbst reden, und 
zwar in der Form eines Briefes an den Verfasser, aus dem mit aus- 
drücklicher Genehmigung Professor Hoggans zitiert wird. Seine 
Ausführungen wurden durch die folgenden Sätze des Verfassers 
in einem Schreiben an Hoggan veranlaßt: 

„Mit Ihrer Feststellung [in einem früheren Brief], daß Sie den 
Nationalsozialismus nicht in dieselbe Kategorie oder gar eine 
ähnliche Kategorie mit dem Kommunismus einreihen, treffen Sie 
unmittelbar den Kern unserer Auseinandersetzung. Mein Stand- 
punkt ist, daß Kommunismus und Nationalsozialismus abwei- 
chende Formen desselben Grund-Phänomens bilden, des moder- 
nen Totalitarismus. Ich würde sogar behaupten, die marxistische 
und die Nazi-Ideologie sind in ihrer Funktion verschiedene Arten 
des Überbaues, die auf einem im wesentlichen gleichen psycholo- 
gischen Fundament errichtet worden sind.” 

Dazu äußerte sich Hoggan: 

„Sie behaupten, daß die psychologischen Beweggründe des 
internationalen Kommunismus und des deutschen National- 
sozialismus die gleichen seien. Es ist mein Standpunkt, wie Sie 
ohne Zweifel erwartet haben, daß sie nicht die gleichen sind, 
ja, daß nichts ferner von der Wahrheit sein könnte. ... Der inter- 
nationale Kommunismus ist seit langem eine Pseudoreligion ge- 
worden, die in ihrem Wahn den Menschen verherrlicht und in die 
Rolle Gottes versetzt. ... 

„Die Behauptung, daß der deutsche Nationalsozialismus im 
kommunistischen Sinne totalitär gewesen sei, ist wahrscheinlich 
eine der am höchsten subversiven Ideen, die im heutigen Amerika 
in Umlauf sind. ... 

„Hitler sagte häufig, daß er nicht die Absicht hatte, das organi- 
sierte Christentum zu bekämpfen. Ein gänzlich anderes Problem 
bildeten Kirchenführer, ob protestantisch oder katholisch, die 
darauf bestanden, ex cathedra eine Rolle in der Politik zu spielen. 
Der deutsche Nationalsozialismus war die improvisierte Antwort 
zu einer schweren nationalen Krise. Hitler selbst redete oft über 
die Art der Regierung, die Deutschland nach Überwindung der 
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Krise haben sollte; sie war nicht ein System, wie jenes, das er wäh- 
rend des Notstands leitete. Hitler war kein Bolschewik. Revolu- 
tionäre Elemente befanden sich in seiner Partei, aber — anders 
als die Bolschewiki — er gelangte rechtsmäßig zur Macht mit dem 
einzigen Zweck und Ziel, die traditionelle Würde seines Landes 
wiederherzustellen. Anders als die Bolschewiki hatte er keine 
Absicht, die Welt zu erobern und ihr die Utopie aufzuzwin- 


gen.” °? 


Aus diesem Schriftwechsel ergibt sich, daß der Verfasser den Na- 
tionalsozialismus als eine dem Kommunismus verwandte Form des 
Totalitarismus anerkennt. Trotz der oberflächlichen Unterschiede 
beziehen beide Bewegungen ihre Triebkraft von derselben irratio- 
nalen und kulturfeindlichen Dynamik, die in der Anomalie des 
modernen Massenmenschen wurzelt. Hoggan dagegen will diese 
Erkenntnis nicht wahrhaben und betrachtet den Hitlerstaat als eine 
mildherzige Autokratie, etwa im Stil der Türkei unter Kemal Ata- 
türk oder Portugals unter Salazar. Der durch die Konzentrations- 
und Massenvernichtungslager dem normalen Beobachter selbst- 
evident gewordene dämonenhafte Zug des Nationalsozialismus ist 
für Hoggan, wie für manche andere Nazi=Apologeten, einfach nicht 
existent. 


Die orthodoxe Reaktion auf Hoggan 


Der erzwungene Krieg hätte also der Ausgangspunkt für eine 
fruchtbare Auseinandersetzung sein können, hätte sich die akade- 
mische Welt in aufgeschlossener Weise mit seinen Grundthesen be- 
faßt und diese einer sachlichen Kritik unterworfen. In diesem Vor- 
gang hätte Hoggans Revisionismus wahrscheinlich eine weitere 
Revision erfahren, aber das Gesamtergebnis wäre zweifellos heil- 
sam für die nationale Selbstachtung der von „Schuld und Sühne“” 
übersättigten deutschen Studenten gewesen. Eine solche positive 
Diskussion wurde von der Wochenschrift Der Spiegel eröffnet, die 
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sich in einem längeren Artikel am ı2. Juni 1962 mit den Thesen 
Taylors und Hoggans kritisch auseinandersetzte. 

Die Koryphäen der deutschen Orthodoxie blieben aber jeder ern- 
sten Prüfung der Hogganschen Befunde und der zu ihrer Unterstüt- 
zung angeführten Dokumentationen abhold. Da, wie wir gesehen 
haben, die Orthodoxie nicht nur eine geistige, sondern auch eine 
politische Position bildete, waren sie nicht geneigt, das Risiko einer 
Erschütterung orthodoxer Glaubenssätze einzugehen. Das Hoggan- 
Buch, das trotz seines Umfanges und seines unvermeidlich hohen 
Preises bald zu einem Bestseller wurde, konnte aber nicht mit ein- 
fachem Schweigen abgetan werden. Die Orthodoxie holte also zum 
Generalangriff aus, der mit einer längeren Besprechung von Taylor 
und Hoggan in den Vierteljahresheften für Zeitgeschichte im Juli 
1962 eröffnet wurde. Zu dieser von Gotthard Jasper verfaßten Re- 
zension schrieb der Chefredakteur der Vierteljahreshefte, Professor 
Dr. Hans Rothfels, ein besonderes Vorwort.?? 

Das Rothfels-Jasper-Traktat bietet einen klassischen Fall des 
argumentum ad hominem. Rothfels beginnt mit dem Hinweis, daß 
H. R. Trevor-Roper, der dem Taylorschen Buch ablehnend gegen- 
übersteht, statt Taylor als „regius professor” an der Oxford-Uni- 
versität ernannt wurde; er hält es als wesentlich für eine Beurteilung 
des Hogganschen Werkes, daß Hoggan keine „akademische Posi- 
tion“ inne habe. (Hoggan war zur Zeit der Rezension und ist noch 
Dozent in der Abendschule des San Francisco State College.) Jasper 
versucht es mit der in (nicht völlig berechtigter) Verbindung mit 
dem verstorbenen Senator Joseph R. McCarthy berüchtigt gewor- 
denen Technik der „guilt by association” (Schuld durch Verbin- 
dung). Nachdem er Hoggan verübelt, gewisse Memoiren als unent- 
. behrliche Quellen bezeichnet zu haben, schreibt er: „Wenn man 
noch hinzufügt, daß Tansills ‚Back Door to War’ als ‚glänzende 
Analyse’ gelobt wird, so weiß der Kenner, welche Art ‚historischer 
Wahrheit’ ihm hier enthüllt werden soll.” % Jemand hätte Jasper 
darauf aufmerksam machen müssen, daß in Amerika die von Char- 
les A. Beard und Charles C. Tansill vertretene These, Roosevelt 
habe die Vereinigten Staaten absichtlich in den Krieg mit Japan hin- 
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einmanövriert, um durch diese „Hintertür” in den Krieg mit Hiitler- 
Deutschland zu gelangen, in den letzten Jahren fast zur Orthodoxie 
geworden ist. Die Apologeten Roosevelts sind zu einem großen Teil 
dazu übergegangen zu erklären, warum das nationale Interesse den 
Präsidenten zwang, die Kriegsteilnahme Amerikas mit List herbei- 
zuführen. 

Den weitaus größeren Teil seiner Besprechung von Hoggan wid- 
met Jasper einer Kritik der politischen Wertungen des amerikani- 
schen Historikers. Da, wie wir sahen, diese Wertungen ihren Aus- 
gangspunkt in einer Beurteilung des Nationalsozialismus haben, 
die von geläufigeren Auffassungen merklich abweicht, wäre gegen 
eine solche Kritik nichts einzuwenden, hätte sich Jasper in weniger 
gehässiger Weise ausgedrückt und an die Regeln logischer Beweis- 
führung gehalten. In manchen Punkten wird der kritische Betrach- 
ter des Nationalsozialismus Jasper recht geben, wie z.B. in seiner 
Bemängelung von Hoggans Darstellung der Annexion Österreichs, 
der Behandlung der Juden im Dritten Reich und der „Begründung” 
für den Einmarsch Hitlers in Prag im März 1939. Hätte Jasper die 
Problematik dieser Ereignisse und der mit ihnen zusammenhängen- 
den geschichtlichen Fragen sachlich beleuchtet, so wäre die Grund- 
lage für eine konstruktive Kritik des erzwungenen Krieges gegeben. 
Eine solche sachliche Kritik ist nach wie vor dringend nötig. 

Leider aber verwendet Jasper seine Aufzählung mehr oder weni- 
ger anfechtbarer politischer Urteile lediglich als Bekräftigung für die 
Feststellung, Hoggan habe sich durch die „Haltlosigkeit seiner Wer- 
tungen” als wissenschaftlicher Historiker disqualifiziert. Es wäre 
interessant zu wissen, ob das Prädikat „haltlos” auch für die Äuße- 
rung des soeben für salonfähig erklärten Trevor-Ropers gilt, der in 
auffälliger Übereinstimmung mit Hoggan geschrieben hat: „... der 
Nazi-Staat war nicht (in irgendeinem sinnvollen Gebrauch des Wor- 
tes) totalitär; und seine führenden Politiker bildeten nicht eine Re- 
gierung, sondern einen Hof...”*® Hoggans politische Wertungen 
bestimmen aber keineswegs die Richtigkeit seiner diplomatischen 
Historiographie. Wirkten unorthodoxe oder gar subversive Mei- 
nungen automatisch als wissenschaftlich disqualifizierend, so würde 
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es sich niemals lohnen, Werke von sowjetischen oder rotchinesi- 
schen Gelehrten zu lesen. 

Jasper bemüht sich, Einzelheiten über die gewiß von Hoggan ver- 
nachlässigten deutschen Kriegsvorbereitungen sowie über die ver- 
schiedentlich erörterten und aller Wahrscheinlichkeit nach zur späte- 
ren Durchführung bestimmten Pläne für eine Eroberung von Le- 
bensraum im Osten als Beweise gegen die Stichhaltigkeit der Hog- 
ganschen Thesen anzuführen, daß Hitler eine friedliche Beilegung 
deutsch-polnischer Differenzen erstrebte,und daß er einen Krieg mit 
England anläßlich der Wiederangliederung Danzigs nicht wünschte. 
Hierin liegt aber ein augenfälliges non sequitur. Bis zum Frühling 
1939 hatten die deutschen Expansionspläne keineswegs die Beseiti- 
gung Polens als Voraussetzung. Vielmehr war es die amtlich kund- 
gegebene deutsche Zielsetzung, nach Regelung der Danzig- und Kor- 
ridorfragen (zunächst unter Bedingungen, die Polen fast die Gesamt- 
heit der ihm zugeschlagenen ehemals preußischen Gebiete belassen 
hätten) die mit dem Nichtangriffspakt von 1934 in Aussicht ge- 
stellte Partnerschaft zu verwirklichen. Daß sich Polen dabei mit der 
Rolle des jüngeren Teilhabers zufrieden geben mußte, war unter 
den herrschenden Kräfteverhältnissen unvermeidbar. Ebenso mußte 
die polnische Regierung befürchten, daß nach angeblicher territoria- 
ler Befriedigung das von einer totalitären Dynamik getriebene Hit- 
lerreich weitere Gebietsforderungen, möglicherweise in Verbindung 
mit „Kompensation“ Polens im Osten, doch stellen würde. 

Da die Sowjetregierung die ukrainischen und weißrussischen 
Landesteile beanspruchte, die Polen teils von Österreich erworben, 
teils nach dem polnisch-russischen Krieg 1920 annektiert hatte, 
kam eine polnische Anlehnung an die UdSSR nicht in Frage. Daß, 
in den von Jaspers zitierten Worten Lipskis, eine deutsch-polnische 
Allianz „selbstredend deutlich antirussische Tendenz haben müsse”, 
erschüttert in keiner Weise Hoggans Beweisführung, daß sich Hitler 
und Ribbentrop intensiv um das Zustandebringen einer solchen 
Allianz bemühten. 

In der Frage, ob Hitler einen Krieg mit den Westmächten vorsätz- 
lich heraufbeschwor, spricht die Logik der machtpolitischen Lage 
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gegen die Vermutung Jaspers. Je ernster sich Hitler mit Plänen für 
eine Ausdehnung des deutschen Siedlungsgebietes im Osten be- 
faßte, desto mehr mußte ihm daran gelegen sein, sich den Rücken 
durch eine Verständigung mit England zu decken. Die gelegentlichen 
antibritischen Zornausbrüche des Führers, die in seiner Rede vor 
höchsten Offizieren der Wehrmacht am 23. Mai 1939 ihren Gipfel 
erreichten, können dementsprechend als Ausdrücke der Verärgerung 
darüber gedeutet werden, daß England für eine solche Abmachung 
nicht zu haben war. Die zwingende Frage, die Jasper nicht weniger 
als Hoggan unbeantwortet läßt, ist die, inwieweit die irrationale 
Dynamik des Nationalsozialismus bzw. die Dämonie seines Führers 
das Hitler-Regime trieb, gegen die machtpolitischen Interessen 
Deutschlands zu handeln. 

Ein weiteres non sequitur liegt in Jaspers Andeutung, daß Hali- 
fax, weil er den Präventivkrieg sensu stricto wiederholt abgelehnt 
hatte, deswegen einen provozierten Krieg als unerlaubtes politi- 
sches Mittel erachten müsse. 

Insoweit sich Jasper mit der sachlichen Richtigkeit von Hoggans 
Geschichtsschreibung befaßt, entdeckt er an einer Stelle einen we- 
sentlichen Irrtum. Hoggan scheint das Eintreffen der italienischen 
Weigerung, ohne die Lieferung beträchtlicher, damals nicht zur Ver- 
fügung stehender Mengen vonKriegsgütern und strategischen Roh- 
stoffen an Deutschlands Seite Krieg zu führen, vom späten Nach- 
mittag auf den Vormittag des 25. August 1939 verlegt zu haben, 
d. h. auf einem Zeitpunkt, bevor Hitler seinen später widerrufenen 
Befehl zum Einmarsch in Polen erließ. Hoggan zufolge, veranlaßte 
Mussolinis Schreiben Hitler „...ohne Aufschub mit den Polen ab- 
zurechnen, noch bevor England und Frankreich den tatsächlichen 
Standpunkt Italiens erfuhren.” * Obwohl Ribbentrops Memoiren 
diese Chronologie bestätigen, wird sie durch die einschlägigen 
Akten und die Memoiren von Halder, Weizsäcker und Schmidt 
widerlegt. Hoggan hat seinen Irrtum eingestanden und die Stelle 
entsprechend geändert. 

Die sonstigen von Jasper zitierten „Fälschungen“ erweisen sich 
größtenteils als Verschiedenheiten der Auslegung. Inwieweit z. B. 
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nach der Liquidation der Tschechoslowakei die erfundene Meldung 
des rumänischen Gesandten Tilea, Hitler habe der Bukarester Re- 
gierung ein Ultimatum gestellt, den Inhalt der Rede Chamberlains 
in Birmingham am Abend des 17. März 1939 beeinflußt hat, bleibt 
mangels genauer Dokumentation eine Frage der Vermutung. Tat- 
sache ist, wie Jasper gesteht, „daß Halifax Tileas Meldung über das 
deutsche Ultimatum ungeprüft in die Presse gelangen ließ”. Dies 
deutet sicherlich nicht auf die Absicht hin, die schon aufgeregte bri- 
tische öffentliche Meinung zu beschwichtigen. Ähnlich verhält es 
sich mit Jaspers Behauptung, Hoggan habe mit seiner Darstellung 
des Hitler-Hacha-Paktes vom ı5. März 1939 als rechtsgültig eine 
„Fälschung“ begangen, obwohl der als Quelle angeführte Weiz- 
säcker in seinen Memoiren von einem „scheinrechtlichen Start zu 
Hitlers Marsch auf Prag” geschrieben hat. Mögen viele die Ansicht 
teilen, daß Hoggans flüchtige Darstellung der ultimativen Atmo- 
sphäre des mitternächtlichen Gespräches in der Reichskanzlei und 
der erpresserischen Wirkung der Drohung Hitlers und Görings 
(gegen die Tschechei, nicht gegen Hacha persönlich) kaum gerecht 
wird, bleibt die Frage nach der Rechtsgültigkeit des um 3 Uhr 55 am 
Morgen des 15. März unterzeichneten Abkommens schließlich eine 
Meinungsfrage. Der Verfasser findet Professor Raschhofers Ana- 
lyse überzeugend, wonach weder das Abkommen noch das dadurch 
errichtete Protektorat völkerrechtlich gültig waren, weil die vorher 
von Hitler fest beschlossene und schon vor der „Verhandlung“ in 
Gang gesetzte vertragswidrige Invasion Böhmens und Mährens die 
Tschechoslowakei bzw. Tschechei schon als Völkerrechtssubjekt aus- 
gelöscht hatte. Dagegen hielt die damalige deutsche Fachliteratur 
das Abkommen für völker- und staatsrechtlich gültig; das italieni- 
sche Appelationsgericht sah im Protektorat den Rechtsnachfolger 
des tschechoslowakischen Staates.?” 

Zusammenfassend: Jaspers Kritik der ideologischen Orientierung 
des Hogganschen Buches ist durchaus einleuchtend und als politi- 
sche Stellungnahme vertretbar. Leider hat er sie in Tönen ausge- 
drückt, die kaum zu sachlicher und fruchtbarer Diskussion einladen. 

Die von Jasper eröffnete Polemik wurde durch die Kritik des 


35 


Historikers Walther Hofer fortgesetzt, die zunächst in der Neuen 
Zürcher Zeitung, später mit Hofers Besprechung von A. J. P. Taylor 
als Broschüre veröffentlicht wurde.® Obwohl der Titel „Geschichts- 
Revision durch Geschichtsfälschung” den Ton dieser Abhandlung 
angibt, weiß der Schweizer Professor den ausführlich zitierten, aber 
nicht immer treffenden Angaben Jaspers in dieser Sparte nichts 
Wesentliches hinzuzufügen. Nur an einer Stelle bringt Hofer etwas 
Neues: den Vorwurf, Hoggan habe mit seiner Darstellung der Rib- 
bentrop-Lipski-Gespräche im Spätherbst 1938 den Leser zur An- 
nahme irregeführt, die polnische Renitenz in der Danzig-Frage habe 
nach der britischen Garantie im März 1939 angefangen. In Wirklich- 
keit zitiert Hoggan Äußerungen Lipskis, aus denen in aller Klarheit 
hervorgeht, daß auch im Herbst 1938 Polen in keinem Fall bereit 
war, der Wiedereingliederung Danzigs in das Deutsche Reich zuzu- 
stimmen.” 

Es ist offensichtlich, daß Hofers Hauptinteresse nicht so sehr den 
Einzelheiten der Dokumentation Hoggans als den politischen Ur- 
teilen des amerikanischen Historikers gilt. „Für Hoggan“”, schreibt 
Hofer, „ist der Zweite Weltkrieg ein von England bewußt herbei- 
geführter europäischer Konflikt, um das übermächtig gewordene 
Deutschland niederzuschlagen.” Wie Hofer darlegt, ist diese These 
für die Anhänger eines wieder in Erscheinung tretenden deutschen 
Nationalismus angenehm; daß sie sich mit dem vom nationalsoziali- 
stischen Propagandaministerium verbreiteten Bild der Kriegsentste- 
hung deckt, ist unter den Umständen unvermeidlich, was aber nichts 
Endgültiges über ihre Stichhaltigkeit besagt. In seiner Bemühung, die 
Hoggansche Wertung ad absurdum zu führen, beruft sich Hofer auf 
Annahmen, die wiederum unter die Lupe genommen werden müssen. 

In einer Hinsicht hat Professor Hofer zweifellos recht. In Hog- 
gans Darstellungen der innenpolitischen Praxis des Dritten Reiches, 
wie z. B. in Fragen der akademischen Freiheit, der NS=Judenpolitik 
und der Übertragung legislativer Gewalt auf die Exekutive, treten 
die totalitären Aspekte des Nationalsozialismus nicht in Erschei- 
nung. Dies beweist jedoch keine Absicht Hoggans, den Leser vor- 
sätzlich irrezuführen, sondern deutet auf die Tatsache hin, daß 
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Hoggan, wie er selbst erklärt, den Nationalsozialismus wohl für 
autoritär, nicht aber für totalitär hält. 


Die orthodoxen Gegenthesen — Die American Historical Review 
und die Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte 


Durchdringt man die schlagfertige Polemik, mit welcher Hofer 
Hoggans Beschuldigung von Halifax als Hauptkriegstreiber ab- 
weist, und unterzieht man sein Argument einer logischen Analyse, 
so ersieht man darin eine Reihe von Gegenthesen, die keine aus- 
drückliche Darlegung finden, jedoch als Axiome für die Begründung 
der deutschen Kriegsschuld unentbehrlich sind. Die Notwendigkeit 
dieser Annahmen ergibt sich u. a. aus den auch von orthodoxen Hi- 
storikern nicht zu verleugnenden Tatsachen, daß: (1) die britische 
Regierung Polen am 31. März 1939 eine Garantie gegen Deutsch- 
land gewährte, die bekanntlich nicht auf den Fall des unprovozier- 
ten Angriffs beschränkt blieb, sondern sich auf „irgendeine die pol- 
nische Unabhängigkeit deutlich bedrohende Aktion” bezog,‘ und 
(2) daß es England war, das zuerst nach dem deutschen Einmarsch 
in Polen gegen Deutschland den Krieg erklärte, nicht das Gegenteil. 
Diese Gegenthesen bilden den logischen Unterbau für den Hofer- 
schen Satz, „Der Begriff der Schuld kann aus der Vorgeschichte des 
Zweiten Weltkrieges nicht wegdiskutiert werden.” Sie lassen sich 
folgendermaßen formulieren: 

1. Weder in der Weigerung Polens, einer Revision der Be- 
stimmungen des Versailler Vertrages bezüglich Danzigs oder der 
deutsch-polnischen Grenze stattzugeben, noch in der Behandlung 
der deutschen Minderheit in Polen besaß Deutschland einen 
rechtlich und moralisch vertretbaren casus belli gegen Polen. 

Diese These hat zwei alternative Begründungen: 

(a) Weil mit dem Vertrag von Versailles und der polnischen 
Handhabung der Vertragsbestimmungen kein Unrecht gegen 
das deutsche Volk in dem Maße begangen sei, welches die An- 
wendung deutscher Gewalt gegen Polen gerechtfertigt hätte. 
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(Daß das Unrecht einen gesamteuropäischen Krieg nicht gerecht- 
fertigt hätte, genügt nicht als Begründung, denn es war Englands 
Entscheidung, die den deutsch-polnischen Krieg zu einem euro- 
päischen bzw. Weltkrieg umwandelte.) 

(b) Weil das moderne Völkerrecht den Krieg als überhaupt 
unzulässig gebrandmarkt habe, es sei denn als Verteidigung oder 
Vergeltung nach erfolgter feindlicher Aggression, evtl. auch als 
„Vorbeugungsangriff” („preemptive attack”) im Falle sich ent- 
faltender militärischer Maßnahmen eines Gegners.?! 

2. Keiner der von Hitler und Ribbentrop zwischen Oktober 
1938 und August 1939 unterbreiteten Vorschläge für eine Rege- 
lung deutsch-polnischer Differenzen hätte Polen billigerweise zu- 
gemutet werden können. (Diese These ist notwendig, um die bri- 
tische Regierung vor dem Vorwurf zu schützen, sie hätte Polen 
in einer unmäßigen Haltung versteift und dadurch Hitler eine 
moralische Falle gestellt. Die Behauptung ist häufig zu verneh- 
men, daß sonst vertretbare polnische Konzessionen an das natio- 
nalsozialistische Deutschland wegen der aggressiven Dynamik 
des Dritten Reiches untragbar gewesen wären. Mit diesem Argu- 
ment wird aber eine politische Begründung für den Krieg durch 
die Hintertür eingeschmuggelt - ein Vorgang, den gerade Hofer 
als unzulässig gestempelt hat.) 

3. Der deutsche Angriff gegen Polen im September 1939 hat 
keine moralische Rechtfertigung. (Diese These ist die Schlußfol- 
gerung der Thesen ı und 2, welche für sie eine notwendige Vor- 
aussetzung bilden.) 

4. Die Eröffnung und Durchführung eines totalen Krieges 
europäischen Ausmaßes gegen Deutschland war eine angemes- 
sene Vergeltung für die deutsche Gewaltanwendung gegen Polen, 
und daher vom rechtlichen und moralischen Standpunkt keine 
Aggression seitens der britischen oder französischen Regierung. 
(Verwirft man die Hoggansche These, London habe den west- 
lichen Krieg gegen Deutschland aus politischen Erwägungen ent- 
facht, so kann dieser Krieg nur als Vergeltung verstanden wer- 
den. Seine Wirksamkeit als Maßnahme zur Verteidigung Polens 


wurde schon im voraus durch die geographische Lage des polni- 

schen Staates zwischen den beiden gegen ihn Territorialansprü- 

che hegenden totalitären Großmächten ausgeschlossen. Es sollte 
sich sogar im Laufe des Krieges erweisen, daß das eigentliche 

Streitobjekt Polen im Interesse des Totalsieges über Deutschland 

geopfert werden mußte.) 

Der Feldzug gegen den Revisionismus wurde von Professor Roth- 
fels fortgesetzt, der in einem Teil seines Vortrages am Duisburger 
Historikertag im Oktober 1962 das Hoggansche Buch erneut an den 
Pranger stellte.?* Da gegen den Inhalt des Buches wenig mehr zu sagen 
war, entlud sich der Thüringer Gelehrte gegen seinen Verleger, dem 
er vorwarf, antiwestliche Ressentiments zuhegen und wegen „Staats- 
beschimpfung in verfassungsfeindlicher Absicht” bestraft worden 
zu sein. Worin die als subversiv geahndeten Meinungen des Ver- 
legers bestanden, wurde Rothfels Hörern nicht enthüllt, von denen 
wahrscheinlich erwartet wurde, aus der Strafe die Schuld zu folgern. 

Der Streit um das Hoggan-Buch in Amerika wurde durch Ger- 
hard L. Weinberg eröffnet, der auf eineinhalb Seiten der American 
Historical Review (Band 68, Nr. ı, Oktober 1962) den kaliforni- 
schen Historiker der geschichtlichen Verschleierung bezichtigte. 
Hoggans Schlüsse, so meinte Weinberg, werden durch folgende 
vier Methoden begründet: (a) Annahme der öffentlichen Erklärun- 
gen Hitlers als Beweise seiner tatsächlichen Politik, (b) Geringschät- 
zung bzw. Außerachtlassung der geheimen Äußerungen des Füh- 
rers, wie diese z.B. in den Hoßbach- und Schmundt-Protokollen 
registriert wurden, (c) Umwechselung der Reihenfolge historischer 
Ereignisse für dramatische Wirkung, sowie (d) Verdrehung oder 
Erfindung des Beweismaterials. Von den Beispielen, mit denen 
Weinberg seine Vorwürfe belegen will, beruht eines auf unacht- 
samer Lektüre (die Behauptung, daß Hoggan die entscheidende pol- 
nische Ablehnung der deutschen Danzig-Vorschläge im Herbst 1938 
nicht erwähnt habe) und ein anderes auf einem Übersetzungsfehler 
(in der nachher zu erörternden Trott-zu-Solz-Angelegenheit). Ab- 
gesehen davon, läßt sich Professor Weinbergs Besprechung dahin 
bemängeln, daß sie an der entscheidenden Frage vorbeigeht, ob 
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nämlich die Dokumentation der Vorkriegsdiplomatie die von Hog- 
gan vertretene These rechtfertigt, daß Halifax — unter den im Früh- 
ling und Sommer 1939 herrschenden Umständen - es lieber auf 
einen Krieg als auf ein neues „München“ ankommen ließ. 

Die Besprechung gab Anlaß zu einem regen Schriftwechsel in den 
Seiten der AHR (Band 68, Nr. 3, und Band 69, Nr. ı, April und 
Oktober 1963), an dem Hoggan, Weinberg und die Professoren 
Harry Elmer Barnes, William L. Langer und Raymond J. Sontag 
teilnahmen. Da sich die Korrespondenten hauptsächlich mit persön- 
lichen Fragen sowie mit denen des Werdegangs des Buches beschäf- 
tigten, wird auf eine nähere Beschäftigung mit diesen Briefen hier 
verzichtet. 

Der treffendste Angriff gegen Hoggan wurde im August 1963 
durch die Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte gerichtet, und zwar 
in der Form einer von Dr. Hermann Graml angefertigten Gegen- 
überstellung einschlägiger Quellen und Zitate von Hoggan. Für 
30 Fälle wurde auf der linken Seitenhälfte jeweils „das von Hoggan 
zitierte Dokument“, auf der rechten „wie Hoggan den Inhalt wie- 
dergibt” gebracht. Die Diskrepanzen sind auffällig: Für den Schrift- 
leiter der Vierteljahreshefte, Helmut Krausnick — der die Einleitung 
zur Gramlschen Zusammenstellung schrieb — reichten sie aus, um 
Hoggan vorsätzlicher Fälschung zu überführen.” 

Eine „vorläufige Erwiderung“ von Hoggan, auf welche im fol- 
genden stellenweise eingegangen wird, erschien in der Deutschen 
Wochen-Zeitung (Hannover) vom 2. November 1963.” Amerika- 
nische Kollegen, einschließlich des gegenwärtigen Verfassers, die 
Hoggan wohlwollend gegenüberstanden, hielten jedoch diese Ant- 
wort für unausreichend. Man ließ Hoggan wissen, es werde von 
ihm erwartet, für jeden der von Graml zitierten Fälle entweder seine 
Behauptungen einwandfrei dokumentarisch zu belegen, oder die in 
Vorbereitung befindliche amerikanische Ausgabe seines Buches ent- 
sprechend zu ändern. 

Mit der Absicht, über die Weiterbearbeitung der 30 Graml- 
Punkte Bericht zu erstatten, besuchte der Verfasser Dr. Hoggan in 
Palo Alto, Kalifornien, im Juni 1964, kurz nach der Rückkehr des 
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letzteren von einer Vortragsreise in Deutschland. Obwohl Dr. Hog- 
gan den Verfasser höflich empfing, verweigerte er ihm Einsicht in 
seine Korrektur der von Graml in Frage gestellten Teile seines 
Manuskriptes. 

An gewisse präliminäre Untersuchungen des Professors Henry 
M. Adams (Universität Kalifornien, Santa Barbara) anknüpfend, 
verglich der Verfasser die einschlägigen Stellen im Hogganschen 
Buch mit den Originalquellen. Dabei dienten die durch den Ver- 
leger freundlicherweise zur Verfügung gestellten Druckfahnen der 
amerikanischen Ausgabe wie auch die dritte deutsche Auflage, so- 
wie die amerikanische Übersetzung der Akten zur deutschen Außen- 
politik (ADAP) als Ausgangsbasis. Der Zweck dieses Exerzitiums 
war, zu einem unabhängigen Urteil über die gegen Hoggan er- 
hobenen Vorwürfe zu gelangen. 

Der Entwurf der Untersuchungsergebnisse wurde gleichzeitig an 
Dr. Hoggan und Dr. Graml zur Stellungnahme gesandt. Der letz- 
tere setzte sich in extenso mit den Begebenheiten auseinander, bei 
denen der Verfasser die Berechtigung seiner Kritik der Hoggan- 
schen Darstellung in Frage gestellt hatte. Hoggan dagegen be- 
schränkte sich zunächst auf kurze Feststellungen, schrieb aber spä- 
ter eine längere Stellungnahme, die er in der National-Zeitung und 
Soldatenzeitung (München) veröffentlichte. Anhand beider Stel- 
lungnahmen wurde die Analyse in ihrer gegenwärtigen Form revi- 
diert; sie befindet sich im Anhang dieser Schrift. 

Ohne hier auf die Einzelergebnisse der Untersuchung einzu- 
gehen — die dem Leser im Anhang zugänglich sind - läßt sich fest- 
stellen, daß die Mehrzahl der Einwände Gramls gegen Hoggans 
Wiedergabe der Dokumente berechtigt erscheinen. Damit wird ge- 
meint, daß Unrichtigkeiten und Unklarheiten tatsächlich vorliegen: 
Ob nun diese auf Fahrlässigkeit, Verbohrtheit oder gar Täuschungs- 
absicht zurückzuführen sind, ist eine Frage, die der Leser im Einzel- 
fall auf Grund der Tatsachen für sich selbst entscheiden muß. 

In einigen Fällen hat Hoggan Korrekturen für die amerikanische 
sowie für die nächste deutsche Ausgabe seines Buches in Aussicht 
gestellt. In anderen Fällen scheint er aber die Notwendigkeit wich- 
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tiger sachlicher Berichtigungen nicht eingesehen zu haben. Bis er 
diese Korrektur durchführt — oder aber seine Darstellung durch zu- 
sätzliche Dokumentation rechtfertigt — damit alle Zweifel an seiner 
Wiedergabe der Dokumentation zerstreut werden, hat der kritische 
Leser Anlaß, seiner Historiographie im allgemeinen skeptisch 
gegenüberzustehen. 

Auf der anderen Seite hat auch Graml in einzelnen Fällen „Dis- 
krepanzen” entdeckt, wo wirklich keine existieren. Da aber Graml 
sich zum großen Teil sachlich mit dem Inhalt des Hogganschen 
Buches befaßt hat, muß man seine Kritik konstruktiver werten 
als die persönlichen Angriffe gewisser Senioren der Zeitgeschichte. 


Die politische Funktion der orthodoxen Geschichtsbetrachtung 


Dem Leser der verschiedenen im Laufe der Hoggan-Kontroverse 
entstandenen Streitschriften muß es auffallen, in welchem Umfang 
die Vertreter der historischen Orthodoxie die verwerflichen Eigen- 
schaften, Maßnahmen und Vorhaben der Nationalsozialisten als Be- 
kräftigung für ihre Thesen der deutschen Kriegsschuld anführen. In 
diesem Zusammenhang ist zu bemerken, daß (1) der Nationalsozia- 
lismus in keinem Falle mit dem deutschen Volke schlechthin iden- 
tifiziert werden darf, und (2) Fakten der zitierten Art — welches 
Entsetzen sie auch hervorrufen mögen — keinen zwingenden Zu- 
sammenhang mit dem Ausbruch des deutsch-polnischen oder des 
britisch-deutschen Krieges aufweisen. Anhänger einer simplisti- 
schen Betrachtungsweise werden vielleicht hier einwenden: „Wozu 
der ganze Apparat der ‚Kriegsschuld’? Wäre es nicht einfacher zu 
sagen, der Nationalsozialismus sei politisches Gangstertum ge- 
wesen, und Halifax deswegen zu gratulieren, weil er den für die 
Beseitigung des Übels notwendigen Krieg herbeiführte?” Eine sol- 
che Argumentation wäre gewiß einfacher und auch überzeugender, 
weil im Grunde genommen die Auseinandersetzung der orthodo- 
xen Historiker mit Hoggan ein Konflikt politischer Weltanschauung 
ist. Aber mit dieser Vereinfachung würde das ganze Gebäude der 
orthodoxen Kritik zusammenstürzen, weil beide Seiten denselben 
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Ausgangspunkt beziehen würden: daß Halifax, mit oder ohne Be- 
rechtigung, eine kriegsfördernde Diplomatie betrieb. 

Die politische Funktion der deutschen geschichtlichen Orthodoxie 
läßt sich in folgenden Sätzen kurz umreißen. Als der Zweite Welt- 
krieg mit der totalen Niederlage Deutschlands zu Ende ging, wurde 
die damals stark von der Kriegspropaganda beeinflußte Historio- 
graphie der Siegermächte, welche das „Geschichtsbild von Nürn- 
berg“ malte, auch im deutschen Raum maßgebend. Insoweit die 
Außenpolitik durch geschichtliche Vorstellungen beeinflußt wird, 
bildete diejenige der Bundesrepublik eine Erwiderung dieses Ge- 
schichtsbildes. Gegenwärtig wird die ursprüngliche Konzeption der 
alleinigen deutschen Kriegsschuld durch revisionistische Kritik zu- 
nehmend unterhöhlt. Mittlerweile ist aber die deutsche Außenpoli- 
tik — um einen Begriff aus der Soziologie des Verhaltens zu bor- 
gen — funktionell autonom, d. h. unabhängig von ihren Ursachen 
geworden. Die Beziehung zwischen Historiographie und Außen- 
politik ist nunmehr umgekehrt; die historische Orthodoxie dient 
der Rechtfertigung einer zum Selbstzweck gewordenen politischen 
Richtlinie. Dieselbe Feststellung gilt mutatis mutandis für die ame- 
rikanische Orthodoxie und die amerikanische Außenpolitik. 

Die notwendige konstruktive Kritik des Hogganschen Buches 
liegt gerade auf dem Gebiet der politischen Aufassungen. Die we- 
sentliche Frage ist nicht die moralisch-juristische Frage, wer hat zu- 
erst geschossen und ob „Aggression“ oder „Vergeltung“ vorliegt 
— die Frage nach einer erklügelten und höchstens für die Sieger 
überzeugenden „Kriegsschuld”“ — sondern eine rein politische Frage: 
Ob und in welchen Grenzen der Krieg um die Beseitigung eines 
totalitären Herrschaftssystems gerechtfertigt war, zugleich in wel- 
chem Umfang die Kriegführung auf deutscher Seite ihre Rechtferti- 
gung hatte. Diese ist die Frage politischer Systeme: die Frage nach 
menschlicher Freiheit, nach menschlichem Wohlstand und nach 
menschlicher Verpflichtung. Mögen auch hier ethische Momente 
eine wesentliche Rolle spielen, so verlangt doch die Materie vor 
allem eine philosophische und sittliche, und erst in zweiter Linie 
eine formaljuristische Betrachtung. 
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KAPITEL II 


DER „LEGALISTISCHE MORALISMUS” 
(LEGALISM-MORALISM) UND DIE FRAGE 
DES VÖLKERRECHTLICHEN KRIEGSVERBOTS 


Die Notwendigkeit einer Kritik des Nürnberger Urteils 


Wie der Verfasser im Laufe seiner Informationsreise feststellen 
konnte, haben in weiten studentischen Kreisen die Angriffe gegen 
Hoggan eine negative Wirkung erzielt. Wie gelegentlich zum Aus- 
druck gebracht wurde, ist es Hoggans Kritikern gelungen, einige 
Löcher in sein Werk zu schießen, keineswegs aber das Hauptgerüst 
seiner Beweisführung zu erschüttern. Der unmäßige Ton der Pole- 
mik hat sogar Sympathie für Hoggan hervorgerufen; mancherorts 
besteht der Eindruck, daß die Hohepriester der historischen Ortho- 
doxie nicht geneigt seien, ihre Glaubenssätze der freien Konkur- 
renz am geistigen Marktplatz auszusetzen. Begebenheiten wie z. B. 
der Ausschluß des Hogganschen Buches aus den hessischen Schul- 
bibliotheken oder der Protest von Golo Mann, Gräfin Dönhoff und 
Professor Rothfels gegen die unredigierte Veröffentlichung der Kal- 
tenbrunner-Akten werden als Bestätigung dieses Argwohns emp- 
funden. 

Außer den Kreisen, denen aus verschiedenen Gründen an der 
Aufrecterhaltung des „Geschichtsbildes von Nürnberg” gelegen 
ist, haben die Bemühungen der orthodoxen Schule, Hoggan pau- 
schal zu diskreditieren, statt sein Werk einer selektiven Kritik zu 
unterwerfen, eher Skepsis als Zustimmung erregt. In manchen Fäl- 
len wurden Studenten durch die Kontroverse veranlaßt, herkömm- 
liche Geschichtsauffassungen einer persönlichen Prüfung zu unter- 
ziehen und die hierfür notwendige Lektüre primärer und sekun- 
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därer Quellen zu unternehmen. Mag diese Entwicklung im allge- 
meinen zu begrüßen sein, liegt in ihr jedoch eine gewisse psycholo- 
gische Gefahr. Es wird möglicherweise nicht dabei bleiben, daß 
durch den Ausgang des akademischen Streites Hoggans Prestige 
als diplomatischer Historiker eine Steigerung erfährt. Für unerfah- 
rene Leser wird nämlich die Glaubwürdigkeit von Hoggans diplo- 
matisch-geschichtlichen Aussagen auf seine politischen Wertungen 
übertragen werden. Umgekehrt kann die Widerlegung sogar eines 
Teiles der orthodoxen Beschuldigungen gegen Hoggan dazu führen, 
in den Augen der Unerfahrenen den von der Orthodoxie (aber nicht 
nur von ihr!) abgelehnten Nationalsozialismus moralisch zu reha- 
bilitieren. Werden die Grundsatzfragen, die der Auseinanderset- 
zung unterliegen, nicht zutage gefördert und in offener und freier 
Debatte erledigt, so lauert die Gefahr, die der englische Jurist F.J.P. 
Veale durch eine neutrale Revision der Nürnberger Urteile gebannt 
sehen möchte: die Gefahr einer „Idealisierung Adolf Hitlers als des 
letzten Verteidigers europäischer Größe, eine Legende, die sich sonst 
unvermeidlich in den Zeiten politischer Erniedrigung und wirtschaft- 
lichen Bedrängnisses erheben wird, die den Völkern Europas be- 
vorstehen.” ?° Mag das Wirtschaftswunder der Voraussage Veales 
zeitweilig die Schärfe entzogen haben, so liegt doch die von ihm 
angezeigte Tendenz in der gesamteuropäischen Entwicklung ver- 
borgen. Sollte künftig die amerikanische Entschlossenheit zur 
Beschützung Westeuropas gegen den Kommunismus zu wanken 
drohen, so wird die nationalsozialistische Ideologie mit großer 
Wahrscheinlichkeit ihre Auferstehung feiern. 

Die notwendige Kritik der Hogganschen Geschichtsschreibung 
öffnet zugleich den Weg zu einer dringend erforderlichen Kritik der 
ethischen Grundsätze westlicher Politik, die auch von einer Über- 
prüfung der Nürnberger und sonstigen sogenannten Kriegsverbre- 
cherurteile nicht absehen kann. Führt diese Kritik zu einer Erneue- 
rung abendländischen Geistes, so wird das Hauptverdienst Hog- 
gans und anderer Revisionisten darin bestehen, als Katalysatoren 
gewirkt zu haben. Als erster Schritt nach dieser Kritik — die für 
Amerikaner wie für Europäer eine politische Selbstkritik bedeutet — 
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ist es notwendig, die Haltung der Gegner des geschichtlichen Revi- 
sionismus ideologisch und psychologisch zu ergründen. 

Esistkaumnotwendighierzuwiederholen, daß 
Hoggan nicht deswegen angegriffen wurde, weil 
ersichhierunddortinEinzelfragengeirrt—seien 
dieseauchz. T.wesentlicher Natur— sondern weil 
ergegendasCredoeinerhistorischen OÖrthodoxie 
Ketzereibegangenhatte.... 

Diese Orthodoxie hatte ihren Ursprung in England und Amerika 
im Laufe des Ersten Weltkrieges und erreichte ihren Höhepunkt in 
den frühen zwanziger Jahren. Ihre Funktion war es, die alliierte 
Kriegspolitik, die Kriegsteilnahme der Vereinigten Staaten und spä- 
ter den Versailler Frieden zu rechtfertigen. 

Vom Revisionismus der dreißiger Jahre zeit- 
weilig verdrängt, erschien das orthodoxe Ge- 
schichtsbild, zu dem starke antideutsche und 
antipreußische Vorurteile gehören, als Grund- 
lagealliierter Propagandaim Zweiten Weltkrieg 
wieder. 

Aus Gründen, die Professor Barnes in seiner Streitschrift gegen 
„historische Verdunkelung” darlegt,“* ist die geschichtliche Revi- 
sion nach dem Zweiten Weltkrieg viel langsamer als nach dem frü- 
heren Konflikt vor sich gegangen. Obwohl revisionistische Bücher 
erschienen und ihre Thesen sogar in einzelnen Fällen akzeptiert 
worden sind, wie z.B. in den mit Pearl Harbor zusammenhängen- 
den Fragen, behauptet noch heute die Orthodoxie die beherrschen- 
den Stellen an den Universitäten wie in der Produktion von Schul- 
büchern. 

Im Gegensatz zurEntwicklungnach demErsten 
WeltkriegistdiesmalauchimfreienTeilDeutsch- 
landsdiehistorische Orthodoxie westlicher Prä- 
gung zurherrschenden Doktrin geworden. Außer 
inden Kreisen der Heimatvertriebenen sind An- 
sätzeeinersichselbständigentwickelnden deut- 
schen Geschichtsbetrachtung kaum bemerkbar. 
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Die amerikanische Doktrin des „gerechten Krieges” 


In Amerika ist die historische Orthodoxie zugleich Ausdruck und 
Grundlage einer politischen Auffassung, die der scharfsinnige Ana- 
lytiker George F. Kennan als „Legalism-Moralism” (rechtlich- 
moralischer Starrsinn) bezeichnete,” und die in der politischen 
Ethik Woodrow Wilsons und Franklin D. Roosevelts sowie in der 
„Nichtanerkennungsdoktrin” des Secretary of State Stimson am 
klarsten hervortrat.“® Den Kern des legalistischen Moralismus, wie 
wir diesen amerikanischen Begriff übersetzen wollen, bildet der 
Versuch, die für einzelne Mitglieder zivilisierter Gesellschaften 
untereinander geltenden Grundsätze des Rechtes und der Sittlich- 
keit auf die internationalen Beziehungen souveräner Staaten an- 
zuwenden. 

Die ideologischen Wurzeln des legalistischen Moralismus erstrek- 
ken sich bis in die erste Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts zurück. 
Damals war das amerikanische Volk vornehmlich mit dem Aufbau 
von Handel und Industrie sowie mit der Verwirklichung des „Mani- 
fest Destiny” (der „offenbaren Bestimmung“), d. h. mit der Erobe- 
rung und Erschließung eines kontinentalen Lebensraumes beschäf- 
tigt.‘ Neben diesen praktischen Interessen entstand jedoch ein uto- 
pischer Idealismus, dessen Weltfremdheit schon dem französischen 
Beobachter de Tocqueville auffiel, und der in der messianischen 
Überzeugung gipfelte, daß der amerikanische Bund die Formel für 
die künftige Zusammenfassung der Menschheit darstelle. Der Pro- 
bleme anderer Weltteile unkundig, aber durch die auffallenden 
Taten demokratischer Helden wie Bolivar, Mazzini, Kossuth und 
Garibaldi tief beeindruckt, setzten die amerikanischen Idealisten 
die Identität nationaler Befreiungskämpfe mit der eigenen revolu- 
tionären Tradition voraus, ohne sich darüber Rechnung zu geben: 
(1) daß das von John Locke formulierte und in der amerikanischen 
Unabhängigkeitserklärung verbriefte „Revolutionsrecht” nur im 
genau definierten Fall der Zerstörung der Individualrechte auf 
Leben, Freiheit und Eigentum die Zerschlagung bestehender Staats- 
verbände billigt, (2) daß die erst im Laufe des Unabhängigkeits- 
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krieges entstandene amerikanische „Nation” britischer und sonsti- 
ger Kolonisten ein gänzlich anderes Phänomen bildet als durch 
Sprache und Kultur gekennzeichnete Nationen wie z. B. etwa die 
Franzosen oder die Slowaken, oder (3) daß der unbedingte Staats- 
nationalismus kleiner und kleinster, neben- und durcheinander 
lebender europäischer Nationen unvermeidlich zu einer Reihe von 
Kriegen zwischen diesen und zu einer Tyrannei der Staatsvölker 
führen mußte. 

Mit der Monroe-Doktrin bezogen die Vereinigten Staaten gegen 
den Imperialismus Stellung. Wie der Historiker Hans Kohn aber 
bemerkt, definierten amerikanische Politiker den Imperialismus als 
die überseeische Expansion — eine Kategorie, welche das eigene 
„Manifest Destiny“ der kontinentalen Gebietsvergrößerung aus- 
drücklich ausschloß.°® Als mit der Aneignung von Samoa, Hawaii 
und den früheren spanischen Besitzungen die Vereinigten Staaten 
selbst ihre Seegrenzen übersprangen, entbrannte ein heftiger Streit 
zwischen den Gegnern der Expansion, zu denen der demokratische 
Parteiführer William Jennings Bryan und der Yale-Professor W. G. 
Sumner gehörten, und der von Senator Albert J. Beveridge geführ- 
ten „imperialistischen” Richtung. Der Zwist wurde durch einen 
Kompromiß beigelegt, der idealistische Vorstellungen mit prak- 
tischen Belangen versöhnte: Die Vereinigten Staaten behielten ihre 
neuen Besitzungen und erwarben die Panama-Kanalzone dazu, be- 
kannten sich dagegen zum Grundsatz der konsequenten Mißbilli- 
gung der imperialistischen Abenteuer anderer Mächte. Dieser 
Grundsatz fand in der von Secretary of State John Hay eingeführ- 
ten Politik der „offenen Tür” in China Anwendung, die, wie Ken- 
nan bemerkt, auf einer falschen Einschätzung chinesischer Zustände 
beruhte und schließlich dazu beitrug, die Japaner zum Krieg gegen 
die Vereinigten Staaten zu reizen." 

Nach dem Zwischenspiel der „Dollardiplomatie” während der 
Taft-Administration und den keineswegs unprovozierten Interven- 
tionen des Präsidenten Wilson in Mexiko und den Karibischen Re- 
publiken nahm der legalistische Moralismus konkrete Form als 
außenpolitischer Grundsatz während des Ersten Weltkrieges an. 
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Amerikanische Geschichtsbücher zeigen wenig Übereinstimmung in 
der These, warum eigentlich die Vereinigten Staaten in den Krieg 
zogen. Einige Autoren behaupten, die deutsche Wiederaufnahme 
des unbeschränkten U-Boot-Krieges nach der im Mai 1916 ein- 
gelegten Pause sei entscheidend gewesen; andere stimmen mit Wal- 
ter Lippmann überein, daß die U-Boote lediglich einen passenden 
Vorwand lieferten, und daß der wirkliche Grund in der (von Lipp- 
mann und den meisten Schulhistorikern als berechtigt empfunde- 
nen) Befürchtung lag, die sich aus einem Sieg der Zentralmächte 
ergebenden Kraftverhältnisse könnten für Amerika gefährlich wer- 
den.?? 

Obwohl die britische Regierung die transatlantischen Nachrich- 
tenwege beherrschte und ihre Propaganda der deutschen bei weitem 
überlegen war, und die Sympathien Wilsons und seiner Berater un- 
zweideutig bei den Alliierten lagen, scheint die Frage der Aggres- 
sion bzw. der Kriegsschuld die amerikanische Entscheidung für den 
Krieg nicht maßgeblich beeinflußt zu haben. Noch 1916 konnte Wil- 
son in einer öffentlichen Rede erklären, daß die Ziele und Ursachen 
des Krieges „uns nichts angehen. Wir haben kein Interesse daran, zu 
ergründen oder zu erforschen, von welchen dunklen Quellen seine 
überwältigende Flut hervorgebrochen ist.” °? Nachher legte er ein 
indirektes Geständnis ab, die Bedeutung des Krieges verkannt zu 
haben. 

Wie man auch die Ursachen des amerikanischen Eintritts in den 
Ersten Weltkrieg beurteilen mag, scheint es doch auf Grund der 
heute verfügbaren Quellen ziemlich klar, daß sich die Mehrheit des 
amerikanischen Volkes im Krieg befand, ohne zunädhst zu wissen 
warum, jedenfalls ohne das Bewußtsein eines klar definierbaren 
nationalen Interesses. Zwei Wochen nach der Kriegserklärung mel- 
dete Wellington House, die britische Propagandazentrale, einen ent- 
täuschenden Mangel an Begeisterung seitens der Presse und des 
Publikums in Amerika. Die Kriegsteilnahme mußte ex post facto 
begründet werden, wofür Wilson und sein tüchtiger Propaganda- 
chef George Creel Sorge trugen. 

Als Reformer puritanischer Tradition verwarf Wilson jede 
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machtpolitische Begründung des Kriegseintritts als „machiavelli- 
stisch” und mit dem amerikanischen Gewissen unvereinbar. Die 
Begründung mußte also aus dem Krieg selbst gezogen werden, ein 
psychologischer Vorgang, den Kennan mit folgenden Worten be- 
schreibt: 

„Eine Demokratie liebt den Frieden. Sie zieht nicht gern in den 
Krieg. ... Einmal zum Punkt provoziert, wo sie das Schwert er- 
greifen muß, verzeiht sie nicht leicht dem Gegner, die Lage 
herbeigeführt zu haben. Die Tatsache der Provokation wird dann 
selbst zum Streitpunkt. Die Demokratie kämpft im Zorn — sie 
kämpft eben aus dem Grund, daß sie gezwungen wurde, in den 
Krieg zu ziehen. Sie kämpft um die Bestrafung derjenigen Macht, 
die so unbesonnen und feindlich war, sie zu provozieren — 
um dieser Macht eine unvergeßliche Lehre zu erteilen, um eine 
Wiederholung des Ergebnisses unmöglich zu machen. Ein solcher 
Krieg muß bis zum bitteren Ende durchgeführt werden. 

... unter der Führung Wilsons entwickelte sich eine Art der 
Betrachtung, die für unseren Beitrag zur Durchkämpfung des 
Krieges bis zum bitteren Ende Begründung und Zielsetzung zu- 
gleich besorgte. Deutschland sei militaristisch und antidemokra- 
tisch. Die Alliierten kämpften dafür, die Welt für die Demokratie 
sicher zu machen. Der preußische Militarismus sei zu vernichten, 
um dem von uns erwünschten Frieden den Weg zu eröffnen. ... 
Diesmal soll der Frieden auf einer ‚Gemeinschaft der Macht‘, auf 
einem ... Völkerbund beruhen, der das Gewissen und die Macht 
der Menschheit gegen die Aggression mobilisieren würde. Auto- 
kratische Regierungsformen sollten entfernt werden. Die Völker 
selbst sollten die Souveränität wählen, unter welcher sie zu leben 
wünschten. Polen sollte seine Unabhängigkeit erzielen, ebenso 
die unruhigen Völker der Österreichisch-Ungarischen Monar- 
ee 
Wilsons idealistische Kriegsideologie kam den alliierten Staats- 

männern gerade gelegen. Wie Dr. Jaksch in seinem Studium der 
Kriegspolitik dokumentiert, spürten die Alliierten einen peinlichen 
Mangel an vertretbaren Kriegszielen. Mag Professor Masaryk sei- 
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nen Einfluß auf westliche Staatsmänner überschätzt haben, so liegt 
doch ein Kern Wahrheit in seinem Bericht nach einem Gespräch mit 
Briand im Februar 1916: „...ich übertreibe nicht, wenn ich sage, 
daß die Entente durch unser Programm der Teilung Österreichs ein 
positives Programm erhielt —, es genügte nicht, die Zentralmächte 
niederzuwerfen und sie finanziell und anders zu bestrafen, sondern 
Osteuropa und Europa überhaupt mußten reorganisiert werden.“ 5° 
Fast ein Jahr später ließ Wilsons leider nicht konsequent durchge- 
führte Friedensoffensive Benesch ein „vorzeitiges“ Ende des Krie- 
ges befürchten, welches in seiner Meinung die nationalen Ziele der 
Tschechen vereitelt hätte. „Sittlich gesehen“, gestand er, „war dies 
eine peinvolle Lage.” 5’ Indem die demokratische, auf dem legalisti- 
schen Moralismus beruhende Kriegsideologie einen Machtkampf 
zwischen grundsätzlich gleichen Staaten derselben Kulturgemein- 
schaft zu einer Treibjagd nach angeblichen internationalen Verbre- 
chern verwandelte, schuf sie eine „moralische Rechtfertigung” für 
machtpolitische Ziele, die als solche nicht zu verantworten waren. 
Daß die von Wilson gepriesene Selbstbestimmung nur denjenigen 
Völkern zugute kommen würde, die sich rechtzeitig auf seiten der 
Sieger umzurangieren wußten, ergab sich schon aus der Kreuzzugs- 
psychologie des Krieges.°® 


Der Kriegsschuldartikel des Versailler Vertrages 


Durch Artikel 231 des Versailler Vertrages wurde Deutschland 
gezwungen, für sich und seine Verbündeten die Verantwortung zu 
akzeptieren, „alle Verluste und Schäden verursacht zu haben, denen 
die alliierten und assoziierten Regierungen und ihre Staatsangehö- 
rigen infolge des ihnen durch die Aggression Deutschlands und sei- 
ner Verbündeten auferlegten Krieges ausgesetzt waren.” ® Einige 
Jahre nach dem Krieg gestand Lord Grey dem Historiker G. P. 
Gooch: „Es war ein sehr schwerer Fehler, im Vertrag von Versailles 
die ganze Kriegsschuld den Mittelmächten zuzuschreiben.” ®° Die 
bekannte Schuldklausel wurde weitgehend als überflüssiges, ärger- 
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niserregendes Anhängsel des Vertrages bezeichnet, auf welches die 
Alliierten im eigenen Interesse besser verzichtet hätten. In Wirk- 
lichkeit lag aber im Artikel 231 der ideologische Kern des Versailler 
Friedens. Seine Aufgabe als Begründung der Reparationen war 
zweitrangig, denn es war ohnehin jahrhundertealte Sitte europä- 
ischer Kriegführung, ohne moralisches Getue vom besiegten Gegner 
Entschädigung zu verlangen. Die wesentliche Funktion der Schuld- 
feststellung lag vielmehr darin, die alliierte, besonders die britische 
und amerikanische Kriegspolitik überhaupt zu rechtfertigen. Einmal 
seiner Verkleidung als Kreuzzug der Zivilisation gegen die Barbarei 
entblößt, mußte der Erste Weltkrieg, der keinem seinen mensch- 
lichen und materiellen Kosten entsprechenden nationalen Inter- 
esse diente, als absurdes, ja fast kriminelles Abenteuer erscheinen. 

Das durch die Pariser Vorortsverträge errichtete politische 
System, welches im Umriß den Vorstellungen Masaryks vom 
„Neuen Europa” entsprach, war in zweierlei Hinsicht brüchig: 
machtpolitisch und moralisch. Bei konsequenter amerikanischer 
Neutralität hätte das Gleichgewicht europäischer militärischer 
Macht wahrscheinlich zu einem Vergleichsfrieden geführt, aus dem 
wiederum Möglichkeiten demokratischer Reform in Österreich- 
Ungarn sowie in Rußland hervorgegangen wären. Dieses Gleich- 
gewicht wurde aber durch die überdimensionale Kriegsleistung der 
Vereinigten Staaten verschoben, um Frankreich zu einer vorüber- 
gehenden Hegemonie zu verhelfen, die es in keiner Weise aus eige- 
ner militärischer oder wirtschaftlicher Kraft aufrechterhalten konnte. 
Angesichts der unausbleiblichen Genesung eines wohl geschwäch- 
ten, aber keineswegs zerschlagenen Deutschlands, dessen indu- 
strielle und potentielle militärische Leistungsfähigkeit führend auf 
dem Kontinent verblieb, der zu einem guten Teil durch die Un- 
mäßigkeit alliierter Forderungen veranlaßten Abkehr Amerikas 
von der europäischen Politik und vom Völkerbund, und der zuneh- 
menden Gleichgültigkeit Großbritanniens, mußte das vom Quai 
d’Orsay mit der Hilfe Beneschs errichtete Bündnissystem früher 
oder später zusammenbrechen. Seine moralische Basis, die im Ver- 
sailler Vertrag registrierte Annahme der deutschen Kriegsschuld, 
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wurde durch die Veröffentlichung diplomatischer Akten und ihre 
Verwertung durch Historiker beider Kriegsparteien sowie durch die 
autobiographischen Enthüllungen maßgebender Teilnehmer an der 
Friedenskonferenz stufenweise untergraben. Stand dem Deutschen 
Reich keine Möglichkeit offen, die Revision der Friedensverträge 
rechtlich zu verlangen, so besaß es doch einen überzeugenden poli- 
tischen Anspruch auf friedliche Revision der Vertragsbedingungen. 
Nach den bis zum Ersten Weltkrieg geltenden Regeln internationa- 
ler Beziehungen, die den in menschenwürdiger Weise geführten 
Krieg zur Durchsetzung nationaler Interessen ausdrücklich billig- 
ten, bildete für Deutschland die fortgesetzte Weigerung friedlicher 
Vertragsrevision einen klassischen casus belli. 


Besteht im modernen Völkerrecht ein reales Kriegsverbot? 


Gerade die Regeln internationaler Beziehungen befanden sich 
aber in einem Prozeß tiefgreifender Wandlung. Im Zeichen des 
Idealismus Woodrow Wilsons, der durch die Herrschaft des „Welt- 
rechtes” den Weltfrieden gewährleisten wollte, wurde der Versuch 
gemacht, den Krieg als solchen völkerrechtlich zu unterbinden. Der 
Kieler Staatswissenschaftler Professor Eberhard Menzel, nach des- 
sen (von diesem Verfasser nicht geteilten) Ansicht das moderne 
Völkerrecht den Angriffskrieg verbietet, hat eine ausgezeichnete 
Darstellung dieses Vorgangs geschrieben, die in den folgenden vier 
Absätzen zusammengefaßt wird.®! 

Nach der bis zum Ersten Weltkrieg geltenden „klassischen“ Völ- 
kerrechtslehre, so führt Menzel aus, besaß jeder souveräne Staat 
das jus ad bellum, das Recht, für die Durchsetzung nationaler Ziele 
nach freiem Ermessen (und natürlich auf eigenes Risiko) Krieg zu 
führen. Das Völkerrecht beschäftigte sich nicht mit dem „Ob“, son- 
dern lediglich mit dem „Wie“ der Kriegführung, z. B. mit der Form 
von Kriegserklärungen, dem Verbot bestimmter Waffen, sowie der 
Fürsorge für Verwundete und Gefangene. Diese Anerkennung des 
freien Kriegsführungsrechts galt noch über den Ersten Weltkrieg 
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hinaus. Weder die Kriegsschuldbestimmung (Artikel 231) noch der 
Abschnitt, der einen Prozeß gegen Kaiser Wilhelm II. wegen Miß- 
achtung der „Heiligkeit der Verträge” vorsah (Artikel 227) spra- 
chen von der Existenz eines Angriffs- bzw. Kriegsverbots oder setz- 
ten ein solches voraus. 

Nichtsdestoweniger bildete der Erste Weltkrieg eine entschei- 
dende Zäsur in der Frage des freien Kriegsführungsrechts.°? Schon 
in der Satzung des Völkerbundes wurde der erste Schritt in Rich- 
tung eines Kriegsverbotes unternommen. Im Artikel 10 wird der 
territoriale Besitzstand aller Mitglieder mit folgenden Worten ga- 
rantiert: 

„Die Bundesmitglieder verpflichten sich, die Unversehrtheit 
des Gebiets und die bestehende politische Unabhängigkeit aller 
Bundesmitglieder zu achten und gegen jeden äußeren Angriff zu 
wahren. Im Falle eines Angriffs, der Bedrohung mit einem An- 
griff oder einer Angriffsgefahr nimmt der Rat auf die Mittel zur 
Durchführung dieser Verpflichtung Bedacht.” © 
Die Artikel 12, 13 und 15 enthalten das Verfahren für die Schlich- 

tung von Streitigkeiten, Artikel 16 die Befugnis zu militärischen 
Sanktionen gegen ein Bundesmitglied, das in Verletzung der Arti- 
kel 12, 13 und 15 doch zum Kriege schreitet. 

Durch die Völkerbundssatzung wurde das jus ad bellum lediglich 
beschränkt, keineswegs aufgehoben. Eine allgemeine Kriegsäch- 
tung war jedoch das Ziel eines 1923 unterzeichneten Hilfsvertrages, 
der den „Angriffskrieg” als „internationales Verbrechen” bezeich- 
nete. Diese Formel wurde im sogenannten Genfer Protokoll des fol- 
genden Jahres wiederholt. Obwohl nach dem Zweiten Weltkrieg 
beide Vertragsentwürfe vom Internationalen Militärgerichtshof im 
Hauptprozeß zu Nürnberg herangezogen und im Urteil angeführt 
worden sind, wurden die Verträge niemals ratifiziert, weil man sich 
über die Definition des Ausdrucks „Angriff” nicht einig werden 
konnte. 

Ein völkerrechtliches Verbot der Aggression wäre möglicherweise 
durch eine allgemeine Annahme des sogenannten Genfer Protokolls 
von 1924 über die friedliche Beilegung von Streitigkeiten zustande- 
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gekommen. Diese Vereinbarung, die neben anderen als Beweis 
eines „gewohnheitsrechtlichen Kriegsverbotes” von der Anklage- 
vertretung zu Nürnberg angeführt wurde, sollte nach den Worten 
eines ihrer Autoren, Dr. Eduard Benesch, „den Krieg unmöglich 
machen.” Auf Anweisung Whitehalls verweigerte aber die britische 
Vertretung im Völkerbund die Unterschrift; später beschloß das 
Londoner Kabinett, den ganzen Plan endgültig zu verwerfen. In 
seiner am ı2. März 1925 gehaltenen „Grabrede” für das Genfer 
Protokoll wies Außenminister Austen Chamberlain auf das Para- 
dox hin, daß ein „Kriegsverbot” nur durch Krieg durchgesetzt wer- 
den kann. „Die erneuerte Betonung von Sanktionen”, sagte er, „die 
neu entdeckten Gelegenheiten für ihren Gebrauch sowie die Aus- 
arbeitung militärischer Maßnahmen legen ungewollt die Vermutung 
nahe, daß die wesentliche Beschäftigung des Völkerbundes nicht so 
sehr in der Förderung freundlicher Zusammenarbeit und verständi- 
ger Harmonie, in der Handhabung internationaler Angelegenheiten 
liegt, als in der Bewahrung des Friedens durch die Vorbereitung des 
Krieges, und (es kann sein) des Krieges im größten Maßstab.” 
Das Genfer Protokoll, genau wie der Hilfsvertrag von 1923, blieb 
also ein Entwurf ohne rechtliche Verbindlichkeit. 

Der Locarno-Rheinpakt vom 16. Oktober 1925, der eine be- 
stimmte Grenze garantierte und den deutschen Verzicht auf Ge- 
bietsrevisionen im Westen bekräftigte, war ohne Zweifel eine bin- 
dende Verpflichtung, die ein qualifiziertes Angriffsverbot im spezi- 
fischen Fall enthielt. Doch waren davon naturgemäß nur die Ver- 
tragspartner erfaßt. Nach dem Wortlaut des Paktes waren Angriffe 
ausdrücklich erlaubt: (1) seitens der Alliierten im Falle einer deut- 
schen Remilitarisierung des Rheinlandes, (2) zwecks Durchführung 
des Artikels 16 der Völkerbundsatzung und (3) in der Ausübung 
des durch Artikel 15 derselben Satzung eingeräumten Verteidi- 
gungsrechtes. Die Locarno-Verträge waren realistisch, weil sie sich 
auf klar definierte Fragen beschränkten, die für eine diplomatische 
Regelung reif waren. Bekanntlich wurde ein „Ost-Locarno” nie- 
mals erzielt, weil Deutschland seine politischen Ansprüche auf 
Grenzrevisionen im Osten aufrechterhielt und die Nachbarregie- 
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rungen die dringende Notwendigkeit einer Befriedung mit einem 
noch freiheitlichen Deutschland nicht anerkannten. 


Der Kellogg-Briand-Pakt und die Nürnberger Prozesse 


Eine allgemeine Verdammung des Krieges wurde im Kellogg- 
Briand-Pakt vom 27. August 1928 proklamiert, dessen Artikel ı 
lautet: „Die Hohen Vertragsschließenden Parteien erklären feierlich 
im Namen ihrer Völker, daß sie den Krieg als Mittel für die Lösung 
internationaler Streitfälle verurteilen und auf ihn als Werkzeug 
nationalerPolitik in ihren gegenseitigen Beziehungen verzichten.” ® 
Fast alle Staaten der Welt, einschließlich des Deutschen Reiches und 
der Sowjetunion, traten dem Pakt bei, der vom Publikum, beson- 
ders in den Vereinigten Staaten, mit unberechtigtem Optimismus 
begrüßt, in diplomatischen Kreisen aber mehr als fromme Beteue- 
rung denn als gültige Rechtsnorm betrachtet wurde. Der im Kel- 
logg-Briand-Pakt registrierte Grundsatz liegt auch Artikel 2, Ab- 
satz 4, der 1945 vereinbarten Satzung der Vereinten Nationen zu 
Grunde, der bestimmt: 

„Alle Mitglieder werden sich in ihren internationalen Bezie- 
hungen der Androhung oder Anwendung von Gewalt enthalten, 
die gegen die territoriale Unversehrtheit oder politische Unabhän- 
gigkeit irgendeines Staates gerichtet oder in irgendeiner Weise 
mit den Zwecken der Vereinten Nationen unvereinbar ist.” 
Daraus zieht Menzel den Schluß, „daß jedenfalls die Mitglied- 

staaten der Vereinten Nationen, die Partner des Briand-Kellogg- 
Paktes und der anderen einschlägigen Verträge an das vertragliche 
Kriegsverbot gebunden sind.” Da nur wenige Länder von diesen 
Verpflichtungen nicht getroffen werden, ist für Menzel eine Erörte- 
rung der Frage überflüssig, ob neben dem vertraglichen Kriegsver- 
bot auch ein gewohnheitsrechtliches anzunehmen sei.” Soweit Pro- 
fessor Menzels Darstellung. 

Das im Kellogg-Briand-Pakt enthaltene Kriegsverbot, welches 
im Art. 2 Abs. 4 der UN-Satzung wiederholt wurde, bildete die 


56 


juristische Grundlage der Nürnberger Prozesse. Dabei war es den 
Organisatoren des Internationalen Militärgerichtshofes klar, daß 
die praktische Anwendung dieses Rechtssatzes eine Neuerung dar- 
stellte. „Jede Sitte”, schrieb der amerikanische Konferenzvertreter 
und spätere Hauptankläger Jackson in seinem Bericht an den Prä- 
sidenten Truman, „hat in einer Einzeltat ihren Ursprung, und jede 
Vereinbarung muß durch die Handlung irgendeines Staates ange- 
bahnt werden. Sind wir nicht bereit, jeden Entwicklungsgrundsatz 
für das Völkerrecht preiszugeben, so dürfen wir nicht das Recht 
unserer gegenwärtigen Zeit verneinen, ihrerseits Gepflogenheiten 
anzuordnen und Vereinbarungen einzugehen, die selbst zu Quellen 
eines neueren und verstärkten Völkerrechtes werden sollen.” % 
Dementsprechend erklärte Artikel 6 des August 1945 in London 
angenommenen Statuts für den Internationalen Militärgerichtshof 
neben den Kriegsverbrechen (Verletzungen des Kriegsrechtes oder 
der Kriegsbräuche) und den Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
die folgenden Handlungen als Verbrechen, deren Täter zu persön- 
licher Verantwortung heranzuziehen waren: „a) Verbrechen gegen 
den Frieden, nämlich: Planen, Vorbereitung, Einleitung oder Durch- 
führung eines Angriffskrieges oder eines Krieges unter Verletzung 
internationaler Verträge, Abkommen oder Zusicherungen oder Be- 
teiligung an einem gemeinsamen Plan oder an einer Verschwörung 
zur Ausführung einer der vorgenannten Handlungen.” ® In einem 
Kommentar zum Statut stellte Bundesrichter Jackson klar, daß das 
„Verbrechen gegen den Frieden” im Anfangen, nicht etwa im Ver- 
ursachen eines Krieges besteht. „Wir müssen den Deutschen vor 
Augen führen“, sagte er, „daß das Unrecht, um dessentwillen ihre 
gescheiterten Führer vor Gericht stehen, nicht darin liegt, den Krieg 
verloren zu haben, sondern darin, ihn angefangen zu haben. Und 
wir dürfen uns nicht erlauben, in eine Verhandlung über die Ur- 
sachen des Krieges hineingezogen zu werden, denn es ist unser 
Standpunkt, daß keine Mißstände oder politischen Zielsetzungen 
die Inanspruchnahme des Aggressionskrieges rechtfertigen.” ’° In 
der Urteilsbegründung im Hauptprozeß heißt es: 

„Der Krieg ist im Wesen übel. Seine Auswirkungen bleiben 
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nicht auf die kriegführenden Staaten beschränkt, sondern berüh- 
ren die ganze Welt. Infolgedessen ist die Eröffnung eines An- 
griffskrieges nicht nur ein internationales Verbrechen; sie ist das 
höchste internationale Verbrechen, welches sich von anderen 
Kriegsverbrechen lediglich darin unterscheidet, daß es das zu- 
sammengefaßte Übel des Ganzen in sich selbst trägt.” ”' 

Die zentrale Rolle des Kellogg-Briand-Paktes als juristische 


Grundlage für die Strafverfolgung von Staatsführern, die ihre poli- 
tischen Ziele mit Angriffskriegen verfolgen, wird durch das stell- 
vertretende amerikanische Mitglied des Internationalen Militärge- 
richtshofes, Richter John ]J. Parker, im folgenden Absatz eines Arti- 
kels hervorgehoben: 
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„Der Kellogg-Briand-Pakt war also nicht lediglich der Aus- 
druck einer frommen Hoffnung, sondern eine deutliche Feststel- 
lung positiven Rechtes. Nach seinen Bestimmungen begingen 
diejenigen, die solche Kriege vom Zaun brachen, damit eine Ver- 
letzung einer konkreten Bestimmung des internationalen Kriegs- 
rechtes; es gilt seit langem als fester Grundsatz, daß eine Verlet- 
zung des Kriegsrechtes ein Verbrechen bildet, auf Grund dessen 
über den Schuldigen eine Strafe verhängt werden kann. Es ist 
belanglos, daß Verstöße gegen den Pakt nicht als Verbrechen be- 
zeichnet und daß keine Strafen dafür ausdrücklich vorgesehen 
wurden; denn es ist für die strafrechtliche Ahndung einer Ver- 
letzung des Kriegsrechtes nicht erforderlich, daß diese als Ver- 
brechen definiert oder mit vorgeschriebener Strafe belegt wird. 
Verletzungen der durch die Haager Konvention festgelegten 
Landkriegsordnung werden nicht als Verbrechen bezeichnet und 
keine Strafen sind für solche Verletzungen vorgesehen; kein Ju- 
rist würde jedoch deswegen behaupten, daß solche Verletzungen 
nicht durch strafrechtliche Prozesse und Sühnemaßnahmen ge- 
ahndet werden können. Mag schon ein Vorfall der Kriegführung 
als Verbrechen gelten, weil durch internationales Abkommen ver- 
boten, so kann dies a fortiori für den Krieg selbst gelten, soweit 
dieser durch internationale Vereinbarung untersagt wird.” ’? 
Daß das Verbot des Aggressionskrieges — sei es in der Form der 


Völkerbundsatzung, des Kellogg-Briand-Paktes oder der UN-Sat- 
zung — einen wirklich gültigen Satz des Völkerrechtes bzw. des 
internationalen Strafrechtes bildet, der auch in politisch unmotivier- 
ten Prozessen Anwendung finden würde, darf indessen in starken 
Zweifel gestellt werden. Bekanntlich wurde der Kellogg-Briand- 
Pakt von den meisten Teilnehmern mit Vorbehalten ratifiziert, die 
sich keineswegs auf das im Begleitbrief erwähnte Recht der Selbst- 
verteidigung beschränkten. Neben Kriegen nationaler Verteidigung 
und zur Durchführung von Sanktionen des Völkerbundes wurden 
auch Kriege für die Beschützung bestimmter Erdteile und lebens- 
wichtiger nationaler Interessen sowie solche in Erfüllung von Ver- 
tragsverpflichtungen von den Bestimmungen des Paktes ausgenom- 
men. Wie der bekannte amerikanische Völkerrechtler Professor Ed- 
win M. Borchard in einem Vortrag zur Zeit der Ratifikation fest- 
stellte, reichten Zahl und Tragweite der ausdrücklich ausbedunge- 
nen Vorbehalte dafür aus, um fast jeden denkbaren Krieg im vor- 
aus zu billigen.”® Professor Borchards Urteil wird durch den ehe- 
maligen britischen Premierminister Lloyd George bestätigt, der im 
Schlußkapitel seiner Erinnerungen über die Pariser Friedenskonfe- 
renz von 1919 die Bemühungen um die Ächtung des Krieges mit 
folgenden Worten glossiert: 

„4. Der Krieg wurde als ein Verbrechen gegen die Gesellschaft 
erachtet, dessentwegen alle den Opfern des Angreifers zugefüg- 
ten Schäden wiedergutgemacht und die dafür Schuldigen durch 
einen den Völkern verantwortlichen Gerichtshof strafrechtlich 
verhört und bestraft werden sollten. Diejenigen, die gegen das 
Kriegsrecht verstoßen hatten, sollten als Verbrecher vor Gericht 
gestellt und bestraft werden. 

Für diese Richtlinien fanden wir die öffentliche Gesinnung 
noch nicht handlungsreif. Als der Krieg von Kanzel und Redner- 
bühne sowie in der Presse als Verbrechen gebrandmarkt wurde, 
entdeckten wir die reine rhetorische Natur dieser Redewendung, 
die auf keinem ethischen Fundament im Gewissen der Mensch- 
heit beruhte.” 

Gegen die völkerrechtliche Kraft des den Nürnberger Prozes- 
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sen zugrundegelegten Verbotes von Aggressionskriegen spricht die 
Tatsache, daß bisher den erlaubten Maßnahmen der „Verteidigung“ 
keine Grenze gesetzt worden ist. Wie Professor Menzel darlegt, ver- 
langt der Grundsatz der Unrechtmäßigkeit kriegerischer Aggres- 
sion, daß dem angegriffenen Staat alle für die Wiederherstellung 
des status quo ante notwendigen Schritte gestattet werden, nicht 
aber die gewaltsame Durchsetzung weiterreichender politischer 
Ziele. Schon 1930 hatte der dänische Gelehrte Georg Cohn geschrie- 
ben: „Wenn der Krieg nur noch als Notwehr gestattet sein soll, 
müssen für ihn auch die Grenzen der Notwehr gelten. Beispielsweise 
kann die Eroberung einer dem anderen Staat gehörenden Provinz 
niemals mit dem Begriff der Notwehr begründet werden.” ?® 
Bekanntlich ist die Rechtmäßigkeit der alliierten Kriegführung 
im Zweiten Weltkrieg niemals Gegenstand ernster Erörterungen, 
geschweige denn von Prozessen gewesen. Maßnahmen wie z. B. die 
Beschießung japanischer Rettungsboote nach der Versenkung von 
Truppen- und Vorratsschiffen, die Zerstörung des Klosters von 
Monte Cassino, die Vernichtung von Dresden sowie die Detona- 
tion von Atombomben über Hiroshima und Nagasaki — die bei 
deutscher oder japanischer Täterschaft sicherlich zu Hinrichtungen 
und Zuchthausstrafen geführt hätten — wurden zwar wegen man- 
gelnder militärischer Notwendigkeit einer manchmal scharfen Kri- 
tik unterzogen, aber weder in Amerika noch in Deutschland als 
Kriegsverbrechen im juristischen Sinne hingestellt. In seiner Kritik 
an Hoggans Ausführungen in Fragen der Luftstrategie erwähnt Jas- 
per z.B. den „auf einer ebenso verhängnisvollen wie makabren 
Fehlrechnung“ beruhenden britischen „Beschluß zur planmäßigen 
Bombardierung deutscher Arbeiterwohnsiedlungen”. Für ihn 
scheint die Frage nach der Rechtmäßigkeit dieses Beschlusses mit 
dem Hinweis beantwortet zu sein, daß er erst 1942 als „Produkt 
des Krieges” gefaßt wurde. Kampfhandlungen, die sonst wenig- 
stens kriegsrechtlich zweifelhaft wären, würden also durch die „de- 
fensive” Natur der alliierten Kriegführung „legalisiert”. „Ähnlich 
verhielt es sich in territorialen Fragen: obwohl das Nürnberger Ur- 
teil die nach 1938 erfolgten Gebietserwerbungen Deutschlands als 
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rechtswidrige Annexionsakte bezeichnete, wurde und wird die Frage 
polnischer und russischer Erwerbungen deutscher Gebiete von sei- 
ten der Alliierten als politische Frage betrachtet. Nach der Ansicht 
amerikanischer Gegner sowie amerikanischer Befürworter der Oder- 
Neiße-Linie, wird es u. a. die Aufgabe des künftigen Friedensver- 
trags sein, eine vorher ausgehandelte politische Regelung zu bestä- 
tigen. Die Feststellung der Sieger, daß sie einen „Verteidigungs- 
krieg” geführt haben, dient also der Rechtfertigung von militäri- 
schen und politischen Entscheidungen, die weit über das Defensive 
hinausgehen. 


Positivrechtliche Kritik des angeblichen Kriegsverbotes 


Wenn das moderne Völkerrecht die aggressive Anwendung mili- 
tärischer Gewalt verboten hätte, so müßte dieser Rechtssatz positiv- 
rechtlicher Natur sein, denn ein naturrechtliches Kriegsverbot ist 
niemals ernstlich in Erwägung gezogen worden. Es gehört zum 
Wesen des positiven Völkerrechtes, daß es mit einer gewissen Re- 
gelmäßigkeit freiwillig innegehalten oder widrigenfalls mit ange- 
messenen Sanktionen durchgesetzt wird. Abgesehen aber von ge- 
legentlichen theatralischen und größtenteils wirkungslosen Gesten 
amerikanischer Staatsmänner, läßt eine Betrachtung der Außen- 
politik der Großmächte seit dem Ersten Weltkrieg keine Absicht er- 
kennen, dem Verbot militärischer Aggression allgemeine, ge- 
schweige denn universelle Geltung zu verschaffen. 

Durch Artikel 10 und 16 der Völkerbundssatzung war es den 
Alliierten gelungen, für den aus der Pariser Friedenskonferenz her- 
vorgegangenen neuen status quo einen gewissen Schutz zu errich- 
ten. Dieser war jedoch in keiner Weise mit einem umfassenden Ge- 
waltverzicht zu verwechseln. Kaum war die Tinte der Vertrags- 
unterschriften getrocknet, als Frankreich und England wegen feh- 
lender Reparationslieferungen drei Städte im Ruhrgebiet besetzten 
und die griechische Armee aus der Griechenland 1919 zugewiesenen 
Smyrna-Zone auszog, um der türkischen Hauptstadt Ankara (sowie 
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einer von den Streitkräften Kemal Atatürks verabreichten Nieder- 
lage) entgegen zu marschieren. Im Januar 1922 schlug der Quai 
d’Orsay einen Bündnisvertrag vor, auf Grund dessen jeder deutsche 
Verstoß gegen die Militärklauseln des Versailler Vertrages Anlaß 
zu gemeinsamer bewaffneter Intervention gegeben hätte. Ein Jahr 
später besetzten französische und belgische Truppen das ganze In- 
dustriegebiet der Ruhr — eine Maßnahme, für welche die britischen 
Kronjuristen keine Berechtigung im Versailler Vertrag finden konn- 
ten, und die eine Inflation auslöste, welche die Ersparnisse des deut- 
schen Kleinbürgertums und der Arbeiterschaft verschlang und da- 
durch den späteren Massenerfolg Adolf Hitlers mitverursachte.”® 

Im Gegensatz zu dem spezifischen, das Völkerrecht ergänzenden 
Locarno-Pakt war der Kellogg-Briand-Pakt, in den Worten des di- 
plomatischen Korrespondenten Sisley Huddleston, der seiner Unter- 
zeichnung beiwohnte, „nicht das Papier wert, auf dem es geschrie- 
ben war.“ ”” Die Entstehungsgeschichte dieses Paktes begann mit 
einer Botschaft des Premierministers Briand am zehnten Jahrestag 
des amerikanischen Kriegseintritts, in dem er als Ausdruck des 
guten Willens einen zweiseitigen Friedensvertrag vorschlug. Der 
Gegenvorschlag des Staatssekretärs Kellogg, daß sämtliche Staa- 
ten auf den Krieg als Werkzeug nationaler Politik verzichten 
sollten, erweckte wenig Begeisterung seitens der französischen 
und britischen Kabinette, die im amerikanischen Entwurf eine 
Schwächung bestehender Verpflichtungen sahen. Erst als Kellogg 
sämtliche „Verteidigungskriege” aus dem Wirkungsbereich des 
Paktes ausklammerte, ihn also zu einer feierlichen Erklärung guter 
Absichten herabsetzte, wurde das amerikanische Projekt annehm- 
bar. 

In den Jahren nach der Unterzeichnung des Kellogg-Briand-Pak- 
tes gab es wenigstens zehn Fälle auffälliger Aggression, ohne 
wirksame Gegenmaßnahmen. Obwohl Staatssekretär Stimson 
Japan mit der Nichtanerkennung seines mandschurischen Mario- 
nettenstaates Mandschukuo „bestrafte”, wurde diese Rüge nicht 
einmal von dem Abbruch diplomatischer Beziehungen, geschweige 
denn von wirtschaftlichen oder militärischen Maßnahmen be- 
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gleitet. Während des italienischen Krieges gegen Äthiopien im 
Jahre 1935 ging es kaum anders. Unter dem Druck der britischen 
öffentlichen Meinung, die durch die Wahlpropaganda Stanley Bald- 
wins aufgepeitscht war, mußte der Völkerbund zu Wirtschaftssank- 
tionen schreiten, die Mussolini wohl ärgerten und ihn in die Arme 
Hitlers trieben, aber absichtlich beschränkt wurden, um Mussolinis 
Eroberung des ostafrikanischen Kaiserreiches nicht zu vereiteln. 
Denn weder die britische noch die französische Regierung waren 
damals bereit, einen begrenzten Krieg mit einem allgemeinen Krieg 
zu vergelten. 

Als weitere Beispiele unbestreitbarer und zum großen Teil erfolg- 
reicher Aggression lassen sich folgende erwähnen: der Angriff Para- 
guays im Chacokrieg im Jahre 1932; der japanische Angriff auf 
China 1937; neben den Gebietserweiterungen Hitlers die polnische 
Annexion des Teschener Gebietes; die sowjetrussischen Angriffe 
gegen Polen und Finnland 1939 und die Zwangsannexion der balti- 
schen Länder und Bessarabiens 1940; nach dem Zweiten Weltkrieg 
die indische Einverleibung Goas sowie die indonesischen Angriffe 
gegen West-Neuguinea und Malaysien. 

Die Ansichten von Völkerrechtlern bezüglich der positivrecht- 
lichen Wirkung des Kellogg-Briand-Paktes gehen freilich ausein- 
ander. Professor Pfankuchen von der Universität Wisconsin weist 
z. B. auf die sogenannten „Budapester Artikel” hin, welche die Ge- 
sellschaft für Völkerrecht für die Handhabung des Paktes Septem- 
ber 1934 empfahl. Diese sprachen u. a. den Vertragsparteien das 
Recht zu, einem Aggressorstaat die Privilegien von Kriegführenden 
sowie die de-jure-Anerkennung der durch Aggressionskrieg erziel- 
ten Territorialgewinne zu verweigern. „Hätten solche vornehmlich 
logischen Schlußfolgerungen durch die allgemein übereinstimmende 
Praxis im Rahmen des Paktes Bestätigung gefunden”, schreibt Pfan- 
kuchen, „so wäre eine völkerrechtliche Revolution zustandegekom- 
men, welche die rechtlichen Konsequenzen von Gewalt oder Krieg 
als Mittel staatsrechtlicher Wandlung aus der Welt geschafft hätte. 
Eine solche Revolution hat nicht stattgefunden ... .“ 8 Sein Oxfor- 
der Kollege J. L. Brierly bejaht dagegen die unmittelbare Rechtswir- 
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kung des Kellogg-Briand-Paktes, sieht aber die Gefahr, daß nach 
einem künftigen Krieg die Sieger — die sehr wohl die wirklichen 
„Aggressoren” sein können — auf Grund erdichteter Beschuldigun- 
gen die Führer der besiegten Staaten einem Strafprozeß unterzie- 
hen.’® 

Für manche Gelehrte bildet die Begriffsbestimmung der Aggres- 
sion den springenden Punkt. Schuschnigg zitiert den sowjetischen 
Vorschlag, der im Mai 1933 der Abrüstungskonferenz unterbreitet 
wurde, und der denjenigen Staat als Aggressor stempelte, der zu- 
erst einem Gegner den Krieg erklären oder dessen Staatsgebiet oder 
Streitkräfte angreifen sollte — vorangegangener Angriffe seitens 
des Gegners oder etwaiger Vertragsverpflichtungen des Angreifen- 
den ungeachtet. Obwohl diese Definition keine allgemeine An- 
nahme fand, wurde sie verschiedenen zweiseitigen Nichtangriffs- 
pakten der UdSSR zugrundegelegt. Wie Schuschnigg darlegt, war 
es Stalin im Herbst 1939 ohne weiteres möglich, auf Grund des 
sowjetischen Begriffes von Aggression Großbritannien und Frank- 
reich der Aggression gegen Deutschland zu bezichtigen®’ — was 
freilich weder den sowjetischen Angriff auf Finnland noch die spä- 
tere Beteiligung des Kremls an der Nürnberger Anklage deutscher 
Aggression gegen Großbritannien und Frankreich verhinderte. 

Professor Wesley L. Gould von der Purdue-Universität (La- 
fayette, Indiana) sieht das Problem in etwas anderer Perspektive. 
Für ihn bilden die Nürnberger Prozesse eine politische Ahndung, 
nicht der Aggression sui generis, sondern der Grausamkeiten des 
nationalsozialistischen Regimes. Einen künftigen Befreiungskrieg 
gegen ein totalitäres Staatswesen hält er für durchaus denkbar. Er 
schreibt: „Die Aufgabe, den Begriff der ‚Aggression‘ zu definieren, 
ist gleichzeitig das Problem, das Recht zum Diener der Gerechtig- 
keit zu machen, bevor die Macht zur Dienerin des Rechtes wird. 
Geschieht dies nicht, so würde das Völkerrecht, wenigstens in sei- 
ner Behandlung des Krieges, dem Wert eines landesrechtlichen Ge- 
setzes entsprechen, welches einem in die Enge getriebenen Verbre- 
cher das Recht einräumte, den Polizisten unbestraft zu erschießen, 
der den ersten Schuß abgefeuert hat.” ®' 
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Der deutsche Völkerrechtler Grewe betrachtet den Kellogg- 
Briand-Pakt als eine Erklärung moralischer Grundsätze ohne straf- 
rechtlichen Inhalt. Er schreibt: 

„Weder 1931 bei dem japanischen Einmarsch in die Mandschu- 
rei, noch 1934 im Chaco-Krieg, noch 1935 bis 1936 im italienisch- 
abessinischen Krieg, noch 1937 im chinesisch-japanischen Kon- 
flikt, noch endlich 1939/1940 im finnisch-russischen Winterkrieg 
ist jemals ernstlich die Frage einer internationalen strafgericht- 
lichen Verfolgung der für den Kriegsausbruch verantwortlichen 
Personen aufgeworfen worden. In den meisten Fällen unterlag 
es in der öffentlichen Meinung der Welt keinem Zweifel, auf wel- 
cher Seite die Vertragsverletzung lag. Es mag sein, daß in den 
meisten Fällen die Machtmittel für eine Bestrafung der Schuldi- 
gen fehlten. Es bleibt jedoch festzustellen, daß auch nicht der 
leiseste Versuch gemacht wurde, einen Strafanspruch gegen die 
für den Ausbruch des Krieges Verantwortlichen auch nur theore- 
tisch und prinzipiell anzumelden. Im Gegenteil fanden in den 
meisten Fällen diplomatische Verhandlungen und Verständigun- 
gen mit den paktbrüchigen Staaten und ihren verantwortlichen 
Staatsmännern statt, und die vertragswidrigen Eroberungen die- 
ser Länder wurden zum Teil de jure anerkannt.” & 

Der interessanteste Standpunkt ist wohl derjenige des ehemali- 
gen Wiener Gelehrten (zuletzt an der Universität Kalifornien Ber- 
keley) Hans Kelsen, der die Schuldklausel des Versailler Vertrages 
als eine spezifische Anwendung der Doktrin vom bellum justum 
(Vergeltung eines völkerrechtlichen Deliktes) betrachtet. Für Kelsen 
ist das durch die Selbsthilfe gekennzeichnete Völkerrecht ein moder- 
nes Äquivalent des primitiven Rechtes (Sippenrechtes) der austra- 
lischen Buschmänner, welches die Blutrache (vendetta) nach erlitte- 
ner Unbill ausdrücklich gestattet. „Nur auf der Grundlage der Dok- 
trin des bellum justum”, schreibt er, „ist die Idee der ‚Kriegsschuld’‘ 
möglich.” Die Rechtswirkung des Kellogg-Briand-Paktes beschreibt 
er mit folgenden Worten: 

„Der Kellogg-Pakt verbietet den Krieg, aber nur als Instru- 
ment nationaler Politik. Dies ist eine sehr wichtige Einschränkung 
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des Verbotes. Eine vernünftige Deutung des Kellogg-Paktes, eine 
die kein unbrauchbares und wirkungsloses Instrument aus ihm 
machen will, ist: daß der Krieg nicht als Mittel der internationa- 
len Politik verboten ist, besonders nicht als Gegenmaßnahme 
nach einer Verletzung des Völkerrechtes, als Instrument der Auf- 
rechterhaltung und Verwirklichung des Völkerrechtes. Hierin 
liegt genau die Idee der Theorie des bellum justum ...” 

Der Versailler Vertrag, die Satzung des Völkerbundes und der 
Kellogg-Pakt, führt Kelsen weiter aus, sind Beweise eines entspre- 
chenden Gewohnheitsrechtes.°? 

Die Beweisführung Kelsens gestattet folgende Schlußfolgerung: 
Die Rechtsgültigkeit eines einseitigen Strafvertrages (wie z. B. des 
Versailler Vertrages) hängt von der Eigenschaft des vorangegange- 
nen Krieges als bellum justum (Vergeltung eines völkerrechtlichen 
Deliktes) ab. Wird aber diese Voraussetzung durch die geschicht- 
liche Revision untergraben, so wird der Krieg — insoweit er über die 
Wiederherstellung des status quo ante bellum hinausging — als bel- 
lum justum und der diktierte Vertrag als Rechtswidrigkeit entlarvt, 
die zu berichtigen ein internationales Anliegen bietet. Nach endgül- 
tigem Scheitern der Bemühungen um friedliche Vertragsrevision 
darf also ein Vertragsberichtigungskrieg als bellum justum betrach- 
tet werden. 

Auch nach dem Zweiten Weltkrieg, im Zeitalter der Vereinten 
Nationen und des „Weltfriedens durch Weltrecht”, wie die ideali- 
stische Bewegung amerikanischer Friedensplaner so schön heißt, ist 
von einem funktionierenden Kriegsverbot wenig zu spüren. Gälten 
die Grundsätze des absoluten Angriffsverbotes und der persön- 
lichen Verantwortung, wie diese dem Nürnberger Urteil zugrunde 
gelegt wurden, wirklich als verpflichtendes Völkerrecht, so hätte 
z.B. der allenthalben als Friedensheld gefeierte Pandit Nehru, als 
er kurz vor seinem Ableben New York besuchte, sofort verhaftet 
und vor ein Gericht der UN wegen seines Angriffes auf Goa zur 
Rechnung gezogen werden müssen. Nach dem Präzedenzfall von 
Nürnberg hätte der indische Staatsführer eine längere Zuchthaus- 
strafe zu erwarten. Goa selbst müßte natürlich seinem rechtmäßigen 
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Besitzer Portugal wiedergegeben werden. Im verwandten Fall des 
indonesischen Angriffs auf West-Neuguinea — dessen papuanische 
Bevölkerung mit den malaiischen Völkern Javas und Sumatras 
nichts Gemeinsames hat — hätten die Vereinten Nationen mit allen 
zur Verfügung stehenden Mitteln die Streitkräfte Sukarnos davon- 
jagen sollen, statt nach der Farce einer „internationalen Verwal- 
tung” den indonesischen Diktator mit der Beute zu beschenken. 

Sobald wir unsere Aufmerksamkeit von juristischen Theorien 
abwenden und auf die Tatsachen des internationalen Lebens kon- 
zentrieren, so ist der Schluß unvermeidlich, daß trotz aller Be- 
mühungen der „legalistischen Moralisten” und sonstiger juristischer 
Friedensengel kein völkerrechtliches Verbot des Angriffskrieges 
bzw. der militärischen Aggression je zustande gekommen ist. Diese 
Tatsache ist für die Beurteilung des Hoggan-Buches und der mit 
diesem zusammenhängenden Fragen von entscheidender Bedeu- 
tung. 
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KAPITEL III 


PSEUDOJURISTISCHE „FRIEDENSPOLITIK UND 
IHRE WISSENSCHAFTLICHEN KONSEQUENZEN 


Wer ist „Aggressor” ? — Jacksons Standpunkt in Nürnberg 


Verlangt die Frage nach dem Bestand eines völkerrechtlichen 
Kriegsverbotes eine verneinende Antwort, so ist diese insoweit zu 
qualifizieren, daß eine entsprechende politische Doktrin existiert, 
und zwar die in Amerika herrschende. Nach der amerikanischen 
Lehre des „gerechten Krieges” wird die Moralität bzw. Verwerflich- 
keit der Kriegführung nicht etwa durch die tieferen Ursachen des 
Krieges, noch weniger durch die eigentlichen Streitfragen, sondern 
ausschließlich durch die Umstände bestimmt, unter denen die Feind- 
seligkeiten eröffnet werden. Derjenige Staat, der in Durchsetzung 
nationaler Belange zuerst zum Gebrauch militärischer Gewalt schrei- 
tet, wird ipso facto der Aggressor, den zu bestrafen die Gerechtig- 
keit gebietet. Der von den Angegriffenen geführte Verteidigungs- 
krieg wird automatisch zur gemeinsamen Sache der internationalen 
Gesellschaft, auch dann, wenn angegriffene Mächte die Gelegenheit 
ergreifen, eigene Interessen kriegerisch zu verwirklichen. 

Dieser Grundsatz ist politischer, nicht rechtlicher Natur. Denn er 
wird nur wahlweise angewandt, den politischen Erfordernissen der 
Lage entsprechend. Er wird aber häufig in rechtlicher Verkleidung 
zum Ausdruck gebracht, wie zum Beispiel in der Eröffnungsrede 
des amerikanischen Hauptanklägers Jackson zu Nürnberg: „Welche 
Beschwerden eine Nation auch haben mag, wie lästig sie auch den 
status quo findet, wir stehen auf dem Standpunkt, daß die aggres- 
sive Kriegsführung ein rechtswidriges Mittel für die Regelung jener 
Beschwerden oder für die Änderung jener Zustände bildet.” ® 


68 


Eine treffende, wenn vielleicht nicht völlig beabsichtigte, ideolo- 
gische Erklärung der kategorischen Verdammung der Aggression 
wurde vom damaligen Vize-Präsidenten Harry 5. Truman in seiner 
Gedächtnisrede zum Geburtstag George Washingtons im Jahre 
1945 gegeben. Die amerikanische Außenpolitik, erklärte Truman, 
sei „eine Ausdehnung örtlicher und nationaler Gepflogenheiten auf 
die internationale Ebene.” ® Mit ähnlichen Worten hatte der politi- 
sche Journalist Walter Lippmann den Idealismus Woodrow Wil- 
sons gekennzeichnet.°® 


Die amerikanische Doktrin des „gerechten Krieges“ 


In seiner kritischen Studie der Problematik eines kategorischen 
Kriegsverbotes verfolgt Professor Robert W. Tucker die Entwick- 
lung der amerikanischen Lehre vom bellum justum von der Außen- 
politik Wilsons zu den Äußerungen der Staatssekretäre Acheson 
und Dulles.2” Tuckers Darstellung liegt den nächsten drei Absätzen 
zugrunde. 

Die örtlichen und nationalen Gepflogenheiten einer zivilisierten 
Gesellschaft haben die Tatsache zur Voraussetzung, daß eine mit 
ausreichender Gewalt ausgestattete Regierung für die Schlichtung 
privater und innerstaatlicher Streitigkeiten sowie für die Aufrecht- 
erhaltung von Ruhe und Ordnung Sorge trägt. Das Fehlen einer 
den Nationalstaaten übergeordneten Instanz ist aber für die An- 
hänger des kategorischen Kriegsverbotes kein zwingender Beweis 
seiner Unhaltbarkeit. Eine Welt ohne Gewalt verlangt Mittel zur 
gewaltlosen Schlichtung von Streitigkeiten, erklärte Dulles zu Be- 
ginn der Suez-Krise. „Es ist mir gleich, wieviel Worte über die 
Nichtanwendung von Gewalt in die Satzung der Vereinten Natio- 
nen hineingeschrieben werden. Wenn aber, in Wirklichkeit, kein 
Ersatz für die Gewalt existiert, durch welchen einige dieser Pro- 
bleme gerechten Lösungen entgegengeführt werden können, wird 
die Welt unausbleiblich in die Anarchie und ins Chaos zurückfal- 
len.” Nach der amerikanischen Intervention zu Gunsten Nassers 
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äußerte er jedoch die Ansicht, daß die Einräumung eines Rechtes, 
Ungerechtigkeiten mit Gewalt zu beseitigen, die Satzung der Ver- 
einten Nationen „zerfetzt“ und einen Zustand der Weltanarchie 
wiederhergestellt hätte.® 

Ein Verteidigungskrieg im strengen Sinne müßte sich auf Maß- 
nahmen beschränken, die für die Zurückschlagung des Angriffs 
sowie die Wiederherstellung des status quo ante bellum notwendig 
sind. Da aber die amerikanische Doktrin des „gerechten Krieges” 
die Bestrafung des Aggressors verlangt, billigt sie eine auf be- 
dingungslose Kapitulation gerichtete, vor der Verwendung von 
Massenvernichtungswaffen nicht zurückscheuende totale Kriegs- 
führung. Ferner gestattet sie dem siegreichen Angegriffenen die 
Ausnützung der Kriegskonjunktur für die Durchsetzung politischer, 
einschließlich territorialer Forderungen, welche mit Gewalt zu be- 
treiben sonst verboten wäre. In beiden Weltkriegen war die ameri- 
kanische Regierung grundsätzlich bereit, Gebietsänderungen auf 
Kosten Deutschlands zu billigen; die Frage war nur, in welchem 
Umfang. Obwohl nach dem Ersten Weltkrieg die moralische Recht- 
fertigung solcher Abtretungen durch die allgemeine Annahme der 
revisionistischen Geschichtsauffassung vollends untergraben wurde, 
blieb die gewaltsame Korrektur des Versailler Friedens ebenfalls 
theoretisch verboten. Die Frage, ob unter allen Umständen ein deut- 
scher Vertragsberichtigungskrieg im Osten mit allgemeinem Krieg 
beantwortet worden wäre, bleibt einer späteren Erörterung vor- 
behalten. 

Die wechselnde Politik Washingtons im Korea-Krieg bietet ein 
markantes Beispiel der labilen Natur der pseudorechtlichen ameri- 
kanischen Kriegsdoktrin. Obwohl der Beschluß Präsident Trumans, 
die südkoreanische Republik mit der amerikanischen Armee zu 
unterstützen, nach seinen eigenen Worten lediglich die Absicht 
verfolgte, „den dortigen Frieden und die Grenze (am 38. Breiten- 
grad) wiederherzustellen”, wurde die Vereinigung Koreas bald zu 
einem amerikanischen Kriegsziel. Am ı. September 1950 erklärte 
Truman: „Wir treten für das Recht der Koreaner ein, frei, unabhän- 
gig und vereinigt zu sein, wie sie es auch sein wollen. Unter der Lei- 
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tung und Führung der Vereinten Nationen werden wir, mit ande- 
ren, das unsrige tun, um ihnen zum Genuß dieses Rechtes zu ver- 
helfen.” Nach der rot-chinesischen Intervention im Spätherbst 1950 
wurde die amerikanische Zielsetzung wieder eingeschränkt. Am 
30. April 1951, nach der Entlassung General MacArthurs — nach 
dessen Ansicht der Sieg den einzigen tragbaren Ausgang eines 
Kriegs bildet — behauptete Secretary Acheson, daß vom Anbeginn 
der Affäre die Vereinigten Staaten sowie die Vereinten Nationen 
„niemals den Gebrauch der Gewalt für die Verwirklichung ihres 
Zieles der Errichtung eines vereinigten, unabhängigen und demo- 
kratischen Staates in Korea beabsichtigt hatten.” ®°° Wie in manchen 
anderen Fällen mußte die Wahrung des Rechtes der politischen Not- 
wendigkeit weichen. In den Augen Präsident Trumans und General 
Bradleys war die Aufrechterhaltung des Rechtes des koreanischen 
Volkes auf Einigkeit und Freiheit eines Dritten Weltkrieges nicht 
wert — obwohl sich dieser nach der amerikanischen Doktrin zwei- 
fellos als „Verteidigungskrieg” qualifiziert hätte. 

Eine ähnliche Kompromißbereitschaft zeigte sich in der Hand- 
habung der Atlantik-Charta. Nach dem Urteil der Fachprofessoren 
für außenpolitische Fragen, Strausz-Hupe und Possony, war diese 
edle Erklärung „weder eine Politik noch ein Programm: denn ein 
Programm ist die Wahl klar definierter, konkreter und erreichbarer 
Ziele, und eine Politik die Wahl angemessener Mittel für ihre Ver- 
wirklichung.”°’ Nach dem bekanntesten Satz der Charta wünsch- 
ten die Regierungschefs Großbritanniens und Amerikas „keine ter- 
ritorialen Veränderungen zu sehen, die nicht mit den frei ausge- 
drückten Wünschen der betroffenen Völker übereinstimmen.” ®! 
Als Teheran, Jalta und Potsdam vollendete Tatsachen wurden, sagte 
jedoch Präsident Truman in einer programmatischen Rede am 
26. Oktober 1945: „Wir werden keine territoriale Veränderung in 
irgendeinem freundlichen Teil der Welt billigen, die nicht mit den 
frei ausgedrückten Wünschen der betroffenen Völker überein- 
stimmt.”” Wie Strausz-Hup&e und Possony bemerken, bewirkte 
dies eine grundsätzliche Abänderung der Atlantik-Charta. In der 
Praxis jedoch billigte die amerikanische Regierung, in einigen Fäl- 
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len stillschweigend, in anderen ausdrücklich, solche Gebietsüber- 
tragungen auch in „freundlichen“ Weltteilen, wie z. B. den balti- 
schen Staaten, Ostpolen, der Tschechoslowakei und Nordvietnam. 
Ähnlich wurde der achte und letzte Punkt der Charta behandelt, der 
die Abrüstung solcher Nationen in Aussicht stellte, „welche mit 
Angriffen außerhalb ihrer Grenzen drohen oder drohen könnten.” 
Ohne Präventivkrieg (z.B. gegen die tatsächlich drohenden kom- 
munistischen Regierungen Rußlands und Chinas) wäre dieser 
Punkt kaum zu verwirklichen. Acheson stellte später klar, daß 
es damit nicht ernst gemeint war. Schon der Gedanke eines 
Präventivkrieges, sagte er in einem Fernseh-Interview im Septem- 
ber 1950, sei „eine durchaus böse Sache... unsittlich und verwerf- 
lich von jedem Standpunkt.” °® Wie wirksam die Atlantik-Charta 
als Kriegspropaganda auch gewesen sein mag, ihr gegenwärtiges 
Gewicht als Grundlage amerikanischer Außenpolitik wird durch die 
Tatsache beleuchtet, daß in einer Klasse fortgeschrittener Studen- 
ten der Staatswissenschaft, welche der Verfasser kürzlich befragte, 
nicht ein Student einen einzigen Punkt der Atlantik-Charta wieder- 
zugeben wußte. 


Die Kluft zwischen Doktrin und Praxis in den USA 


Hätten die Vereinigten Staaten zu allen Zeiten ihre Abstraktionen 
als zwingende Verhaltungsregeln angewandt, so hätten sie, Strausz- 
Hupe und Possony zufolge, längst aufgehört, eine Großmacht zu 
sein. Glücklicherweise wußten aber die Amerikaner Praxis und 
Theorie zu trennen und die Notwendigkeiten des nationalen Gedei- 
hens instinktmäßig zu erkennen. „Sich auf das Praktische verlas- 
send und seinen eigenen Theorien mißtrauend, drang das amerika- 
nische Volk im Sturmschritt voran, erwarb Macht, nach welcher es 
nie verlangt hatte und erhob sich — gänzlich ohne Plan oder Ab- 
sicht — zum größten Reich der modernen Welt.” Diese macht- 
politische Leistung wurde trotz und nicht wegen der von Wilson 
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entwickelten und von Stimson, Acheson und Dulles fortgeführten 
idealistischen Theorie der internationalen Politik vollbracht. 

Eine wichtige Tatsache, die viele Amerikaner — einschließlich 
mancher Mitglieder des Kongresses und der Bundesregierung — 
nicht verstehen, die aber jeder Europäer beherzigen muß, der den 
Sinn gewisser widerspruchsvoller Aspekte der Außenpolitik Wa- 
shingtons entziffern will, ist: Die großen kategorischen Erklä- 
rungen amerikanischer Staatsmänner sind hauptsächlich rhetori- 
scher Natur und erfüllen mehr eine ideologische und propagandi- 
stische als eine handlungsbestimmende Funktion. Psychologisch 
bilden Äußerungen wie z.B. Secretary Hays diplomatische Noten an- 
läßlich der „Offenen Tür“ in China, Woodrow Wilsons 14 Punkte 
und Vier Grundsätze, die Atlantik-Charta, sowie die typischen 
außenpolitischen Reden Eisenhowers oder Kennedys, rituelle Wie- 
derholungen des Mythos, daß die amerikanische Republik keine 
eigennützige Machtpolitik, sondern einen altruistischen Kampf um 
den Frieden führe. Wie der britische Soziologe Gorer meint, beruht 
diese irrationale Ablehnung der internationalen Machtpolitik auf 
einer aus der Erfahrung des Unabhängigkeitskrieges und der 
Staatsbildung herrührenden Verwerfung von Macht und Autorität 
überhaupt.” Kennan schreibt in diesem Zusammenhang: 

„Die Neigung, die Ziele unserer Außenpolitik dadurch zu ver- 
wirklichen, daß wir andere Regierungen zur Unterschrift von Be- 
kenntnissen erhabener sittlicher und juristischer Grundsätze ver- 
anlassen, scheint hervorstechendes und dauerhaftes Merkmal 
unserer diplomatischen Praxis zu sein. Sie steht in unbestreit- 
barem Zusammenhang mit dem starken amerikanischen Glau- 
ben, daß die Macht der öffentlichen Meinung Regierungen über- 
winden könne. Ferner hängt sie zweifellos mit der ausgeprägten 
amerikanischen Tendenz zusammen, juristische Begriffe vom 
innenpolitischen Leben auf die internationale Ebene umzupflan- 
zen: d.h. zu glauben, daß die internationale Gesellschaft auf der 
Grundlage allgemeiner vertraglicher Verpflichtung leben könne 
und solle, und folglich mehr auf wörtliche Zusicherungen denn auf 
konkrete Anzeichen politischen Interesses Nachdruck zu legen.“ °® 
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Die Geschichte der amerikanischen Außenpolitik kennt zwei 
Möglichkeiten, durch welche idealistische Erklärungen rechtlichen 
bzw. pseudorechtlichen Inhalts in die Tat umgesetzt werden. Die 
erste besteht, wenn und insoweit diplomatische Überredungskünste 
— mit angemessener Hilfe wirtschaftlicher Druck- und Lockmittel — 
andere Staaten zu den erwünschten Entscheidungen zu bewegen 
vermögen. Die zweite tritt nur dann ein, wenn die Regierung sowie 
ein ausreichender Teil der Öffentlichkeit zu der Ansicht gelangen, 
daß dringende nationale Interessen die Ergreifung ernster Maßnah- 
men erfordern. Im letzteren Fall dient der juristische Grundsatz als 
Rechtfertigung, die aber keineswegs mit dem eigentlichen Beweg- 
grund der Entscheidung verwechselt werden darf. Die deutsche Wie- 
deraufnahme unbeschränkter Unterseeboot-Kriegführung im Ja- 
nuar 1917 war die Veranlassung für den amerikanischen Eintritt 
in den Ersten Weltkrieg, schreibt Lippmann; die drohende Nieder- 
lage Großbritanniens, die als gefährlich für die amerikanische 
Sicherheit empfunden wurde, war der zwingende Grund.” Daß eine 
gewisse, wenn auch nicht überwältigende Mehrheit des amerikani- 
schen Volkes das deutscheKaiserreich als Gefahr empfinden könnte, 
war nicht nur eine Folge der britischen Propaganda, sondern auch 
der Tatsache, daß es nicht gewohnt war, in machtpolitischen Kate- 
gorien zu denken. 

Die praktischen Grenzen des amerikanischen Idealismus lassen 
sich durch zwei Zitate veranschaulichen. Das erste ist eine Äuße- 
rung des Präsidenten Theodore Roosevelt aus dem Jahre 1905 mit 
folgendem Inhalt: 

„Es liegt in unserem besonderen Interesse, keine Schritte be- 
züglich der Mandschurei zu unternehmen, die den Japanern An- 
laß für das, wenn auch unberechtigte, Gefühl geben würden, wir 
stünden ihnen feindlich gegenüber oder bedrohten ihre Inter- 
essen — sei es im geringsten Grad. ... Wir sollen nirgendwo Stel- 
lung nehmen, wo wir uns nicht behaupten können. Wenn sich die 
Japaner für eine unseren Ansichten zuwiderlaufende Mandschu- 
reipolitik entschließen, so können wir dieser nur dann Einhalt 
bieten, wenn wir bereit sind, in den Krieg zu ziehen. Ein erfolg- 
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reicher Krieg wegen der Mandschurei würde eine Flotte wie die 
englische und ein Heer wie das deutsche erfordern. Die Politik 
der Offenen Tür in China war eine ausgezeichnete Sache und 
wird, wie ich hoffe, auch in Zukunft eine gute Sache sein, soweit 
sie durch allgemeine diplomatische Übereinkunft aufrechterhal- 
ten werden kann; wie aber die Geschichte der Mandschurei 
sowohl unter den Russen wie unter den Japanern zeigt, ver- 
schwindet die ganze Politik der „Offenen Tür” tatsächlich ins 

Nichts, sobald sich eine mächtige Nation entschließt, sie zu miß- 

achten, und bereit steht, das Risiko des Krieges lieber als die 

Preisgabe ihres Zieles in Kauf zu nehmen.” ®® 

Das zweite Beispiel der Beschränkung des „legalistischen Mora- 
lismus“ befindet sich in den Artikeln des einflußreichen (und sich 
als „Realist” betrachtenden) Kommentators Walter Lippmann in 
der New York Herald-Tribune während der Mandschureikrise im 
Winter 1931—1932. Es stand außer Zweifel, meinte Lippmann, daß 
Japan den Neun-Mächte-Vertrag von 1922 sowie auch den Kellogg- 
Briand-Pakt und die Satzung des Völkerbundes in gröbster Weise 
verletzt hatte. Obwohl das japanische Abenteuer in China nur 
durch Krieg zum Stillstand gebracht werden könnte, hoffte Lipp- 
mann, daß dauernde Nichtanerkennung die endgültige Befestigung 
der japanischen Stellung in der Mandschurei verhindern würde. Ein 
Krieg mit Japan, schrieb er im Februar 1932, „würde ungeheures 
Elend verursachen und keinem Grundsatz zur Geltung verhelfen. 
Der Kriegsgedanke sollte deshalb klar und entschieden verworfen 
werden” und die Vereinigten Staaten sollten sich auf eine vermit- 
telnde Rolle beschränken. 

Da die Ratsmitglieder des Völkerbundes einen Krieg gegen Japan 
als ihren nationalen Interessen abträglich erachteten, versagte das 
„friedenswahrende” Verfahren dieser Organisation völlig. Am 
Ende der Krise, als der japanische Marionettenstaat Mandschukuo 
Tatsache geworden war, philosophierte Lippmann: 

„Zu diesem Zeitpunkt hat der amerikanische Grundsatz die 

Möglichkeit geboten, unser Ansehen zu wahren und vielleicht 

sogar die ganze Situation zu retten. Der amerikanische Grund- 
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satz der Nichtanerkennung der Folgen der Aggression, wenn 
auch die Aggression selbst nicht verhindert werden konnte, ist 
der direkte Gegensatz zu dem in der Satzung (des Völkerbundes) 
enthaltenen Verfahren. Er ist in seiner Tragweite der ausgeprä- 
teste pazifistische Grundsatz, den man nur erdenken kann. ... 
Dieser Grundsatz ist aber die logische Folgerung unserer ameri- 
kanischen Gegnerschaft gegen alles, was einem Überstaat ähnelt, 
und er bietet den praktischen Vorteil, daß er selbstherrlich alle 
unsere Rechte für die Zukunft reserviert, ohne in der Gegenwart 
mehr als einen Aufwand von Worten zu verlangen.” ” 


Pseudojuristische „Friedenspolitik” als Kriegspolitik 


Aus dem bisher Gesagten ergibt sich, daß sich die pseudojuristi- 
sche „Friedenspolitik” legalistisch-moralistischer Prägung, sobald 
sie über den Rahmen des Erbaulichen und Ermahnenden hinaus- 
wächst und eine Politik der Tat werden will, unvermeidlich als 
Kriegspolitik entpuppt. Der sich selbst als „Realisten” preisende 
Lippmann bezieht eine zweideutige Stellung dem legalistischen 
Moralismus gegenüber. Auf der einen Seite erkennt er die Nutz- 
losigkeit frommer Proteste in machtpolitischen Interessenkämpfen 
an. Auf der anderen sieht er aber in solchen feierlichen Handlungen 
eine Art politischer Magie, mit der die bösen Geister exorziert und 
der Zustand des „gerechten Friedens” herbeigewünscht werden 
können. 

Obwohl, wie wir gesehen haben, der „legalistische Moralismus“, 
wenn er nicht zumindest von der Vorstellung eines nationalen Inter- 
esses begleitet wird, normalerweise nicht genügt, eine bewußte 
Entscheidung für den Krieg herbeizuführen, begünstigt er doch eine 
weitreichende Deutung des eigenen nationalen Interesses, zusam- 
men mit einer an Blindheit grenzenden Unempfindsamkeit für die 
nationalen Interessen anderer Staaten. Durch starrköpfiges Beste- 
hen auf abstrakten Grundsätzen gelang es den „Idealisten” in Wa- 
shington, von Lansing bis Roosevelt und Hull, die den Notwendig- 
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keiten der japanischen nationalen Entwicklung sowie der Unhalt- 
barkeit des Machtvakuums auf dem chinesischen Festland kein 
Verständnis entgegenbrachten, die „Söhne des Himmels” so zu rei- 
zen, daß sich manche der Meinung des Barons Tanaka anschlossen, 
der in einer Besiegung der Vereinigten Staaten den einzigen Aus- 
weg sah. Trotzdem waren noch 1941 die Aussichten auf einen 
modus vivendi keineswegs hoffnungslos, hätte nicht Präsident 
Roosevelt, dessen Kriegswillen von amerikanischen Revisionisten 
überzeugend dargelegt wird, auf der buchstäblichen Einhaltung 
amerikanischer „Friedensgrundsätze” bestanden. 

Kennan weist darauf hin, daß die Starrheit der amerikanischen 
China-Politik, welche den wirtschaftlichen Bedürfnissen der schnell 
wachsenden japanischen Bevölkerung in keiner Weise Rechnung 
trug, die Stellung der gemäßigten Politiker Japans untergrub und 
die der Militaristen stärkte.!° Tansill gibt eine ausführliche Dar- 
stellung der japanischen Bemühungen um einen friedlichen Aus- 
gleich mit den Vereinigten Staaten, einschließlich des Angebots von 
Matsuoka, als Gegenleistung die japanischen Streitkräfte aus China 
zurückzuziehen und aus der Achse auszutreten.'" Im August und 
September machte sich der „ältere Staatsmann” Prinz Konoye er- 
bötig, sich auf amerikanischem Boden mit dem Präsidenten Roose- 
velt zu treffen; trotz der Mahnung des Botschafters Grew schlug die 
Administration in Washington diese Friedensmöglichkeit ab. Wie 
Hull in seinen Memoiren zugibt, waren die japanischen Unterhänd- 
ler Kurusu und Nomura um eine friedliche Beilegung des Konflikts 
ehrlich bemüht.!% Die Regierung in Tokio hatte aber eine Frist ge- 
stellt, nach deren Ablauf „die Ereignisse automatisch geschehen” 
würden. Die Konsequenzen des legalistischen Moralismus waren in 
Pearl Harbor zu spüren. 
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Die Hemmungslosigkeit ideologischer Kriege 


Daß die aus pseudojuristischer „Friedenspolitik” resultierenden 
Kriege im Namen des Friedens geführt werden, lindert keineswegs 
ihre Grausamkeit. Im Gegenteil: Die unerschütterliche moralische 
Sicherheit hebt sonst wirksame Hemmungen auf und verleiht dem 
modernen „Friedenskrieg” einen totalen Charakter, der über den 
von neuzeitlicher militärischer Technologie bedingten hinausgeht. 
Wie Kennan dieses Phänomen erklärt: 


„Wer die Existenz eines Rechtssatzes behauptet, muß natür- 
lich dem Gesetzbrüchigen gegenüber Empörung und moralische 
Überlegenheit empfinden. Findet diese Empörung in militäri- 
schem Wettstreit Ausdruck, so kennt sie keine Grenzen außer 
der vollständigen Unterwerfung des Gesetzbrüchigen — d.h. der 
bedingungslosen Kapitulation. Es ist merkwürdig, aber wahr, 
daß die legalistische Auffassung der Weltpolitik, die zweifellos 
im Verlangen nach der Abschaffung von Krieg und Gewalt wur- 
zelt, der Gewalt eine Dauerhaftigkeit, eine Schrecklichkeit und 
eine gegen die politische Stabilität gerichtete Zerstörungskraft 
verleiht, welche die älteren Beweggründe des nationalen Inter- 
esses nicht verursachten. Ein im Namen hoher moralischer Grund- 
sätze geführter Krieg findet kein frühes Ende außer den Formen 
totaler Herrschaft.” !% 

Die Kriege früherer Zeiten, die in aller Offenheit um machtpoli- 
tische Interessen geführt wurden, waren begrenzte Kriege, denn 
ihre Streitobjekte waren begrenzt. Im einzigen wirklich zerstöreri- 
schen Krieg des frühen modernen Zeitalters, dem Dreißigjährigen 
Krieg, spielten ideologische Beweggründe konfessioneller Natur die 
ausschlaggebende Rolle. Der typische moderne Krieg wird dagegen 
von der Gesinnung beseelt, die Professor Morgenthau als den „na- 
tionalistischen Universalismus” bezeichnet: Das Gefühl des un- 
beschränkten Rechthabens und der moralischen Verworfenheit des 
Gegners. Der Krieg wandelt sich in einen Kreuzzug; im Kreuzzug 
schließt man bekanntlich keine Kompromisse mit den Ungläubigen, 
sondern rottet sie aus. Pathologisches Kriegsverhalten macht sich 
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bemerkbar, wie z. B. in der Form des Verbotes von Beethoven und 
Wagner in Amerika während des Ersten Weltkrieges und des Mor- 
genthau-Planes* für die Vernichtung der deutschen Wirtschaft, 
den Präsident Roosevelt vorläufig als wirtschaftliches Ziel im Zwei- 
ten Weltkrieg akzeptierte. 

In manchen Fällen diktieren Erwägungen nationaler Sicherheit 
einen begrenzten, nicht einen totalen Sieg. Als die Engländer noch 
ihre traditionelle Kräfteausgleichspolitik verfolgten, unterstützten 
sie nach einem gewonnenen Kriege stets den besiegten Staat am 
Konferenztisch, denn eine übermäßige Herabsetzung seiner Macht 
würde gerade das Gleichgewicht zerstören, um dessen Aufrecht- 
erhaltung sie gekämpft hatten. Der Feind von heute kann morgen 
als Verbündeter gegen einen neuen (oder vielleicht heute nicht an- 
erkannten) Feind notwendig werden; nach der restlosen Entwaff- 
nung Deutschlands und Japans sahen sich die Westalliierten ge- 
zwungen, sich um die rasche Wiederaufrüstung dieser Mächte zu 
bemühen. 

Wie Kennan und Morgenthau darlegen, verlangt die Führung 
eines ideologischen Krieges die Aufpeitschung der Bevölkerung bis 
zu einem Zustand der Raserei, der die Formulierung vernünftiger 
Friedensbedingungen außerordentlich erschwert. Die von der 
Kriegshysterie erzeugte Politik enthält schon die Keime des näch- 
sten Krieges. Die Nachkriegspolitik der Vereinigten Staaten hat 
sich hauptsächlich mit der Überwindung von Problemen beschäfti- 
gen müssen, die in falschen Entscheidungen im Laufe des Zweiten 
Weltkrieges ihren Ursprung haben — Entscheidungen, die wir ohne 
das Rauschgift der Kreuzzugpsychologie nie getroffen hätten. 

Nach der siegreichen Beendigung eines „Krieges um den Frieden” 
werden die Punkte und Grundsätze amerikanischer Verkündigun- 
gen insoweit in die Tat umgesetzt, als sie den Interessen der Sieger- 
mächte entsprechen oder diesen wenigstens nicht zuwiderlaufen. 


* Professor Hans J. Morgenthau von der Universität Chicago, der in seinem 
Buch Politics Among Nations (siehe Anmerkung Nr. 28) den Begriff „nation- 
alistic universalism” prägte, ist nicht mit dem ehemaligen Schatzminister 
Henry Morgenthau, jr. zu verwechseln. 
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Für die Besiegten kommt der Genuß amerikanischer Prinzipien 
grundsätzlich nicht in Frage; denn der „Friedenskreuzzug” ist, wie 
wir gesehen haben, zugleich eine Strafexpedition. Nur nach Maß- 
gabe des Fortschrittes in der „Umerziehung“” der Besiegten sind die 
Sieger des ideologischen Krieges bereit, zuzugeben, daß die be- 
straften „Aggressoren” nationale Rechte anderen Staaten gegen- 
über besitzen. In der Praxis wird der Erfolg der „Umerziehung“, 
wie ihn die Politiker der Siegermächte beurteilen, gemessen nach: 
(1) der Abkühlung der vom Krieg erzeugten Leidenschaften, und 
(2) der Einsicht, daß die Wiederherstellung des besiegten Staates 
als wirtschaftlichen, politischen und militärischen Machtfaktor im 
Interesse der Siegermächte liegt. Deswegen werden die Staatsmän- 
ner der Bundesrepublik von den Amerikanern als Erzdemokraten, 
von den kommunistischen Regierungen als starrköpfige „Nazis“ 
betrachtet. 

Es wäre sicherlich von den Staatsmännern der Mittelmächte im 
Ersten Weltkrieg zuviel verlangt, daß sie den psychologischen Me- 
chanismus der amerikanischen Außenpolitik verstanden hätten, 
denn die Mehrheit des amerikanischen Volkes selbst versteht immer 
noch nicht, warum die besten Absichten oft zu bösen Konsequenzen 
führen. Hätten aber die politischen Führer der beiden Kaiserreiche 
die Amerikaner so verstanden, wie die moderne historische und 
politische Kritik sie beleuchtet, so wären sie von der universellen 
Sprache der 14 Punkte und Vier Grundsätze nie getäuscht worden. 
Waren Präsident Wilsons Verkündigungen idealistischer Hoffnun- 
gen auch ehrlich gemeint, so machte sie doch die Entwicklung der 
politischen Gesamtlage bedeutungslos. Moderne Kriege totaler Art 
weisen eine zunehmende Tendenz auf, ihre eigenen Ziele zu be- 
stimmen. 
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Die pseudojuristische Grundlage 
des „Geschichtsbildes von Nürnberg” 


Die pseudojuristische Betrachtung zwischenstaatlicher Beziehun- 
gen hat sich mittlerweile in wechselndem Grad internationalisiert. 
Sie bildete die ideologische Grundlage für die alliierte Propaganda 
in beiden Weltkriegen, für den Versailler Frieden und den Völker- 
bund, sowie für die Maßnahmen der Besatzungsmächte nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Sie ist heute die herrschende Ideologie in den 
Vereinten Nationen. Obwohl die kommunistischen Staaten ihre 
eigene marxistische Auffassung von „gerechten“ und „ungerech- 
ten” Kriegen haben, verstehen sie, den legalistischen Moralismus 
auszunutzen, wo dies zu ihrem Vorteil wirkt. 

Wie im Falle amerikanischer Außenpolitik weicht der legalisti- 
sche Moralismus internationaler Prägung stets den nationalen In- 
teressen der Großmächte. Eine mögliche Ausnahme bildet die Suez- 
Affäre im Jahre 1956, in welcher J. F. Dulles seine pseudo- 
rechtliche Auffassung gegen die nationalen Interessen Englands und 
Frankreichs durchsetzte und dabei der NATO und dem Westen 
einen niemals gänzlich überwundenen Schlag versetzte. Im Falle der 
Atlantik-Charta fehlte die Veranlassung für eine Durchsetzung 
rechtlicher Grundsätze gegen die militärisch unterstützten sowje- 
tischen Forderungen: Trotz ihrer edlen Sprache mußte die Charta 
ein Propagandadokument des Zweiten Weltkriegs bleiben. 

Die Schwierigkeit, welche der Kontroverse über die Bücher Hog- 
gans und Taylors zu Grunde liegt, ist folgende: Zusammen mit der 
Mehrzahl der amerikanischen Hofhistoriker und sogar einem Teil 
der Revisionisten haben die meisten Gelehrten und Politiker der 
deutschen Bundesrepublik die pseudojuristische Geschichtsauffas- 
sung mit dem von ihr abgeleiteten „Geschichtsbild von Nürnberg“ 
in Bausch und Bogen angenommen. Es ist den Lenkern der öffent- 
lichen Meinung im Nachkriegsdeutschland noch nicht aufgefallen, 
daß diese Philosophie nur einen geringen handlungsbestimmenden 
Wert besitzt, und nur eine vornehmlich polemische Funktion erfüllt. 
Der Versuch, auf der Grundlage des legalistischen Moralismus eine 
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Außenpolitik zu formulieren, führt z. B. zu der Anomalie, daß der 
deutsche Anspruch auf die Grenzen von 1937 als unabdingbares 
Recht gleichzeitig mit der prinzipiellen (nicht bloß taktischen) Ab- 
lehnung militärischer Maßnahmen für die Rückgewinnung des deut- 
schen Ostens verkündet wird. Wegen der gegenwärtigen Militär- 
hegemonie Sowjetrußlands wäre ein solcher Feldzug unter den herr- 
schenden Umständen auch kaum zu empfehlen. Aber zu behaupten, 
wie manche es tun, daß eine Wiederbesetzung der unter polnischer 
bzw. sowjetischer Verwaltung stehenden Ostgebiete eine automa- 
tisch zu verurteilende „Aggression“ wäre — eine Vorstellung, wel- 
che der „rein defensiven” Natur der NATO unterliegt — bildet eine 
ungewollte Legalisierung des rechtswidrigen status quo. 

Da die Politik Adolf Hitlers das deutsche Volk in unbeschreib- 
liches Elend gestürzt hat, besteht ein psychologischer Zwang, den 
nationalsozialistischen Staat als „Aggressor” zu brandmarken. Dies 
ist für die Anhänger der orthodoxen Geschichtsauffassung und der 
mit ihr zusammenhängenden Politik eine über jede Wahrheit er- 
habene Notwendigkeit. Nach dem Maßstab des „legalistischen Mo- 
ralismus” bewirkt die historische Feststellung, daß der von Adolf 
Hitler geführte nationalsozialistische Staat nicht der alleinige An- 
stifter des Zweiten Weltkrieges war, eine automatische, moralische 
und politische Rehabilitierung des Nationalsozialismus, je nach 
dem Grad der diplomatisch-geschichtlichen Entlastung der Hitler- 
Regierung. Eine solche ideologische Katastrophe darf nicht gesche- 
hen. Um die ideologische Wahrheit bezüglich des Nationalsozialis- 
mus zu schützen, muß nötigenfalls die geschichtliche Wahrheit mit 
aller Gewalt unterdrückt werden. 

Historie und Wirklichkeit sind scheinbar in unlösbaren Konflikt 
geraten. Nur dieser Umstand erklärt es, warum die Verteidiger der 
geschichtlichen Orthodoxie den Revisionisten Hoggan mit einer In- 
brunst attackieren, die seit Torquemadas Inquisitoren ihresgleichen 


sucht. 


82 


KAPITEL IV 


RICHTLINIEN HISTORISCHER UND POLITISCHER KRITIK 


Das „Kriegsverbot” kein zureichender Maßstab 


Die Bewältigung der moralischen und ethischen Probleme der 
neueren Geschichte, wie sie vor allem durch das Erscheinen des Hog- 
gan-Buches und die darauf folgende Kontroverse in den Vorder- 
grund gerückt worden sind, erfordert als erste Voraussetzung einen 
vernünftigen Maßstab für die Beurteilung politischer und militäri- 
scher Entscheidungen und historischer Wertungen. Die Doktrin 
eines völkerrechtlichen oder auch ethischen Kriegsverbotes fällt von 
vornherein aus, denn — wie wir gesehen haben — sie wirkt eher 
kriegsfördernd denn kriegshemmend, und ihre grotesken Konse- 
quenzen sind offensichtlich. „Die Frage war, wie wir sie (die Japa- 
ner) dazu manövrieren könnten, den ersten Schuß abzufeuern, ohne 
selbst ungebührliche Gefahr zu laufen”, schrieb Kriegsminister 
Stimson nach einer Kabinettsitzung am 25. November 1941.!" Da 
dieser Schachzug glückte, konnte die Roosevelt-Regierung ohne Ge- 
wissensbisse und mit der ungeteilten Unterstützung des ahnungs- 
losen, aber durch den Angriff auf Pearl Harbor geeinigten ameri- 
kanischen Volkes in den Krieg ziehen. 

Sobald sich infolge vermeintlicher oder wirklicher nationaler 
Interessen zwei Staaten oder Bündnisse auf einem Kollisionskurs 
befinden, zwingt sie die moderne Doktrin der „Aggression“ zu einer 
Art von Provokationsspiel, dessen Ziel es ist, sich selbst den Heili- 
genschein der Unschuld und dem Gegner die Hörner des Sünden- 
bocks aufzusetzen. Vor dem Ersten Weltkrieg hatte England genau 
wie Deutschland detaillierte Pläne für Operationen in Belgien. Lord 
Grey verstand aber die Kunst der moralischen Heuchelei, Bethmann- 
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Hollweg dagegen nicht. Man darf nie sagen, daß Verträge „Fetzen 
Papier“ seien, besonders wenn man Verträge zerreißt, wie es die 
Engländer mit der Pariser Seerechtsdeklaration taten. 

Nach der Niederschlagung des „Aggressors” werden alle Tat- 
sachen, die nicht in das von der Siegespropaganda diktierte schwarz- 
weiße Geschichtsbild hineinpassen, geräuschlos übergangen. Wie 
Sir Winston Churchill in seinen Memoiren gesteht und Lord Han- 
key in seinem Buch: Politics: Trials and Errors ausführlich darlegt, 
hatten im Zweiten Weltkrieg die englischen und deutschen Ober- 
kommandos fast identische Vorbereitungen für die Besetzung Nor- 
wegens getroffen.!® Der britische Operationsplan wurde sogar 
24 Stunden vor dem deutschen in Gang gesetzt. Nichtsdestoweni- 
ger wurde Admiral Raeder hauptsächlich wegen seiner Planung und 
Leitung der norwegischen Kampagne zu lebenslänglichem Kerker 
verurteilt. Da die Verteidigung nicht beweisen konnte, daß der bri- 
tische Okkupationsplan die deutsche Invasion verursacht hatte, be- 
trachtete der Nürnberger Gerichtshof seine Existenz als irrele- 
vant.!0® 

Die Vorstellung eines Kriegs- und Angriffsverbotes beruht auf 
einer unlogischen Vermengung von Kategorien. Die naturrechtliche 
Idee, daß alle Menschen gleich sind, wird unkritisch auf Staaten 
übertragen, mit absurden Konsequenzen. In der Sprache der ameri- 
kanischen Unabhängigkeitserklärung sind alle Menschen gleich, weil 
jeder ein Kind Gottes ist, mit gottgegebenen und unveräußerlichen 
Rechten auf Leben, Freiheit und Eigentum. Die Grundrechte des 
Menschen sind also mit seiner Existenz gegeben. 

Dies alles trifft für Staaten bekanntlich nicht zu. Verwirft man 
die absolutistische Vorstellung der Könige als „Gottes Statthalter 
auf Erden, von Gott selbst Götter genannt” (James I.), so ist es 
offensichtlich, daß Staaten menschliche Einrichtungen sind, dessen 
höchster Zweck es ist, die Rechte ihrer Bürger zu wahren. Obwohl 
der Staat mit einer „Rechtspersönlichkeit” dotiert wird und durch 
das erlebte Schicksal seiner Bürger eine Mystik entwickelt, welche 
die Liebe und Opferbereitschaft von Patrioten anfeuert, bildet er 
stets einen bedingten, niemals einen absoluten Wert. Fördert der 
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Staat im besten Falle die edelsten Gedanken und Taten der Men- 
schen, so kann er umgekehrt seine Untertanen in den tiefsten Sumpf 
der Korruption oder der Barbarei reißen. Menschliche Güte sowie 
menschliche Bosheit werden im Staat potenziert. 


Grundlagen einer humanistischen Betrachtung 
von Geschichte und Politik 


Eine humanistische Betrachtung von Geschichte und Politik findet 
ihren Maßstab nicht in der Erfüllung formaljuristischer Normen, 
sondern im Grad der persönlichen Entscheidungs- und Entwick- 
lungsfreiheit. Diese Freiheit wird weder in sozialer und wirtschaft- 
licher Anarchie noch in einer zentral geplanten „klassenlosen Ge- 
sellschaft”, sondern in einer sozialen Ordnung verwirklicht, in wel- 
cher das richtige Gleichgewicht von Selbstverantwortung und Mit- 
verantwortung erzielt wird. Der positive oder negative Wert von 
politischen Entscheidungen und Bewegungen bemißt sich nach ihren 
ordnungsschaffenden oder ordnungszerstörenden Tendenzen. Eine 
lebensfähige Gesellschaftsordnung gewährleistet die menschlichen 
Grundrechte und führt im Normalfall sozial erwünschtes Verhalten 
durch Anreiz, nicht durch Angst oder Zwang herbei. Dagegen birgt 
jede Tyrannei die Saat innerer Auflösung in sich. Die oberflächliche 
Ordnung totalitärer Diktaturen — sei es nationalsozialistischer, 
kommunistischer oder sonstiger Art — ist immer eine Fassade für 
gärende Unordnung, denn die Beziehung des Menschen zum totali- 
tären Staat läßt sich niemals stabilisieren. 

Da die zeitgenössische westliche Kultur vornehmlich in nationa- 
len Formen Ausdruck findet, ist die Nation bzw. Volksgruppe als 
ethnisch bewußte Teilgesellschaft ohne weiteres zu bejahen. Ein ge- 
mischtes Urteil gebührt aber dem Nationalismus. Am Anfang hat 
er kultur- und ordnungsfördernd gewirkt; in seiner von Herder 
verkündeten frühromantischen Form wurde er z. B. das Vehikel für 
die intensivierte Anteilnahme osteuropäischer Randvölker am ge- 
meinsamen abendländischen Kulturleben. Seine Verbindung mit 
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dem Nationalstaatsprinzip war aber verhängnisvoll. In seiner rei- 
nen ethnozentrischen Form besagt dieses Prinzip: (1) jede Nation 
(vom partikulären Standpunkt: meine Nation) muß ihren eigenen 
Nationalstaat haben, und (2) dieser Staat muß die ganze Nation in 
sich schließen. Insoweit die Nation einschließlich zu ihr gehörender 
Volksgruppen einen zusammenhängenden, klar umgrenzten Sied- 
lungsraum bewohnt, wie im Falle Spaniens oder Norwegens, ver- 
ursacht diese Doktrin keine unüberwindlichen Probleme. Im mittel- 
und osteuropäischen Raum jedoch, in welchem infolge dynastischer 
Siedlungspolitik die Völker ineinander geschachtelt und häufig so- 
gar in gemischten Städten und Dörfern leben, bewirkt das Natio- 
nalstaatsprinzip einen Zustand dauerhafter Völkerfeindschaft, der 
bisher zwei Weltkriege und mehrere Kleinkriege verursacht hat. 
Das humanistische Kriterium für die Wertung nationaler Bewe- 
gungen ist dies: Insoweit eine solche Bewegung dem kulturellen 
und politischen Ausdruck einer Volksgruppe dient, ohne entspre- 
chende Ausdrucksmöglichkeiten für andere Volksgruppen zu ver- 
bauen, ist sie als ordnungsbildende Kraft durchaus zu bejahen. So- 
bald aber in völkisch gemischten Räumen der Nationalismus einen 
exklusiven Charakter annimmt, und die Ziele der eigenen Nation 
oder Rasse auf Kosten der kulturellen Entwicklung, des gesell- 
schaftlichen Eigenlebens oder gar der Existenz anderer Volksgrup- 
pen durchzusetzen trachtet, wirkt er damit ordnungszerstörend und 
ist insoweit negativ zu werten. Da alle Menschen die gleichen 
Grundrechte besitzen, muß die politische und soziale Ordnung all- 
umfassend sein. Ob sie aber eine einheitliche oder pluralistische 
Form annehmen soll, wird bestimmt durch den Charakter und die 
Traditionen der Volksgruppen sowie ihre Wünsche nach gemein- 
samer oder autonomer Entwicklung. Obwohl aus dem Nebenein- 
anderleben verschiedener Volksgruppen enge und im besten Falle 
freundschaftliche Beziehungen entstehen, soll die kulturelle oder 
gesellschaftliche Verschmelzung solcher Gruppen niemals durch 
Zwang vorangetrieben werden. Wer diesen Grundsatz verachtet, 
erschüttert damit die soziale Ordnung und sät damit die Saat natio- 
nalen oder rassischen Konflikts. In der Tat treten die ordnungs- 
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schaffenden und zerstörenden Eigenschaften nationaler Bewegun- 
gen in den meisten Fällen zusammen auf. Äußerst selten darf der 
objektive Beobachter eine eindeutig gute oder schlechte Zensur er- 
teilen. 


Die humanistische Wertung von Kriegen 


Kriege sind nicht nach abstrakten juristischen Gesichtspunkten, 
sondern nach Maßgabe ihrer Gesamtwirkung auf die betroffenen 
Menschen und Völker zu werten. Infolge der besonders mit moder- 
nen Kriegen verbundenen massiven Verluste an Menschenleben, 
Eigentum und kulturellen Werten, wählt der pflichtbewußte Staats- 
mann den Krieg nur als letzten Ausweg für die Wahrung dringen- 
der nationaler Interessen. Eine von menschlichen Werten ausge- 
hende Geschichtsbetrachtung wird ein starkes Vorurteil gegen den 
Krieg als solchen hegen. Abgesehen von seiner verheerenden Wir- 
kung auf Ordnung, Sicherheit und Wohlstand sowie auf das Leben 
selbst widerspricht jeder vermeidbare Krieg dem strategischen 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit, der die Verwirklichung politischer 
Ziele mit dem geringsten menschlichen und materiellen Aufwand 
gebietet. Derselbe Grundsatz verlangt die Beschränkung schon an- 
gefangener Kriege auf das räumliche, zeitliche und waffentechnische 
Minimum, welches für die Durchsetzung konkreter und klar defi- 
nierter Ziele unerläßlich ist. Diese Ziele sollen wiederum so defi- 
niert werden, daß sie stabile Kräfteverhältnisse herstellen und 
mit Rücksicht auf die langfristige Machtentwicklung keine Ur- 
sachen künftiger Kriege hinterlassen. In ihrer Anwendung auf spe- 
zifische Sachverhalte führte diese pragmatische Friedensphilosophie 
zu ganz anderen Ergebnissen als den von einem kategorischen 
Kriegsverbot abgeleiteten Wertungen. 

Der Verlauf menschlicher Geschichte ist durch die Entstehung, 
das Wachstum, die Sättigung und den Verfall von Machtgebilden 
gekennzeichnet, die in moderner Zeit die Form souveräner Natio- 
nalstaaten angenommen haben. Die Machtgefälle zwischen diesen 
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Organismen unterliegen einer ständigen Wandlung: Von Zeit zu 
Zeit werden die formalen Beziehungen und die Verteilung von Ter- 
ritorien den wechselnden Macht- und Bevölkerungsverhältnissen 
angepaßt. Reicht hierfür die Diplomatie nicht aus, bleibt der Krieg 
„das letzte Argument der Könige”. Da die Herrscher von Staaten 
schwindender Macht bekanntlich abgeneigt sind, sich friedlich mit 
den zu ihren Ungunsten veränderten Umständen abzufinden, ist 
bisher der Krieg der normale, wenn auch verschwenderische Prozeß 
historischer Wandlung gewesen. Hätte man zu irgendeinem ver- 
gangenen Zeitpunkt den Krieg fortan verbieten können, so hätte 
man damit die Geschichte zum Stillstand gebracht. Verlagert man 
dieses Verbot weit genug zurück, so wäre Europa östlich des Limes 
noch heidnisch. 

Staat A greift Staat B an, weil Bein von A beanspruchtes Gebiet 
nicht friedlich abtreten will. Zu behaupten, wie es Vertreter eines 
kategorischen Kriegsverbotes gewohnt sind, daß aller Umstände 
ungeachtet A ein mit massiver Vergeltung zu bestrafender „Aggres- 
sorstaat” sei, dessen Führer an den Galgen gehören, ist im wesent- 
lichen eine Heiligung des zufälligen status quo. Soll aber der status 
quo verewigt werden, warum gerade der status guo von 1965 und 
nicht der von 1937 oder 1914? Auf diese Frage gibt es keine logische 
Antwort, denn die These der automatischen Schuld des Angreifers 
ist nur dem Anschein nach ein Rechtssatz, in Wirklichkeit ein 
pseudorechtlicher Verteidigungsmechanismus gegen die Notwen- 
digkeit, die monumentalen Irrtümer westlicher Außenpolitik wahr- 
heitsgemäß einzugestehen. 

Nein: Die Geschichte läßt sich ebensowenig aufhalten, wie einst 
König Knut, der dänische Eroberer Englands, der Flut den Still- 
stand befehlen konnte. Erst dann, wenn friedliche Verfahren für 
territoriale Änderungen entwickelt worden sind und den Nationen 
durch überstaatliche Gewalt aufgezwungen werden, kann die Ge- 
waltanwendung seitens Einzelstaaten aus der Welt geschafft wer- 
den. Daß die Vereinten Nationen in ihrer gegenwärtigen Form ein 
Forum für solche Verfahren bilden werden, ist kaum zu erwarten, 
denn die in der Satzung garantierten Grundsätze der souveränen 
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Gleichheit aller Mitglieder und der Nichteinmischung in ihre inne- 
ren Angelegenheiten verbieten solche Eingriffe.!” 

Eine stichhaltige historische und moralische Wertung der Politik 
von kriegführenden Staaten hat also nicht nur die Umstände des 
Kriegsausbruchs bzw. Kriegseintritts, sondern die Gesamtsituation 
in Betracht zu ziehen, in welcher der Krieg angefangen, geführt und 
beendet wird. Hierzu gehören die tieferen Ursachen des Krieges, die 
Forderungen beider Parteien, die Vorkriegsdiplomatie, die Kriegs- 
ziele am Anfang und ihre Modifikation im Verlaufe des Krieges, 
die politische und militärische Strategie der Kriegführenden, die 
Anwendung von Vernichtungswaffen, und die durch den Krieg her- 
beigeführten politischen und militärstrategischen Zustände. Im Ge- 
gensatz zur Praxis der Abstraktionisten, welche Kriegsverantwor- 
tung und Kriegsschuld als ein für allemal durch die Umstände des 
Kriegsausbruchs geregelt sehen, stellt die humanistische Geschichts- 
betrachtung die Frage der Verantwortung — die Frage von Recht 
und Unrecht — für jeden Tag des Krieges erneut. Sobald die völker- 
rechtliche und die von den Umständen bedingte moralische Zuläs- 
sigkeit des Krieges anerkannt wird — und nur dann —, kann die an- 
haltende moralische Verantwortung beider Kriegsparteien festge- 
stellt und ihre Kriegspolitik dementsprechend gewertet werden. 


Totalitäre Systeme und der Krieg 


Die überlieferte Doktrin der Souveränität räumt jedem Staat das 
unbeschränkte Recht ein, seine inneren Angelegenheiten nach eige- 
nem Ermessen zu regeln. Die Frage von Ideologien und politischen 
Systemen wird daher fast gänzlich aus Betrachtungen zur Geschichte 
der Diplomatie und der Außenpolitik ausgeklammert; diese Ten- 
denz nützen die Kommunisten mit ihrer Propaganda für die „Ko- 
existenz” geschickt aus. Die Entstehung des modernen Totalitaris- 
mus hat aber diese Trennung von Innen- und Außenpolitik weit- 
gehend aufgehoben, und zwar aus folgenden Gründen: 

(a) Die Doktrin der innenpolitischen Souveränität innerhalb 
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der westlichen Kulturgemeinschaft hat zur Voraussetzung, daß 

sich die Regierungen an die Regeln zivilisierter Staatsführung 

halten, was bei einem totalitären Regime nicht zutrifft. 

(b) Die menschliche Mitverantwortung hört nicht an den 
Staatsgrenzen auf: Da die gegenwärtige Technologie der Waffen, 
der Propaganda und der politischen Kontrolle die jeweiligen 
Inhaber der Staatsmacht (und zwar besonders die totalitären) 
außerordentlich begünstigt, ist der Sturz einer totalitären Dikta- 
tur ohne auswärtige Hilfe fast undenkbar geworden. Aus der 
universellen Natur der menschlichen Grundrechte ergibt sich eine 
allumfassende Verpflichtung: Der Kampf um die Freiheit ist die 
Sache aller Menschen guten Willens. 

(c) Die Dynamik totalitärer Systeme, welche die Herstellung 
eines innenpolitischen Gleichgewichts verhindert, treibt sie auto- 
matisch zu expansionistischen Abenteuern: Der Kommunismus, 
genau wie der Nationalsozialismus, braucht den Konflikt als Ele- 
ment seiner inneren Stabilität. 

Aus diesen Gründen folgt, daß die Frage von freiheitlichen oder 
totalitären Systemen in jede realistische Betrachtung von Geschichte 
und Politik ausdrücklich einbezogen werden muß. Die im März 
1938 vollzogene Einverleibung Österreichs ist z. B. anders zu wer- 
ten als der 1919 von den Allüerten verhinderte Anschluß des 
deutsch-österreichischen Reststaats an die damals demokratische 
Weimarer Republik. Mag es stimmen, wie es in einer kürzlich an- 
genommenen Entschließung der Sudetendeutschen Landsmann- 
schaft heißt, daß die Angliederung der Sudetengebiete an das Reich 
im September 1938 „dem Selbstbestimmungsrecht der Sudeten- 
deutschen Rechnung trug”, so ist doch die Frage zulässig, ob die 
Gebietsabtretung (über welche die Sudetendeutschen in der Tat- 
sache nie befragt wurden) die sinnvollste Anwendung der Selbst- 
bestimmung gewesen sei. Sprechen gewichtige Gründe gegen ir- 
gendeine Ausdehnung eines totalitären Systems, so bildeten diese 
keine Rechtfertigung für die Trennung des Sudetenlandes von 
einem nicht mehr nationalsozialistisch regierten Deutschland am 
Ende des Zweiten Weltkriegs. 
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Kurzum: die humanistische Betrachtung von Geschichte und Poli- 
tik sieht den Krieg in seinen gesamten Zusammenhängen und ver- 
sucht, seine verschiedenen Aspekte in ein richtiges Gleichgewicht 
zu bringen. Wurde es allgemein anerkannt, daß der Versailler Ver- 
trag die Keime des nächsten Krieges in sich trug — hatten die Exper- 
ten schon Danzig auf der Landkarte als den Entstehungsort dieses 
Krieges angezeigt — so war dies alles nicht etwa durch die „Aggres- 
sivität” Hitlers verwischt, als dann der erwartete Krieg tatsächlich 
ausbrach. Mit seinem Ausbruch hatte aber der Krieg keineswegs 
seine endgültige Form angenommen. War er zunächst in den Augen 
der Intellektuellen auf alliierter Seite ein Krieg gegen den Totalita- 
rismus und für die Freiheit der Menschen auf beiden Seiten, so 
wurde er zunehmend ein Krieg gegen das deutsche Volk als solches, 
dem die kommunistisch beeinflußte alliierte Propaganda die ganze 
Barbarei der nationalsozialistischen Führungsschicht zuschrieb. 
Nach dem westlichen Beschluß, dem nicht weniger totalitären, aber 
durch Hitlers Unbesonnenheit auf alliierte Seite getriebenen So- 
wjetregime unbeschränkte Hilfe angedeihen zu lassen, geriet die 
ideologische Lage in vollständige Verwirrung. In Jalta fielen die 
westlichen Staatsmänner der Illusion anheim, der Unterschied zwi- 
schen angelsächsischer und leninistischer „Demokratie“ sei un- 
wesentlich. Im Endeffekt führte der Westen — ohne es zu wollen — 
einen Krieg gegen Europa, der erst zu spät als solcher erkannt 
wurde. 

Insoweit man im Rahmen dieser Betrachtung von „Kriegsschuld” 
sprechen kann, so besteht diese in der Festsetzung von Kriegszielen, 
die über die wesentlichen Interessen der Kriegführenden hinaus- 
gehen, sowie in der Veranlassung von militärischen Operationen, 
die für die Durchsetzung vertretbarer Ziele nicht notwendig sind. 
Auch ohne die polnische Verhandlungsverweigerung war die Be- 
kämpfung des nationalsozialistischen Totalitarismus und der dro- 
henden Nazi-Herrschaft über Europa ein durchaus vertretbares 
Kriegsziel, das — soweit militärisch realistisch und soweit sich der 
Sturz Hitlers durch eine Diplomatie der Stärke, z. B. in der Münche- 
ner Krise, als unerreichbar erwiesen hätte — nach der Meinung die- 
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ses Verfassers einen anglo-französischen Angriff auf das Hiitler- 
reich gerechtfertigt hätte. Roosevelt und Churchill setzten sich aber 
in Casablanca im Januar 1943 die totale Niederschlagung Deutsch- 
lands zum Ziel, die weder für die Beseitigung Hitlers notwendig 
war, noch den langfristigen Interessen der Alliierten entsprach. 

Nach Stalingrad änderte sich das deutsche Kriegsziel merklich: 
Abgesehen von den relativ wenigen verbissenen Nationalsoziali- 
sten kämpfte man nicht mehr für Lebensraum im Osten, sondern 
für die Verteidigung der Heimat. Mit einem klaren alliierten Ver- 
sprechen eines tragbaren Kompromißfriedens nach der Absetzung 
Hitlers hätte die deutsche Opposition längst vor dem 2o. Juli 1944 
zum Zuge kommen können, und mit weitaus besseren Erfolgschan- 
cen. Durch die törichte Politik der „bedingungslosen Kapitulation“ 
wurde der Krieg unnötig verlängert, zusätzliche Hunderttausende 
ums Leben gebracht, und eine Situation geschaffen, in der die Be- 
freiung Osteuropas ohne einen Dritten Weltkrieg problematisch er- 
scheint. 

Insoweit die verbrieften Regeln der Kriegführung eingehalten 
werden, ist die Schuld am Kriege politischer, nicht strafrechtlicher 
Natur. Auch wenn bewiesen werden kann, daß die Luftangriffe auf 
Dresden und Hiroshima keinem wesentlichen militärischen Ziel 
dienten, wäre ein nachträglicher Hinrichtungsprozeß gegen die über- 
lebenden amerikanischen und britischen Führer im Zweiten Welt- 
krieg eine sinnlose Wiederholung von Nürnberg. 
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KAPITEL V 


DER ZWEITE WELTKRIEG 
IN POLITISCHER PERSPEKTIVE 


Hoggan, Shirer und die Anti-Hitler-Opposition 


Obwohl sich Hoggans Gegner angestrengt haben, ihn der größt- 
möglichen Anzahl sachlicher Irrtümer zu bezichtigen, liegt das Pro- 
blematische seines Buches hauptsächlich in den darin enthaltenen 
Wertungen politischer Ereignisse. Die Erarbeitung einer Grundlage 
historischer und politischer Kritik ermöglichte die Prüfung dieser 
Wertungen und ihrer Objekte am Maßstab menschlichen Schicksals. 
Dieser Vorgang zeigt wiederum den Weg zu einer zeitgeschicht- 
lichen Betrachtungsweise, durch welche ohne ethische oder ideolo- 
gische Verwirrung die von Hoggan und anderen Revisionisten zu- 
tage geförderten Tatsachen in ein zusammenhängendes Gesamtbild 
eingeordnet werden können. 

In einer wichtigen Hinsicht hat sich Hoggan ungenügend von her- 
kömmlichen Betrachtungsweisen befreit. Seine Erörterung diploma- 
tischer Ereignisse spiegelt die orthodoxe Auffassung wider, daß die 
Umstände der ersten Feindseligkeiten die Verteilung und das Aus- 
maß der Kriegsschuld bestimmen. Hoggan liefert Beweise der von 
Halifax vollbrachten Umstellung der britischen Außenpolitik von 
dem durch „München“ symbolisierten Appeasement zu einer Tak- 
tik von Widerstand und Gegenangriff in solcher Fülle, daß auch 
gelegentliche Treffer seiner Kritiker das Gebäude seiner Dokumen- 
tation wohl durchlöchern, aber nicht stürzen können. Damit glaubt 
er, Hitler dementsprechend entlastet und Halifax als Hauptkriegs- 
stifter überführt zu haben. Mit diesem non-sequitur malt Hoggan 
aber die Kehrseite des „Geschichtsbildes von Nürnberg”; hätte 
Deutschland den Krieg gewonnen und das Nürnberger Recht gegen 
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Halifax und Kollegen in einem Kriminalprozeß in der Stadt Co- 
ventry angewandt, wäre Der erzwungene Krieg eine geeignete An- 
klageschrift gewesen. Hoggan wird der Tatsache nicht gerecht, daß 
der europäische Krieg von 1939, wenigstens am Anfang, ein ideolo- 
gischer Krieg war. In einem Kampf gegensätzlicher Staatssysteme 
bis aufs Messer ist die Frage nach dem ersten Schuß irrelevant. 

Wie zu Anfang unserer Betrachtungen bemerkt wurde, befindet 
sich Hoggan in einer Frage in auffälliger Übereinstimmung mit 
William L. Shirer, dessen Aufstieg und Fall des Dritten Reiches 
ein sonst entgegengesetztes Bild vermittelt. Obwohl dem National- 
sozialismus Shirer mit unverhohlenem Abscheu, Hoggan mit wohl- 
wollender Neutralität gegenübersteht, halten beide die Bewegung 
für einen natürlichen Ausdruck des deutschen Nationalcharakters 
und Adolf Hitler für einen echten Repräsentanten seines Volkes. 
Beide neigen dazu, die Hitler-Regierung mit „Deutschland” zu 
identifizieren und den anti-totalitären Untergrund geringzuschät- 
zen. Shirer wirft den Führern der Militärverschwörung im Septem- 
ber 1938 vor, daß sie die Durchführung ihres Anschlages bis zur Er- 
teilung des Marschbefehls gegen die CSR aufschoben — der dann 
nie erteilt wurde, weil sich Chamberlain und Daladier nach Mün- 
chen begaben. Er hält die Verschwörung immerhin für wichtig 
genug, um ihr im Rahmen eines den ganzen Lebenslauf des Hitler- 
reiches umfassenden Buches sieben Seiten zu widmen. Hoggan da- 
gegen schreibt genau vier Sätze über den Putschversuch „einer klei- 
nen, aber ehrgeizigen deutschen Widerstandsbewegung”. „Die ari- 
stokratischen Vorurteile höchster deutscher Offiziere”, meint er 
herablassend, „waren unzulängliche Mittel für einen Kampf gegen 
die Erfolge und das Ansehen des im Volk beliebten deutschen Füh- 
zers.?108 

Shirers Behandlung der Opposition im Dritten Reich ist im gan- 
zen unterschiedlich. An einigen Stellen schreibt er von einer „Hand- 
voll” deutscher Hitler-Gegner, die „viel redeten und nichts taten“. 
An anderer Stelle erwähnt er „wenigstens ein halbes Dutzend 
Attentatsversuche gegen Hitler während des Jahres 1943”. Den 
tapferen Führern der Verschwörung des 20. Juli 1944 zollt Shirer 
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gebührende Anerkennung, obwohl er bemängelt, daß sie „nur“ der 
drohenden Niederlage ihres Vaterlands vorbeugen wollten. Da der 
letzte große Putschversuch außerhalb des Zeitraumes von Der er- 
zwungene Krieg liegt, behandelt Hoggan ihn nicht dort, wohl aber 
in einem Kommentar zum zeitgeschichtlichen Schrifttum Hans Roth- 
fels’. In seiner Darstellung der deutschen Widerstandsbewegung 
hatte Rothfels geschrieben: „In der Tat haben nicht Fußballsiege 
und Mercedeswagen, sondern das Handeln und Streben der Män- 
ner des 20. Juli die ‚Ehre des Landes‘ wiederhergestellt.“ !0 Diesen 
Satz glossiert Hoggan mit folgender Bemerkung: „Wehe dem Land, 
dessen nationale Ehre auf dem brüchigen Grund eines erfolglosen 
Mordanschlags auf das Staatsoberhaupt im Augenblick höchster 
Gefahr eines Krieges ruht, wenn die Feinde des Landes bedin- 
gungslose Unterwerfung fordern.” '!° Hoggan will es nicht wahr 
haben, daß gerade und nur der Sturz Hitlers die bedingungslose 
Unterwerfung hätte verhindern können, weswegen die deutsch- 
feindlichen Zeitungen New York Times und New York Herald-Tri- 
bune über das Scheitern des 20. Juli hemmungslos frohlockten. 

Hoggan hat, wie früher angedeutet, eine fachkundige, wenn auch 
mit schweren Fehlern behaftete diplomatische Geschichte geschrie- 
ben; seine Expertise beschränkt sich aber auf das Diplomatische und 
Außenpolitische. An keiner Stelle bemüht er sich, die Fassade des 
nationalsozialistischen Staates zu durchdringen und sich mit den 
geistigen und rechtlichen Zuständen im Innern vertraut zu machen. 
Ebensowenig fragt er nach den ideologischen Beweggründen west- 
licher Staatsmänner, die zu gewissen Zeiten noch mehr als macht- 
politische Erwägungen ihre Entscheidungen beeinflußt haben. So 
geschieht es, daß Hoggan an der wesentlichen Frage des Zweiten 
Weltkrieges vorbeigeht: der Frage des Totalitarismus. 


Die Problematik des Totalitarismus 


Eine systematische Analyse von modernen totalitären Bewegun- 
gen würde den Rahmen dieser Untersuchung sprengen. Nach unse- 
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rer Auffassung hat der Totalitarismus des zwanzigsten Jahrhun- 
derts seine Wurzeln in der modernen industriellen Gesellschaft; 
entgegen der marxistischen Ansicht sind diese nicht unmittelbar 
wirtschaftlicher, sondern vornehmlich psychologischer Natur. Wie 
der Aachener Soziologe Arnold Gehlen zeigt, sind sie eine Folge 
nicht nur der Erschütterung früherer Anschauungen und Gemein- 
schaftsformen durch die Aufklärung und die wissenschaftliche Re- 
volution, sondern auch der ungeheuren Kompliziertheit der moder- 
nen Gesellschaft, welche dem Durchschnittsmenschen die Erkennt- 
nis der politischen und wirtschaftlichen Momente versperrt, die sein 
persönliches Schicksal bestimmen. 

»... Für den Einzelnen hat dies zunächst die Folge, daß seine 
Begriffe von dem, was er tut, und von dem, was ihm widerfährt, 
nicht mehr zusammenhängen: Er tut z. B. ordentlich seine Arbeit 
und wird durch eine irgendwo auf dem Erdball ausgelöste, ihm 
völlig unverständliche Krise arbeitslos. Als Reaktion gibt es 
kaum ein anderes Verhalten als das des Primitiven, der auch 
nicht verstehen kann, warum er krank wird: Er findet einen 
„Schuldigen”, und dies ist immer der, der schon aus anderen 
Gründen unbeliebt ist.” !!! 

Die Reaktion des typischen Fabrikarbeiters oder Büroangestell- 
ten gegen seine persönliche Hilflosigkeit sowie gegen die Eintönig- 
keit und Bedeutungslosigkeit seines Berufes ist das, was Hegel die 
„Entfremdung“ und amerikanische Psychologen „alienation” be- 
zeichnen, und zwar die Flucht „jenseits der wirklichen und kontrol- 
lierten Tätigkeit, ins Imaginäre und Tatbereite hinein, ins Program- 
matische. Es ist ein trauriges, die verkehrte Welt gut bezeichnendes 
Merkmal, daß oft dem Phantastischen und Utopischen eine mora- 
lische Würde nicht bestritten werden kann, weil es die unerfüllten 
und unverzichtbaren idealen Bedürfnisse ausspricht; während um- 
gekehrt diejenigen, die rational handeln, immer wieder von den 
Verwirrungen desavouiert werden, die sie anrichten.” '!? Die Welt- 
fremdheit des modernen Menschen, das Resultat einer durch Ato- 
misierung und Mechanisierung des Lebens verursachten seelischen 
Amputation, ist die psychologische Wurzel des irrationalen politi- 


96 


schen Verhaltens, einschließlich der totalitären Pseudo-Religionen. 
„Das Gesinnungshafte, das Assoziative und Affektmäßige” des 
entfremdeten Denkens, schreibt Gehlen, „entfaltet sich gerade 
gegenüber den großen, dunklen und öffentlichen Fragen, wo der- 
selbe Mensch im Besitz einer Zauberformel ist, die alles erklärt und 
löst, der nicht sicher sein kann, aus eigener Bemühung morgen sein 
tägliches Brot zu haben.“ !!3 

Obwohl der Nationalismus erst in Verbindung mit freiheitlichen 
Staatstheorien auftrat (Mazzini, Palacky, Kossuth usw.), führte ihn 
eine unbewußte Dynamik in eine zunehmend totalitäre Richtung 
(Treitschke, d’Annunzio, Moeller van den Bruck). Die Verehe- 
lichung des Nationalismus mit dem politischen Autoritarismus 
führte zum Staatskult (Hegel, Carlyle, frühe Schriften von Thomas 
Mann). Der Staat übernimmt die Rolle Gottes als Quelle morali- 
scher Werte, die nunmehr durch den säkulären Klerus einer Partei- 
bürokratie ausgelegt werden. 

Da der Nationalismus allein die Probleme der Vermassung nicht 
zu lösen vermochte, entstand die totalitäre politische Bewegung, die 
Pseudo-Religion des zwanzigsten Jahrhunderts. Als Folge der 
Formlosigkeit des Lebens und des Fehlens organischer Beziehungen 
zwischen Einzelnen und der Gesellschaft, geraten die Massen in 
Verzweiflung und verfallen der Magie eines charismatischen Füh- 
rers. Persönliche Geltungsbedürfnisse werden durch Aktivismus be- 
friedigt; durch das Führerprinzip bzw. den demokratischen Zentra- 
lismus wird die Unsicherheit überwunden. Bestehen auch scharfe 
Unterschiede zwischen den Ideologien des Totalitarismus, wie z.B. 
zwischen dem Marxismus-Leninismus und der nationalsozialisti- 
schen Staatstheorie, so dienen doch beide in der Tat als politische 
Überbauten, die einen gemeinsamen Komplex irrationaler Beweg- 
gründe rationalisieren. 

Das Aktionsprogramm einer totalitären Bewegung teilt sich in 
zwei Stufen: (1) Griff nach der Macht, Diktatur und Liquidierung 
politischer Opposition, und (2) Durchführung des eigentlichen Pro- 
gramms mit dem hierfür notwendigen Ausmaß an Terror. In dieser 
Hinsicht stellte Lenin das Beispiel für Mussolini und Hitler. Nach 
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der Machtübernahme rückt aber das Problem der Machterhaltung 
in den Vordergrund. In zunehmendem Maße wird das theoretische 
Programm (wie z. B. der sogenannte „Übergang zum Kommunis- 
mus” in Sowjetrußland) zu einem ideologischen Überbau für eine 
allein auf Gewalt und Terror basierende Diktatur. 

Ohne die Pathologie des Totalitarismus in Einzelheiten zu analy- 
sieren, kann doch festgestellt werden, daß für den humanistischen 
Betrachter die Tendenz und Wirkung von politischen Entscheidun- 
gen im Sinne der Förderung und Ausdehnung bzw. der Beschrän- 
kung oder Überwindung totalitärer Bewegungen stets einen we- 
sentlichen, oft den entscheidend zu wertenden historischen Faktor 
bildet. Nach dem Maßstab der persönlichen Entscheidungsfreiheit 
ist der Totalitarismus, je nach seiner Intensität, stets ein negativer 
Wert. 


Die durch Hoggans Wertungen aufgeworfene Problematik — 
ein hypothetisches Modell 


Als Ausgangspunkt für seine politischen Wertungen verwendet 
Hoggan eine kritische Würdigung des Versailler Vertrages, die bei 
objektiven Beobachtern politischer Ursachen und Wirkungen kaum 
Einwände hervorrufen dürfte. Hinsichtlich der deutsch-polnischen 
Grenzziehung erklärt Hoggan berechtigterweise: „Die Kardinal- 
fehler des Vertrages waren: die Bildung des Korridors, die so- 
genannte Freistadt Danzig und die teilweise Überlassung Ober- 
schlesiens an Polen.”!!! Wie Hoggan mit einer Ausführlichkeit 
belegt, die seinen Kritikern keine Anhaltspunkte bietet (die sie 
sicherlich aufgegriffen hätten), nützten die polnischen Nationali- 
sten ihre territorialen Gewinne und die vorübergehende Schwä- 
chung Deutschlands derartig aus, z. B. durch Zwangsassimilierung, 
teilweise Vertreibung und sonstige Benachteiligung der Deutschen 
in den ehemaligen Reichsgebieten, daß — auch wenn eine gewisse 
Übertreibung in deutscher Propaganda konstatiert werden muß — 
eine Verewigung des status quo als untragbar für Deutschland er- 


98 


scheinen mußte. Ohne in diesem Zusammenhang eine spezifische 
Wertung zum Ausdruck zu bringen, berichtet Hoggan die wesent- 
lichen Begebenheiten der zwei im Warschauer Außenministerium 
ausgebrüteten Pläne für einen franco-polnischen Präventivkrieg 
gegen Deutschland. Diese waren der Pilsudski-Plan von 1933 und 
der dem französischen Botschafter im März 1936 anläßlich der Re- 
militarisierung des Rheinlandes unterbreitete Vorschlag des Außen- 
ministers Beck.!!® Diese Episoden sind geeignet, bei Anhängern 
einer pseudojuristischen Geschichtsbetrachtung eine negative Be- 
urteilung der polnischen „Aggressivität“ hervorzurufen. Soweit aber 
der orthodoxe Mythos eines allein vom Dritten Reich angezettelten 
Krieges noch den Rahmen für zeitgeschichtliche Wertungen bildet, 
müßten die „kleinen Sünden“ Pilsudskis und Becks im Vergleich 
zur „großen Sünde“ Hitlers gering erscheinen. 

Die Maßstäbe nationalstaatlicher Macht- und Territorialpolitik 
reichen indessen für eine Wertung der Pilsudskischen, Beckschen 
und sonstigen Angriffspläne nicht aus. Zur Gesamtproblematik 
gehört die Frage des Totalitarismus, die in diesem Zusammenhang 
komplex auftritt, zumal das Pilsudski-Regime seine parlamenta- 
rische Opposition erdrosselt, die Minderheitenverträge zertrampelt 
und in punkto Judenverfolgung den deutschen Nationalsozialisten 
ein Beispiel vorexerziert hatte. 

In einer Zeit des geistigen Umbruchs vernimmt man mit zuneh- 
mender Häufigkeit Warnungen gegen eine „Pauschalverurteilung“ 
des Nationalsozialismus. Neben den Ungerechtigkeiten und Grau- 
samkeiten des NS-Regimes, über deren Ausmaß neuerdings Strei- 
tigkeiten entbrannt sind, sollte man die positiven Leistungen des 
Dritten Reiches berücksichtigen, so wird argumentiert, wie z. B. die 
Überwindung der Arbeitslosigkeit, den sozialen Wohnungsbau und 
die Hebung des deutschen Nationalgefühls, vor allem in jugend- 
lichen Kreisen. Es darf in der Tatsache nicht verkannt werden, daß 
im Nationalsozialismus ein Zug des echten Idealismus lag — wie 
übrigens auch im Kommunismus, besonders in den frühen Stadien 
beider Bewegungen. Neben den in den Romanen von Manes Sper- 
ber eindringlich geschilderten Edelbolschewisten gab es, und zwar 


99 


in großer Anzahl, Nationalsozialisten aus patriotischer Überzeu- 
gung. 

Eine richtige Erfassung der in dieser Verkettung verborgenen 
Problematik müßte aber so heißen: Was waren die positiv zu wer- 
tenden Bestrebungen des deutschen Volkes im Zeitraum zwischen 
den Weltkriegen, und wie hat die Führungsschicht der NSDAP diese 
mißbraucht, um zur Macht zu gelangen, ihre politische Opposition 
stufenweise zu liquidieren, und nachher eine Politik der Maßlosig- 
keit zu betreiben? Daß eine totalitäre Bewegung lobenswerte Ziele 
in ihr Programm aufnimmt, gehört zu ihrer Taktik; Lenins Erfolg 
beruhte auf der Losung „Frieden — Land — Brot” und nicht auf 
jener der „Diktatur des Proletariats”. Zwischen den echten Inter- 
essen und Hoffnungen der deutschen Nation und den diesen manch- 
mal zuwiderlaufenden Zielsetzungen des nationalsozialistischen 
Regimes muß strengstens unterschieden werden. 

Die historische und politische Bedeutung dieser Frage und damit 
die Grundlage für eine Kritik der Hogganschen Wertungen werden 
am klarsten auf Grund eines hypothetischen Modells beleuchtet. 
Es darf als vorausgesetzt gelten, daß eine grundlegende Revision 
des Versailler Vertrages einschließlich der Territorialbestimmungen 
im Osten — am Maßstab der tatsächlichen Gepflogenheiten des 
internationalen Verhaltens bemessen — im berechtigten Interesse 
Deutschlands lag. Sogar die Kritiker Taylors und Hoggans haben 
die Zulässigkeit eines „friedlichen“ Revisionismus eingeräumt, 
ohne jedoch die Erfolgschancen einer solchen Politik objektiv ein- 
zuschätzen. Nehmen wir als Hypothese an, daß die Verwirrung der 
späten Weimar-Jahre nicht durch die Hitler-Diktatur, sondern durch 
eine nationale Regierung aufgelöst worden wäre, die möglicher- 
weise den festgefahrenen Parlamentarismus etwa im Stil der gaulli- 
stischen Verfassung Frankreichs modifiziert und eine gemäßigte 
Exekutivherrschaft eingeführt hätte, ohne jedoch das Fundament 
des Rechtsstaates zu erschüttern. Nehmen wir ferner an, daß diese 
Regierung — nach dem Scheitern der Stresemannschen Politik der 
Revision durch Verhandlungen — wie das Hitler-Regime einseitig 
die stufenweise Aufhebung des Versailler Vertrages unternommen 
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hätte. Was wäre passiert, wenn diese Regierung, nach möglichst 
geräuschloser Wiederbewaffnung, das Rheinland militärisch wieder 
besetzt hätte? Wahrscheinlich gar nichts, denn die Ungerechtigkeit 
des Versailler Friedens wurde im Westen während der dreißiger 
Jahre — z. T. als Folge der Enthüllungen von Lloyd George, David 
Hunter Miller, Harold Nicolson und anderen Konferenzteilneh- 
mern — zunehmend anerkannt. Es kann aber sein, daß gerade das 
hypnotische Charisma Adolf Hitlers das Stroh in der Waagschale 
bildete, welches die französische Regierung zur Nichtannahme von 
Becks Präventivkriegsplan bewog. Möglicherweise hätte Paris ein- 
gegriffen mit der Folge eines Krieges oder des Sturzes der deutschen 
Nationalregierung — was wiederum den Weg für einen Hitler oder 
einen Thälmann geebnet hätte. Hierin liegt die Tragik der gesam- 
ten Situation: Es läßt sich behaupten, daß für die erfolgreiche Revi- 
sion des Versailler Vertrages ein totalitäres Regime notwendig war. 
Der Verfasser teilt diese Ansicht nicht, sieht sich aber gezwungen, 
ihre Diskussionswürdigkeit einzuräumen. 


Österreich und die Sudetenkriese 1938 


Hätte jedoch unsere hypothetische Nationalregierung ohne Zwi- 
schenfall das militärische Gleichgewicht im notwendigen Grad wie- 
derhergestellt, so wäre sie in die Lage gelangt, sich mit den Proble- 
men des Donauraumes und der darin lebenden Deutschen zu befas- 
sen. Der Anschluß der Republik Österreich an das Bismarcksche, 
trotz territorialer Verluste im wesentlichen noch norddeutsche und 
preußische Reich bildet aber den Ansatzpunkt für nur eine von 
zwei damals möglichen politischen Strategien. Die andere hätte dar- 
auf gezielt, unter deutscher Schirmherrschaft die wirtschaftliche, 
kulturelle und soweit wie möglich politische und militärische Ein- 
heit des Donauraumes in staatenbündlicher oder sogar bundes- 
staatlicher Form wiederherzustellen und der deutschösterreichi- 
schen Volksgruppe zur Wiederaufnahme ihrer koordinierenden, 
vermittelnden und organisierenden Rolle zu verhelfen. Es läßt sich 


101 


stark bezweifeln, ob die Verwirklichung der eigenartigen Bestim- 
mung Österreichs damit beginnt, die Weltmetropole Wien zum 
Status einer deutschen Provinzstadt herabzusetzen. 

Über die Ereignisse des Jahres 1938 gibt Hoggan folgendes Ge- 
samturteil ab: 

„In den Annalen Europas nimmt das Jahr 1938 als das Jahr der 
größten Triumphe Adolf Hitlers einen besonderen Platz ein. Es 
behält diese einzigartige Bedeutung trotz der Tatsache, daß Hit- 
lers Werk sieben Jahre später vernichtet war. Hitler gab 1938 
Millionen Deutschen zurück, was ihnen die Friedensmacher von 
1919 mit der Verweigerung der Selbstbestimmung vorenthalten 
hatten. Er erwirkte damit dem deutschen Volke die gleichen 
Rechte, wie sie die Völker Großbritanniens, Frankreichs, Italiens 
und Polens genossen. Er brachte es fertig, seine Siege zu errin- 
gen, ohne einen bewaffneten Konflikt hervorzurufen. Das hatte 
Europa vorher nie erlebt. Wohl war es mit Hilfe dynastischer 
Einheitsbestrebungen zu friedlichen territorialen Zusammen- 
schlüssen gekommen. Doch hatte niemals zuvor der Führer einer 
Nation über zwei feindliche, fremde Regierungen ohne Blutver- 
gießen triumphiert. Hitler bewies, was der Völkerbund beweisen 
zu können behauptet hatte und doch niemals tat. Friedliche Ge- 
bietsrevision war also in Europa möglich. Niemand hätte dies mit 
Sicherheit vor 1938 sagen können, weil es keinen Erfahrungs- 
beweis dafür gab. Hitler benutzte zwar die Gewaltandrohung, 
um diese Ergebnisse zu erzielen, aber das Blutvergießen in sinn- 
losen Kriegen wurde vermieden. ...” 1 
Obwohl im großen und ganzen die durch die Einverleibung ins 

Reich im Jahre 1938 erwirkten Rechte der Deutschösterreicher und 
Sudetendeutschen mit den damaligen Rechten der Bevölkerung 
Polens oder Italiens verglichen werden können, ist es barer Unsinn 
zu behaupten, sie verfügten künftighin über die gleichen Rechte wie 
die Engländer oder Franzosen. Denn die wichtigsten Bestandteile 
der Freiheit sind das Recht der freien Meinungsäußerung, der poli- 
tischen Opposition und der unkontrollierten Vereinigungsfreiheit, 
die alle bekanntlich im Dritten Reich abgeschafft wurden. Im tiefe- 
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ren Sinne wird das Recht der Mehrheit an der Behandlung von 
Minderheiten bemessen; das Recht des Gleichseins und Gleichden- 
kens ist inhaltlos, weil es keine Duldung beansprucht. Deutet man 
die Annexion Österreichs und des Sudetenlandes als „Befreiung“ 
der betroffenen Volksgruppen, so urteilt man gemäß dem afrikani- 
schen Staatsprinzip des uhuru: Besser durch den eigenen Lands- 
mann gefoltert zu werden als unter fremder Oberherrschaft alle Er- 
rungenschaften eines modernen Rechtsstaates zu genießen. 

Ohne tiefere Analyse schildert Hoggan den Sturz Schuschniggs 
und den Anschluß als „einen Befreiungsakt der Österreicher von 
einer verhaßten Marionettenregierung“. Die Verwendung dieser 
Bezeichnung wirkt hier verwirrend, denn zu einer „Marionetten- 
regierung” gehört ein ausländischer Fadenzieher, wogegen der von 
Kanzler Dollfuß gegründete Ständestaat eine einheimische Impro- 
visation mit italienischen Kulissen bildete. Die ursprüngliche 
Schirmherrschaft Mussolinis war schon 1936 entzogen worden; 
Schuschnigg mußte sich durch das Juli-Abkommen jenes Jahres mit 
Berlin arrangieren. 

Es ist währ, daß die Republik Österreich ihre Existenz zunächst 
der Tatsache verdankte, daß die Alliierten den geplanten Anschluß 
an Deutschland strengstens verboten hatten. Unter der Schockwir- 
kung der Amputation von sieben Achteln des Donaureiches gewan- 
nen in Deutschösterreich großdeutsche Tendenzen die Oberhand, 
auch innerhalb der sonst föderalistisch gesinnten Sozialdemokrati- 
schen Partei. Im Laufe der Jahre hatte aber ein österreichischer 
Staatspatriotismus wieder Fuß gefaßt, der nach 1933 durch ideolo- 
gische Differenzen sowie durch die im Dritten Reich täglich began- 
genen Verletzungen der Rechtsstaatlichkeit gestärkt wurde. Leider 
ließ sich Dollfuß unter dem Einfluß Mussolinis auf einen nutzlosen 
Bürgerkrieg gegen die Wiener Arbeiter ein, wodurch gerade die 
Kräfte lahmgelegt wurden, die den österreichischen Staat vor der 
Durchdringung vom Norden her hätten schützen können. Obwohl 
die nach 1934 im Untergrund arbeitende österreichische Sozial- 
demokratie keinen Anlaß spürte, dem nach der Ermordung Doll- 
fuß von Dr. Schuschnigg geleiteten klerikal-faschistischen Regime 
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besonders zugetan zu sein, sahen viele Sozialdemokraten in ihm 
das kleinere Übel und waren bereit, im Interesse gemeinsamer Ver- 
teidigung das Geschehene als erledigt zu betrachten. Innerhalb der 
„Vaterländischen Front” wirkten Christlich-Soziale und Gewerk- 
schaftler für die Einstellung der Verfolgungsmaßnahmen gegen So- 
zialdemokraten: Der sudetendeutsche Jungaktivist Hans Schütz 
bemühte sich, die österreichischen christlichen Demokraten von der 
Notwendigkeit eines Bündnisses mit den Sozialdemokraten zu 
überzeugen.!!? Leider wurde die Gelegenheit versäumt, weshalb 
dem Kanzler Schuschnigg in der entscheidenden Verhandlung mit 
Adolf Hitler ein unentbehrlicher Rückhalt fehlte. Den österreichi- 
schen Staat aber als eine Nichtigkeit abzuschreiben, wie Hoggan 
dies vollbringt, wird dem Gesamtbild österreichischer Politik kaum 
gerecht. Sicher ist es, daß die Annexion Österreichs von einer Min- 
derung politischer Freiheit begleitet wurde, besonders für ge- 
mäßigte und demokratische Elemente aller Parteien. Für die große 
jüdische Bevölkerung bedeutete der Anschluß den Anfang der Ver- 
folgung, die in manchen Fällen in den Todeslagern des Ostens 
gipfelte. 

Eine ähnliche Problematik unterliegt der Geschichte von „Mün- 
chen”, die mit der tschechoslowakischen Abtretung der Sudeten- 
gebiete an das Deutsche Reich endete. Hoggan stellt diesen Vor- 
gang wieder vorbehaltlos als einen Akt der Befreiung dar. Wie 
dieser Verfasser an anderer Stelle ausführlich dargelegt hat, begin- 
gen die Führer der ersten tschechoslowakischen Republik manche 
schweren Sünden gegen die Freiheit und die Demokratie; dem Pro- 
blem der Befriedung der nicht-tschechischen Volksgruppen begeg- 
neten sie mit sonderbarer Starrheit.!!® Trotzdem blieb die CSR im 
wesentlichen ein Rechtsstaat mit zwar keineswegs vollständiger, 
jedoch viel breiterer politischer Freiheit als in irgendeinem Nach- 
barstaat. Im Vergleich mit dem nationalsozialistischen Deutschland 
war der Kontrast besonders scharf. 

Der Transfer des Sudetengebietes wird weitgehend als ein Akt 
der Selbstbestimmung betrachtet. Zugunsten dieser Auffassung 
sprechen die Tatsachen, daß die Sudetendeutschen gegen ihren aus- 
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drücklich manifestierten Willen in den tschechischen Einheitsstaat 
einverleibt wurden, und daß sich die Prager Regierung über einen 
Zeitraum von zwanzig Jahren beharrlich weigerte, der deutschen 
Volksgruppe die wiederholt begehrte Autonomie einzuräumen. 
Gegen den Anschluß des Sudetenlandes an ein rechtsstaatliches 
Deutschland wäre wenig einzuwenden, hätte nicht unsere hypothe- 
tische Nationalregierung der großdeutschen eine „österreichische“ 
Politik vorgezogen. Im letzteren Fall hätte Berlin auf die Um- und 
Einordnung, nicht aber auf die Zerschlagung der CSR abgezielt, 
und die Sudetendeutschen wären als tragendes Element eines föde- 
ralistischen Böhmens geblieben. Obwohl die tatsächlich geschehene 
Angliederung des Sudetengebietes an ein totalitär beherrschtes 
Deutschland dem Nationalstaatenprinzip entsprach, bedeutete sie 
im Ganzen einen Verlust an Freiheit für die Deutschen Böhmens 
und Mährens. 

Die Wahlsiege der Sudetendeutschen Partei werden gelegentlich 
als „Abstimmungen“ zugunsten der „Heimkehr ins Reich” gedeu- 
tet. Sie lassen sich aber auch als Proteste gegen die Prager Nationa- 
litätenpolitik verstehen; die Gewährung eines Teils der sudeten- 
deutschen Forderungen oder die Erfüllung des zwischenparteilichen 
Abkommens von Februar 1937 hätte sicherlich den Aktivisten- 
Parteien zu einem günstigeren Ergebnis in der Gemeindewahl Mai 
1938 verholfen. Ein breiter gemäßigter Flügel der SdP sowie die 
gesamte sudetendeutsche Sozialdemokratie war zu der festen Über- 
zeugung gelangt, daß im Vergleich zu der Hitler-Diktatur die Vor- 
teile der CSR ihre keineswegs verleugneten Nachteile bei weitem 
überwogen. Für ausgesprochene Gegner des Nationalsozialismus 
ging es um die persönliche Freiheit oder sogar das Leben, denn die 
erste Maßnahme der deutschen Regierung im Sudetenland war eine 
Verhaftungswelle, welche auch einige Tausende sudetendeutscher 
Demokraten erfaßte, die nach der Münchner Konferenz nach 
Innerböhmen geflüchtet waren und von den verängstigten tschechi- 
schen Behörden an die Gestapo ausgeliefert wurden. 

Hätte Hoggan seine Hauptaufgabe der Erfassung und Ordnung 
der Einzelheiten deutsch-polnischer Beziehungen ohne schwerwie- 
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gende Dokumentationsfehler bestanden, dann wäre es ungerecht, 
dazu eine sachgerechte Analyse der gewiß komplizierten Problema- 
tik von „München“ von ihm zu erwarten. Aber gerade aus dem 
Grund, daß der Gesamtrahmen seiner Darstellung nur eine flüch- 
tige Behandlung der Sudetenkrise erlaubte, war es unklug von Hog- 
gan, sich auf eine einseitige und dazu höchst strittige Deutung 
dieser Episode festzulegen. 


Das slowakische Problem und der Einmarsch in Prag, März 1939 


Hoggans Auslegung der Entwicklung, die in Hitlers Einmarsch in 
Prag sowie in der Errichtung des Protektorats Böhmen und Mähren 
gipfelte, ist nicht nur unrichtig, sondern verbaut den Weg zum Ver- 
ständnis der Schlüsselrolle dieses Ereignisses im Gesamtgeschehen 
der Kriegsentstehung. Wahr ist es, daß im März 1939 die Bezie- 
hungen zwischen Tschechen und Slowaken, die zunächst durch das 
Autonomie-Gesetz des 22. November 1938 geregelt worden waren, 
einen erneuten Zustand von Hochspannung erreicht hatten. Eine 
„Kriegsgefahr zwischen den Tschechen und Slowaken“, die Hoggan 
von Hitler abgewendet wissen will,!!? existierte allerdings nicht, 
denn die Slowaken waren keineswegs in der Lage, Krieg gegen die 
Tschechen zu führen. Hatte doch die Prager Regierung vorsorglich 
die Mehrzahl der slowakischen Truppen nach Böhmen verlegt und 
die Schlüsselpunkte der Slowakei mit tschechischen Garnisonen be- 
setzt.!?? 

Die Slowakische Nationale Einheitspartei, die am 6. Oktober 
1938 in Zilina (Sillein) gegründete Sammelbewegung der nichtmar- 
xistischen slowakischen Parteien, vereinte zwei entgegengesetzte 
Flügel. Die von Msgr. Dr. Jozef Tiso, dem Nachfolger Hlinkas, 
geführten Autonomisten erstrebten eine Vervollständigung des im 
Pittsburgh-Pakt von 1918 versprochenen, aber erst im Spätherbst 
1938 verwirklichten tschechoslowakischen Föderalismus. Dagegen 
existierte eine wachsende Unabhängigkeitsbewegung, innerhalb 
welcher eine kleine von Alexander Mach geführte Gruppe — aber 
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keineswegs alle Separatisten — ausgeprägte nationalsozialistische 
Ideen (z. B. in der Judenfrage) vertraten. Wie Hoggan richtig dar- 
legt, unterstützte Hitler die slowakischen Separatisten, deren Stärke 
durch die Überlegung erhöht wurde, daß Berlin möglicherweise 
dem ungarischen Begehren nach einer Wiederannexion der Slowa- 
kei stattgeben könnte. Obwohl unter den herrschenden Machtver- 
hältnissen die Gefahr eines ungarischen Griffs nach der Slowakei 
eine deutsche Garantie als erstrebenswert erscheinen ließ, wünsch- 
ten die Slowaken, entgegen der Behauptung Hoggans, keine deut- 
schen Truppen in der Slowakei, es sei denn zur Abwehr eines 
unmittelbar bevorstehenden oder schon lancierten ungarischen 
Angriffs. Das nach Erklärung der slowakischen Unabhängigkeit 
unterzeichnete Schutz- und Trutzbündnis, das u. a. die Stationie- 
rung deutscher Garnisonen in der Westslowakei vorsah, kam auf 
ausdrückliches deutsches Verlangen zustande. 

Zwei wesentliche Tatsachen scheint Hoggan zu übersehen. Erstens 
behandelt er das Tuka-Hitler-Interview vom ı2. Februar 1939, als 
ob Tuka ein autorisierter oder wenigstens maßgebender Sprecher 
des slowakischen Volkes gewesen wäre. In Wirklichkeit gehörte er 
dem verhältnismäßig kleinen pronationalsozialistischen Kreis inner- 
halb des Unabhängigkeitsflügels der Einheitspartei an, dessen Ein- 
fluß hauptsächlich seiner Unterstützung von Berlin zuzuschreiben 
war. Tuka selbst war Opfer einer unerbittlichen tschechischen poli- 
tischen „Justiz“ gewesen: Dem Beispiel Kramarschs und Masaryks 
folgend, hatte er im Interesse seines Volkes mit fremden Mächten 
verhandelt, woraufhin er wegen „Staatsverrat” zehn Jahre Kerker 
abbüßen mußte. Diese Erfahrung erfüllte ihn mit einer Bitterkeit 
gegenüber den Tschechen, die sogar für das der Prager Schikanen 
sattgewordene slowakische Volk nicht typisch war. Es ist also irre- 
führend, aus der Hitler-Tuka-Unterhaltung den Schluß zu ziehen, 
die Aufrechterhaltung der tschechisch-sSlowakischen Bindung sei 
schon vor den Ereignissen vom März 1939 unmöglich geworden. 

Die zweite Begebenheit, die Hoggan übersieht, ist: Zur gleichen 
Zeit als deutsche Diplomaten in Preßburg und Berlin die slowaki- 
sche Unabhängigkeitsagitation schürten, ermutigten ihre Kollegen 
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in Prag die Hacha-Beran-Regierung, gegen slowakische „Aufsässig- 
keit” mit aller Strenge vorzugehen. Als am 10. März 1939 Staats- 
präsident Hacha den slowakischen Ministerpräsidenten Tiso und 
die Mehrzahl seiner Minister entließ, geschah dies auf Grund einer 
ausdrücklichen deutschen Versicherung, daß Berlin die Maßnahmen 
der Prager Regierung als eine „tschechoslowakische interne An- 
gelegenheit” betrachten würde. Nichts dergleichen geschah: Hitler 
benutzte die Krise als Gelegenheit, die Tschechoslowakei als poli- 
tisches Gebilde zu liquidieren."? 

Am Abend des 10. März trafen der deutsche Staatssekretär Wil- 
helm Keppler, der Reichsstatthalter für Österreich Dr. Arthur Seyß- 
Inquart und der Wiener Gauleiter Joseph Bürckel in Preßburg ein, 
um eine Lagebesprechung mit dem am selben Tag eingesetzten pro- 
visorischen slowakischen Regierungschef Karol Sidor abzuhalten. 
Hoggan zufolge „fand ein freundschaftlicher Gedankenaustausch 
statt. Die Deutschen reisten mit dem Bewußtsein ab, daß Sidor 
nicht die Absicht habe, eine im Gegensatz zu Dr. Tiso und den 
übrigen slowakischen Führern stehende Politik zu verfolgen...” 
Slowakischen Quellen zufolge war aber die Atmosphäre dieser 
Konferenz eher gespannt als freundschaftlich. Die deutschen Funk- 
tionäre setzten Sidor unter Druck, die Unabhängigkeit der Slowa- 
kei aus eigener Machtvollkommenheit unverzüglich zu proklamie- 
ren. Nachdem er das wiederholt hervorgebrachte Verlangen mit 
der Begründung beharrlich abgewiesen hatte, er besäße für die er- 
wünschte Handlung keine Befugnisse, wurden Vorkehrungen für 
die Unterredung Dr. Tisos mit Hitler getroffen, die am ı3. März 
1939 in Berlin stattfand. 

Hoggans Beschreibung des Hitler-Tiso-Gesprächs ist richtig, aber 
unvollständig. Ihm entgeht die Tatsache, daß der deutsche Diktator 
den slowakischen Führer vor eine klare Wahl stellte. Wie aus dem 
amtlichen Bericht der Reichskanzlei zu entnehmen ist, drohte Hit- 
ler für den Fall, daß die Slowaken mit der Unabhängigkeitserklä- 
rung zögerten, die Dinge ihren Lauf nehmen zu lassen, was unter 
den damaligen Umständen nur heißen konnte, den Ungarn die Er- 
oberung der Slowakei zu gestatten.!?” Die dritte Möglichkeit, das 
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Verbleiben einer wahrscheinlich weiter föderalisierten Tschecho- 
slowakei, wurde durch Hitlers Bedingungen von vornherein aus- 
geschlossen. 

Daß, wie Hoggan andeutet, Ruhestörungen innerhalb der böh- 
mischen Länder Anlaß für eine deutsche Intervention geschaffen 
hätten, entspricht nicht den Tatsachen. Ganz im Gegenteil: die ver- 
öffentlichte deutsche diplomatische Korrespondenz deutet auf er- 
folglose Versuche deutscher Agenten hin, solche Unruhen zu schü- 
ren.!?3? Die Trennung der Slowakei, für welche das slowakische Volk 
auch ohne Druck Hitlers hätte optieren können, verhinderte also in 
keiner Weise das Weiterbestehen einer unabhängigen tschechischen 
Republik. 

Hoggans Darstellung des Hitler-Hacha-Gesprächs in der Nacht 
vom 14. zum 15. März 1939 ist im technischen Sinne richtig, daß 
keine persönlichen Drohungen auf den tschechischen Staatspräsi- 
denten ausgeübt wurden. Es steht dagegen klar, daß sich Hacha und 
sein Außenminister Chwalkowsky unter starkem psychologischem 
Druck befanden. Wie Hoggan selbst darlegt, ließen die Deutschen 
„keinen Zweifel daran, daß sie bereit seien, jeden tschechischen 
Widerstand zu brechen”. Die ultimative Natur der deutschen For- 
derungen genügt aber nicht, einen das Hitler-Hacha-Abkommen 
entkräftenden Tatbestand der Nötigung zu begründen. Die Frage 
nach der Gültigkeit dieses Abkommens ist vielmehr die, ob unter 
den Umständen Hacha ein existierendes staatliches Subjekt rechts- 
kräftig vertrat. 

Unsere Hauptkritik in diesem Zusammenhang gilt aber der poli- 
tischen Wertung Hoggans, der in der Errichtung des Protektorats 
eine konstruktive und friedensfördernde Handlung sieht. Zugege- 
ben: solche Wertungen sind Ansichtssache. Es bestehen aber schwer 
zu widerlegende Gründe für die Ansicht, daß Hitlers Einmarsch in 
Prag erstens die deutschen Interessen im Ganzen eher schädigte als 
förderte, und zweitens gerade das Ereignis bildete, das die Wei- 
chenstellung in Richtung eines Krieges ermöglichte. 

Der strategisch handelnde Staatsmann unternimmt niemals poli- 
tische oder militärische Aktionen, die nicht der Verwirklichung 
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langfristiger Ziele in konkreter Weise dienen. Für die Erreichung 
machtpolitischer Ziele, seien sie solche der Konsolidierung deut- 
schen Einflusses im Donauraum oder gar der Erschließung neuen 
Lebensraumes im Osten, scheint die Besetzung Böhmens keine ge- 
eignete Maßnahme. Denn das tschechische Restgebiet war im deut- 
schen Machtbereich schon voll und ganz eingegliedert. Sieht man 
von der NS-Propaganda ab, durch welche sich Hoggan leider irre- 
führen ließ, so ist es vollends klar, daß die Hacha-Regierung vor 
allem bemüht war, die Deutschen zufriedenzustellen und Reibe- 
reien mit dem nationalsozialistischen Regime zu vermeiden. Anti- 
deutsche bzw. anti-nationalsozialistische Agitation wurde durch die 
Prager Behörden strengstens unterdrückt; die wirtschaftliche Ein- 
ordnung der böhmischen Länder in den deutschen Bereich, insoweit 
diese nicht schon in den Monaten nach der Münchner Konferenz 
erreicht wurde, ließ sich durch sanften Druck durchführen. Die Be- 
hauptung Hoggans, daß die Sicherung der Nachschubwege für die 
deutschen Truppen in der Slowakei die Besetzung Prags erforderte, 
wird durch die Geographie widerlegt, denn der direkte Weg führt 
nicht über Dresden und Prag, sondern über Breslau und Mährisch- 
Ostrau. Die Gewährung eines militärischen Durchgangs sowie die 
tschechische Anerkennung der slowakischen Unabhängigkeit konn- 
ten ohne weiteres durch Verhandlungen erzielt werden. Kurzum, es 
existierte kein Ziel, welches das Hitler-Regime durch die Liquidie- 
rung der formellen tschechischen Unabhängigkeit erreichte, das 
nicht besser ohne diese Maßnahme erreicht worden wäre. 

Es ist richtig, wie Hoggan darlegt, daß die im Münchner Ab- 
kommen in Aussicht gestellte Vier-Mächte-Garantie für die Rest- 
Tschechoslowakei nie zustande kam; es mag sogar stimmen, daß 
Halifax diese Garantie sabotierte. Die westliche Presse hatte aber 
das Münchner Abkommen als eine Garantie in sich selbst dar- 
gestellt: weder Whitehall, der Quay d’Orsay noch das State De- 
partment hatten sich bemüht, diese Auffassung zu korrigieren. Der 
deutsche Einmarsch in Prag bot den Gegnern Hitlers im Ausland 
die Gelegenheit, den nationalsozialistischen Diktator als einen ge- 
wissenlosen Aggressor hinzustellen; es verbreitete sich das Schlag- 
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wort „You can’t do business with Hitler“ (Vereinbarungen mit Hit- 
ler sind zwecklos).!”! War Halifax schon längst von der Notwen- 
digkeit eines deutsch-englischen Krieges überzeugt, so bot ihm 
Hitlers „Vertragsbrüchigkeit” den Anlaß, durch die Garantie an 
Polen den Kriegsausbruch bei einer gewaltsamen Vertragsrevision 
im Osten zu sichern. Noch verhängnisvoller war die Beseitigung der 
„unabhängigen” Regierung der CSR. Hatte Benesch den November 
1938 gewählten Staatspräsidenten Hacha als seinen vollegitimier- 
ten Amtsnachfolger anerkannt, so setzte ihn die Besetzung Böh- 
mens in die Lage, eine Exilregierung zu gründen und den Widerruf 
von „München“ zu erstreben. Der Einmarsch in Prag trug also dazu 
bei, der Vertreibung der Sudetendeutschen nach dem verlorenen 
Krieg den Weg zu eröffnen. 

Gleichwohl ob unsere hypothetische Nationalregierung den Weg 
großdeutscher oder „österreichischer“ Politik eingeschlagen hätte, 
ist eines klar: niemals hätte eine solche Regierung deutsche Trup- 
pen nach Prag geschickt. Durch diesen Schritt machte Hitler die Frie- 
denshoffnungen des Westens zunichte und zerstörte die seit Mün- 
chen in Entwicklung befindliche Neuordnung Mitteleuropas. Die 
ganze Episode beweist, erstens, die Kurzsichtigkeit der national- 
sozialistischen Führung, welche niemals eine echte (d. h. ohne Kata- 
strophe durchführbare) machtpolitische Strategie entfaltete, und 
zweitens, die selbstzerstörende Triebkraft, die jedem totalitären 
System innewohnt. 


Der deutsch-polnische Konflikt 


Offen blieb nach März 1939 die Frage Danzigs und des Korri- 
dors. Dem Studenten der Geschichte des Zweiten Weltkriegs kann 
der Eindruck nicht entgehen, daß Hitlers Forderungen in sich selbst 
gemäßigt waren. Zunächst verlangte er nur die Rückgabe Danzigs 
und einen extraterritorialen Verkehrsweg durch den Korridor; spä- 
ter fügte er die Volksbefragung für den nördlichen Teil des Korri- 
dors hinzu. Die zwingende Frage ist aber nicht die der Vertretbar- 


111 


keit der deutschen Forderungen, sondern die, ob Hitler ein neues 
„München“ einhalten oder genau so liquidieren würde, wie er dies 
mit dem ersten „München“ getan hatte. Durch den Einmarsch in 
Prag hatte Hitler die Glaubwürdigkeit deutscher Verpflichtungen 
erschüttert und die Unersättlichkeit totalitärer Diktaturen unter 
Beweis gestellt. Zunehmend mußte es scheinen, als ob auf lange 
Sicht der Frieden nur durch ein kalkuliertes Kriegsrisiko erhalten 
werden könnte — d.h. durch die Ziehung eines Trennungsstriches, 
den zu überschreiten der Hitlerschen Diktatur nicht mehr erlaubt 
werden sollte. Daß dieser Strich in Polen gezogen wurde, war nicht 
zuletzt eine Folge des Einmarsches in Prag. 

Die Problematik der Lage im Sommer 1939 wurde noch am 
30. August durch ein Telegramm von Sir Nevile Henderson an 
Viscount Halifax mit folgendem Wortlaut beleuchtet: 


Berlin, den 30. August 1939 


„In Bezug auf Warschauer Telegramm Nr. 360. 

Meine Überzeugung ist, daß die polnische Regierung die 
März-Forderungen des Herrn Hitler weniger wegen ihres Inhalts 
an sich zurückwies, sondern weil (a) Deutschland sie bezüglich 
der Slowakei und Memels betrog, und (b) die Forderungen in 
ultimativer Form gestellt wurden. 

Man hat jedoch nicht nur die unmittelbare Gegenwart in Be- 
tracht zu ziehen, in welcher es wesentlich ist, kein Anzeichen des 
Nachgebens gegenüber den Hitlerschen Drohungen beobachten 
zu lassen, sondern auch die Zukunft. Soll künftig ein echter Frie- 
den überhaupt zwischen Polen und seinem mächtigen Nachbarn 
bestehen, so müssen Beschwerden des Letzteren, die nicht die 
Erzeugnisse des Herrn Hitler, sondern national sind, beseitigt 
werden. Um dieses Ziel zu erreichen, muß meines Erachtens die 
Stadt Danzig, vom Hafen unterschieden, Deutschland wieder- 
gegeben werden; eine direkte und extraterritoriale Verbindung 
zwischen Reich und Ostpreußen muß vorhanden sein; und die 
deutsche Minderheit in Polen muß durch irgendeinen Bevölke- 
rungstausch beseitigt werden. Auf keiner anderen Grundlage 
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kann echter und dauerhafter Friede zwischen den Beiden herge- 
stellt werden. Kein diplomatischer Vergleich hat die Hoffnung, 
unbeschränkt bestehen zu bleiben. 

Soll es uns jemals gelingen, eine Revolte des deutschen Heeres 
und Volkes gegen die untragbare Regierung des Herrn Hitler 
herbeizuführen, so kann es, soweit Polen in Frage kommt, nur 
auf einer solchen Grundlage geschehen, da die ganze Nation an 
sich und sogar die Mehrheit ihrer gemäßigten Kreise keine andere 
Grundlage als gerecht für Deutschland betrachten würden. Die- 
ser Punkt scheint mir von äußerster Wichtigkeit zu sein. In sei- 
ner gestrigen Laune würde Herr Hitler eine solche Grundlage ab- 
lehnen; sollte er dies tun, wäre sein Volk noch weniger geneigt, 
ihm zu folgen. Sollte er unter Druck von uns akzeptieren, würde 
er nach meiner Erwartung Ansehen einbüßen; ich glaube nicht, 
daß die deutsche Nation mehr als die unsrige geneigt ist, in un- 
mittelbarer Zukunft weitere Erschütterungen zu dulden. 

In der Zwischenzeit kann ich nur wieder betonen, wie wichtig 
es ist, daß Polen (den) Vorschlag für direkte Verhandlungen so- 
fort annimmt und sich so in den Augen der Welt rechtfertigt.“ !?3 
Über den Zeitraum zwischen dem Einmarsch in Prag und dem 

Ausbruch des Zweiten Weltkrieges ist das letzte Wort noch nicht 
geschrieben. Es bleibt eine offene Frage, inwieweit die Diplomatie 
Londons, Warschaus und Berlins echte Möglichkeiten einer ausge- 
handelten Vergleichslösung der Danzig- und Korridorfragen er- 
öffnete, bzw. inwieweit sie um vorher festgelegte Positionen kreiste. 
Da im diplomatischen Vorkriegsmanöver beide Seiten stets danach 
trachten, den Gegner ins Unrecht zu setzen, sind die in solchen Um- 
ständen gewöhnlichen Beteuerungen der Verhandlungsbereitschaft 
immer cum grano salis zu nehmen. Die wirklichen Absichten der 
Staatsmänner sind vielmehr aus dem Gesamtzusammenhang zu 
lesen. Zu der Klärung dieses Gesamtzusammenhanges hätte Hog- 
gan einen wesentlichen Beitrag leisten können. Leider aber enthält 
seine Darstellung dieser Periode einige der schwersten der von 
Graml und anderen Kritikern vorgeworfenen und von neutralen 
Kollegen bestätigten Dokumentationsfehler. Da Hoggan bis zum 
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heutigen Tage keine befriedigende Antwort zu den dadurch auf- 
geworfenen Fragen gegeben hat, muß dieser Teil seines Werkes als 
ein Entwurf verwendet werden, d.h. als eine Aufzeichnung von 
Problemen, die einer weiteren Erforschung harren. 

Eine endgültige Deutung der Ereignisse des Frühlings und Som- 
mers 1939 liegt nicht im Aufgabenkreis dieser kurzen Abhandlung. 
Wie z.B. das Schmundt-Protokoll und andere Berichte über das 
Führer-Gespräch vom 23. Mai verstanden werden sollen, und ob 
Hitler wirklich am 22. August denjenigen als „Schweinehund” be- 
zeichnete, der ihm seinen erwünschten Krieg durch einen Vermitt- 
lungsplan verderben sollte, überlassen wir dem künftigen Schrift- 
tum. Abgesehen aber von den in Frage gestellten Angaben Hog- 
gans scheint die allgemein verfügbare Dokumentation folgende 
Schlüsse zu rechtfertigen: 

a) Lord Halifax und sein Warschauer Botschafter Sir Howard 
W. Kennard forderten das polnische Regime mehrmals zu Ver- 
handlungen mit den Deutschen auf, ohne jedoch auf Außenmini- 
ster Beck nennenswerten Druck auszuüben. Insbesondere unter- 
breiteten die Engländer keine konkreten Kompromißvorschläge. 
Obwohl früher die Trennung Danzigs vom Reich weitgehend als 
eine Ungerechtigkeit gegen Deutschland anerkannt worden war, 
zeigte Whitehall in dieser Frage eine merkwürdige Schweigsam- 
keit. 

b) In jedem Falle wirkte sich der absolute Charakter der bri- 
tischen Garantie so aus, daß den Polen die Erzielung einer aus- 
gehandelten Regelung mit Deutschland nicht als Lebensnotwen- 
digkeit erscheinen mußte. Die Polen waren bereit zu verhandeln, 
aber nur auf der Basis des status quo. 

c) Bis zur britischen Garantie war Hitler bereit, mit den Polen 
zu verhandeln, aber nur auf der Grundlage seiner Minimalfor- 
derungen der Rückgabe Danzigs sowie des extraterritorialen Ver- 
kehrsweges durch den Korridor. Nachher ließ sein Verhandlungs- 
wille merklich nach. Ob Hitler und Ribbentrop es mit ihrem 
Verhandlungsangebot des 29. August ernst meinten, muß zwei- 
felhaft erscheinen, denn es war jedem klar, daß die deutsche For- 
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derung, bis zum Mittag des folgenden Tages einen polnischen 
Sonderbevollmächtigten nach Berlin zu entsenden, in Warschau 
als eine Beleidigung empfunden werden mußte: Die ultimative 
Form des Angebots ließ ihre Annahme als einen Akt polnischer 
Selbsterniedrigung erscheinen. Auch die sogenannten Marien- 
werder-Vorschläge des 30. August waren mit so kurzer Frist 
unterbreitet, daß ihre Verwendbarkeit als Verhandlungsgrund- 
lage niemals ausprobiert werden konnte. 

d) Wir haben also eine Situation, in der beide Seiten lieber 
kämpfen würden, als ihre wesentlichen Forderungen preiszu- 
geben. Daß auf der einen Seite die Aufrechterhaltung, auf der 
anderen die Änderung des status quo verlangt wurde, ist nur 
nach Nürnberger Logik die Grundlage für eine moralische Be- 
urteilung. Daß aber die unmittelbare Provokation die wirkliche 
Streitfrage war, mag indessen bezweifelt werden, weil: 

1. Hitler behauptete, das drohende Herbstwetter zwinge ihn, 
eilig zu handeln. Dies war aber nicht für die Rückgewinnung Dan- 
zigs und des Korridors, sondern nur für die Eroberung des ehe- 
mals russischen bzw. österreichischen Polens ein wesentlicher 
Faktor. 

Hätte Hitler nur die Rückgewinnung Danzigs und des Korri- 
dors im Auge gehabt, so hätte er auf der Grenze von 1914 halt 
machen und von dort den Polen erneut Frieden anbieten können. 
Ihrer Illusion eines Blitzmarsches nach Berlin beraubt, wären die 
polnischen Obersten wohl bereit gewesen, sich den deutschen 
Forderungen zu fügen. War der Frieden mit der legitimen pol- 
nischen Regierung einmal wiederhergestellt, wäre der westliche 
Krieg gegen Deutschland gegenstandslos geworden. 

Wäre Hitler ein politischer Stratege vom Schlage eines Bismarck 


gewesen, so hätte er 1938—39 die Lage zu Deutschlands Gunsten 
wenden können. Er war aber kein Stratege, sondern ein von irra- 
tionalen Kräften beseelter totalitärer Diktator. 


Da unsere hypothetische Nationalregierung von einer Besetzung 


Böhmens und Mährens Abstand genommen hätte, wäre die bri- 


tische Garantie an Polen nie zustande gekommen. Wie Hoggan rich- 
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tig schreibt, war der Anlaß für diese Garantie keineswegs eine bri- 
tische Vorliebe für Polen oder für die territorialen Bestimmungen 
des Versailler Vertrages. Es war aber nicht, wie Hoggan behauptet, 
die Wiederauferstehung der britischen Gleichgewichtspolitik — die 
ein starkes Deutschland als Gegengewicht gegen den an Macht und 
Aggressivität zunehmenden russischen Koloß unterstützt hätte — 
sondern die Furcht vor dem ungehemmten Expansionsdrang einer 
totalitären Bewegung. 

Hätte die deutsche Nationalregierung nach ausreichender Wie- 
derbewaffnung die Rückgabe Danzigs und die Gewährung extra- 
territorialer Transitrechte durch den Korridor — oder sogar die 
Rückgabe der westpreußischen Kreise mit deutschen Mehrheiten 
bis 1918 — verlangt, so wäre die polnische Regierung ohne briti- 
schen Beistand nicht in der Lage gewesen, den deutschen Forderun- 
gen zu widerstehen. Hätte sich Warschau doch für den Krieg ent- 
schlossen, so hätte es allein gekämpft, denn keine der westeuropä- 
ischen Mächte, geschweige denn die Vereinigten Staaten, hätten 
ihre nationalen Interessen darin erblickt, die Beseitigung einer von 
vornherein als brüchig anerkannten territorialen Regelung durch 
einen Zweiten Weltkrieg zu verhindern. In diesem Falle hätte der 
deutsche Krieg gegen Polen, wenn nicht als „gerechter Krieg” nach 
pseudojuristischer amerikanischer Doktrin, so doch als geduldeter 
Krieg in der politischen Praxis gegolten. Bleibt es eine Streitfrage, 
wie die Verantwortung für den deutsch-englischen bzw. deutsch- 
französischen Krieg von 1939 zu verteilen ist, so kann es kaum be- 
zweifelt werden, daß die totalitäre Natur des Nationalsozialismus 
die westlichen Kriegserklärungen veranlaßt hat. 
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KAPITEL VI 


ANSÄTZE FÜR DIE BEANTWORTUNG 
DER „KRIEGSSCHULDFRAGE” 


Der Zweite Weltkrieg als ideologischer Krieg 


Die gegenwärtige Kontroverse zwischen den Anhängern „ortho- 
doxer” und „revisionistischer” Geschichtsschreibung kreist vor- 
nehmlich um die Frage der unmittelbaren Kriegsverantwortung. 
Vertreter beider Seiten haben sich in wechselndem Grad den Nürn- 
berger Maßstab zu eigen gemacht, daß keine Mißstände oder Un- 
gerechtigkeiten den Krieg als Mittel zu deren Beseitigung recht- 
fertigen. Die Kernfrage der volkstümlichen Zeitgeschichte lautet 
dementsprechend nicht „Was waren die grundsätzlichen Ursachen 
des Zweiten Weltkrieges?”, sondern „Wer hat den Krieg angefan- 
gen?” In jedem Fall müssen verschiedene Momente gegeneinander 
abgewogen werden. Ist z. B. der deutsch-polnische Krieg ausschließ- 
lich zu Lasten Hitlers zu legen, der ja den deutschen Streitkräften 
ihren Marschbefehl erteilte, oder war die Renitenz der Warschauer 
Regierung eine weitere entscheidende — und wie Revisionisten der 
Hogganschen Schule glauben, den deutschen Angriff überwiegende 
— Ursache des Krieges? Wie sind ferner der britische Blankoscheck 
für Polen und die sowjetische Rückendeckung für Deutschland zu 
werten, ohne welche die Krise im Spätaugust 1939 wahrscheinlich 
eine andere Wendung genommen hätte? Die Orthodoxen halten die 
nationalsozialistische Expansionspolitik für den entscheidenden 
Faktor; die Revisionisten sehen in der Vorkriegsdiplomatie und den 
Polenfeldzug Hitlers eine verständliche oder gar notwendige Re- 
aktion auf erneute alliierte Einkreisungspolitik. 

Für die Ausdehnung des zunächst lokalen osteuropäischen Krie- 
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ges in einen Konflikt europäischer (und später außereuropäischer) 
Großmächte sehen die Anhänger geschichtlicher Orthodoxie wie- 
derum die entscheidende Ursache in der inhärenten Aggressivität 
des Dritten Reiches und der Notwendigkeit, dem Hitlerschen Ex- 
pansionsdrang Einhalt zu bieten. Für manche Revisionisten dagegen 
bilden die britische Garantie an Polen und noch mehr die Erfüllung 
dieser Garantie durch die Kriegserklärung des 3. Septembers Be- 
weise einer Rückkehr zur alten englischen Politik des Machtgleich- 
gewichts — eine Politik, die sie für kriegsfördernd und deswegen 
verwerflich halten. Zu der revisionistischen Anschauung gehört 
ferner der Verdacht, wenn nicht die Überzeugung, daß Roosevelt 
die britische Garantie durch Versprechungen amerikanischen Bei- 
standes im Kriegsfall in entscheidender Weise förderte. Es wird 
ferner gefragt, ob vielleicht die anglo-amerikanische Deutschland- 
politik gegen den Grundsatz diplomatischer Vernunft verstoßen 
habe, jedem Gegner immer einen Weg zum Rückzug offenzulassen. 
Weder die Orthodoxen noch die Revisionisten fragen aber, inwie- 
weit die vorsätzliche Annahme des Konfliktes den wesentlichen 
Interessen der Kriegsführenden entsprach. Beide Seiten — ortho- 
doxe sowie revisionistische Historiker — stehen nach wie vor auf 
dem Boden des „legalistischen Moralismus”. Die Farben im „Ge- 
schichtsbild von Nürnberg” werden umgetauscht, aber die Zeich- 
nung bleibt dieselbe. 

Sobald man aber vom wirklichkeitsfremden formalistischen 
Standpunkt der bisherigen Historiographie absieht, ist der Zweite 
Weltkrieg nicht als Kampf der Angegriffenen gegen die Aggres- 
soren, sondern als Kampf freier Menschen gegen die Unfreiheit der 
totalitären Diktatur zu verstehen. Von diesem Gesichtspunkt ver- 
liert die Frage des genauen kausalen Zusammenhangs diplomati- 
scher und militärischer Maßnahmen den großen Teil seiner Bedeu- 
tung. Mögen machtpolitische Überlegungen die Kriegsbereitschaft 
britischer Staatsmänner wie Halifax, Duff Cooper und Churchill 
gesteigert haben, so reichten sie für die kritische Entscheidung nicht 
aus. Nur die Aufrechterhaltung menschlicher Freiheit und die Wie- 
derherstellung der bedrohten Grundlagen westlicher Kultur recht- 
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fertigen das Opfer von Millionen menschlicher Leben und die mili- 
tärisch unvermeidbaren Verwüstungen. Im Laufe des Krieges wur- 
den machtpolitische Vernunft sowie freiheitliche Ideale durch die 
autonome Dynamik des Krieges selbst überrumpelt; die durch totale 
Kriegführung entfachten Leidenschaften trieben die Demokratie 
im Endeffekt dazu, gegen ihre eigenen Interessen zu kämpfen. 

Erkennt man die ideologische Natur des Zweiten Weltkrieges, 
so müssen die Frontlinien reichlich verwickelt erscheinen. Der ideo- 
logische Krieg wurde mit einem, oder vielmehr mit mehreren, 
gleichzeitig stattfindenden nationalen Kriegen so verschachtelt, daß 
die Streitkräfte beider Seiten teils für, teils gegen die Freiheit ein- 
gesetzt wurden. Über diese Dispositionen hatten die Soldaten, Ma- 
trosen, Flieger und Offiziere — abgesehen von den wenigen „poli- 
tischen Generälen“”, die an der Staatsführung teilnahmen — wenig 
zu sagen. Sie kämpften für ihre Vaterländer und ihre eigene Frei- 
heit, in gewissen Teilabschnitten auch für die Freiheit anderer 
Völker. 

Der englisch-französische Krieg gegen Deutschland war nicht als 
nationaler Krieg, wohl aber zunächst als ideologischer Krieg gegen 
den nationalsozialistischen Totalitarismus gerechtfertigt. Deswegen 
würde auch der Beweis, daß Halifax und Kennard mehr als Hitler 
den Krieg zustande gebracht hätten, keineswegs genügen, jene mit 
der „Kriegsschuld” zu belasten und Hitler als Friedensengel zu prä- 
sentieren. Vielleicht hätte der große Krieg durch die Erfüllung des 
deutschen Anspruchs auf Vertragsrevision im Osten vermieden 
werden können — eine Maßnahme, die, wie Henderson hoffte, mög- 
licherweise den Sturz Hitlers hätte herbeiführen können — aber es 
kann auch sein, daß dieser Schritt nur vor 1933 genutzt hätte. So- 
weit es sich um Deutschland handelt, besaß das Reich, wie wir ge- 
sehen haben, einen vertretbaren und begrenzten Anspruch gegen 
Polen. Die Erfahrung mit Hitler sowie mit kommunistischen Dik- 
tatoren veranlaßt aber die Frage, ob ein totalitäres Staatswesen 
überhaupt fähig ist, einen nationalen Krieg zu führen. Soweit die 
nationalen Interessen im organischen, geopolitischen Sinne durch 
die messianischen Ansprüche einer totalitären Ideologie überschat- 
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tet werden, scheint diese Frage eine verneinende Antwort zu ver- 
langen. 

Die Rechtfertigung des ideologischen Krieges gegen das totalitäre 
Hitlerreich hätte auch seine Begrenzung bestimmen sollen. Das 
ideologische Ziel war die Entfernung Hitlers und die Wiederherstel- 
lung einer stabilen Ordnung im europäischen Bereich. Zumal Europa 
und Amerika eine gemeinsame Kultur teilen, bildete die Verteidi- 
gung dieser Kultur wie der blutsverwandten britischen Nation einen 
überzeugenden Anlaß für amerikanische Intervention, welche die 
auf dem Spiel stehenden reinen nationalen Interessen nicht gerecht- 
fertigt hätten. Diejenigen Amerikaner, die den Zweiten Weltkrieg 
als reinen Nationalkrieg im Sinne des Ersten Weltkrieges betrachte- 
ten, hielten natürlich die strikte Neutralität für die dem amerikani- 
schen Interesse dienlichste Politik, auch wenn das Ausbleiben der 
amerikanischen Kriegsteilnahme einen Sieg Hitlers ermöglicht 
hätte. Soweit der ideologische Kampf das amerikanische Eingreifen 
rechtfertigte, bot die lange Verzögerung des Kriegseintritts keinen 
strategischen Vorteil; nur die öffentliche Meinung hielt die Roose- 
velt-Regierung von einer früheren Kriegserklärung zurück. Wie 
Strauss-Hupe und Possony bemerken, war der Zweite Weltkrieg 
„wahrscheinlich der einzige Krieg in der amerikanischen Geschichte, 
in dem eine Angriffsaktion den amerikanischen Idealen vollends 
entsprochen hätte.” !”® Diese Feststellung besagt allerdings nicht, 
daß die Strategie der restlosen Liquidation deutscher politischer und 
militärischer Macht den amerikanischen Idealen oder Interessen 
wirklich diente. 

Ob der ideologische Streit mit Hitler-Deutschland einen amerika- 
nischen Krieg mit Japan rechtfertigte, steht aber auf einem anderen 
Blatt. Ein nationales Interesse an einem solchen Krieg war nicht 
vorhanden; der Gesamtwert amerikanischer Investitionen im Fer- 
nen Östen betrug nur ein paar Milliarden, und der projizierte japa- 
nische „Gemeinsame Wohlstandsbereich Großostasiens” (Greater 
East Asia Co-Prosperity Sphere) überschnitt an keiner Stelle den 
eigentlichen amerikanischen Machtbereich. Für die Philippinen, de- 
nen sich die Vereinigten Staaten durch historische Umstände ver- 
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pflichtet fühlten, hätte eine Sonderlösung ausgehandelt werden 
können. Ein förmliches Vakuum zog die japanische Macht nach 
China hinein. Wie der amerikanische Diplomat John V. A. Mac 
Murray im Jahre 1935 sachgemäß darlegte, würde die Beseitigung 
der japanischen Hegemonie der sowjetisch-kommunistischen Er- 
oberung Tür und Tor öffnen. Eine ideologische Kriegsnotwendig- 
keit bestand ebenfalls nicht, denn die damalige japanische Regie- 
rung war traditionell-autoritär eher als totalitär; eine gemäßigte 
amerikanische Politik hätte den gemäßigten Elementen der japani- 
schen Gesellschaft verholfen, die radikalen militärischen Kreise in 
Schach zu halten. 

Da Ideologie und Praxis des Nationalsozialismus eine starke Ab- 
neigung seitens der amerikanischen Öffentlichkeit hervorriefen, 
fand die Rooseveltsche Politik der wirtschaftlichen Unterstützung 
Großbritanniens weitgehende Zustimmung. Eine unmittelbare 
Kriegserklärung wurde aber durch eine Kombination von Faktoren 
verhindert, darunter: (1) die „legalistisch-moralistische” Auffas- 
sung, daß eine Kriegserklärung ohne direkte Provokation unmora- 
lisch sei, (2) das Gefühl, daß der Krieg eine Wiederholung der 
Amerika nicht angehenden Streitigkeiten des Ersten Weltkrieges 
bedeute, und (3) eine starke pazifistische Strömung. Da das Hitler- 
Regime Zusammenstöße mit den Vereinigten Staaten sorgfältig 
vermied, wählte Präsident Roosevelt die „Hintertür“ der Provoka- 
tion Japans. Wie er Tokio zu dem waghalsigen Angriff auf Pearl 
Harbor aufreizte, bildet den Gegenstand der Geschichtsdarstellun- 
gen von Tansill, Beard, Morgenstern und Chamberlain, deren 
Hauptthese allgemeine, wenn auch zum großen Teil stillschwei- 
gende Annahme gefunden hat. Vier Tage nach Pearl Harbor er- 
füllte das Hitler-Regime Roosevelts Wunsch mit einer Kriegserklä- 
rung gegen die Vereinigten Staaten. 

Im dritten Kapitel seines Buches American Diplomacy, 1900— 
1950 beweist Kennan, daß der amerikanische Konflikt mit Japan 
kein echtes nationales Interesse, sondern nur die Auswirkungen 
eines renitenten legalistischen Moralismus widerspiegelte. Ob neben 
dieser aufgebauschten Streitigkeit das ideologische Interesse der 
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Besiegung Hitlers den Preis eines amerikanisch-japanischen Krieges 
wert war, mit seinen Konsequenzen der Bolschewisierung Chinas 
und einer Reihe von Kleinkriegen, die bis zu diesem Augenblick 
amerikanische Truppen im Fernen Osten engagieren, ist eine Frage, 
die hier offen gelassen wird. 


Die „Kriegsschuldfrage” als strategische Frage 


Soweit es um den Krieg in Europa ging, gebot das ideologische 
Ziel der Entfernung Hitlers die vorbehaltlose Unterstützung des 
deutschen Widerstandes. Hierzu gehörte das Anbieten tragbarer 
Friedensbedingungen an eine nicht-nationalsozialistische deutsche 
Regierung, welche die besetzten Gebiete im Westen und Norden zu 
räumen und die durch die Kriegs- und Besatzungshandlungen zu- 
gefügten Schäden wiedergutzumachen bereit wäre. Die Politik der 
bedingungslosen Kapitulation vereitelte das ideologische Ziel, ent- 
zog dem Anti-Hitler-Untergrund den Boden und verwandelte den 
Zweiten Weltkrieg zu einem sinnlosen Völkerkrieg. Die Annahme 
ist zulässig, daß die letzten neun Monate des Krieges, d.h. vom 
20. Juli 1944 bis zum 8. Mai 1945, sowie die in diesem Zeitraum ge- 
schehenen Verheerungen, Folgen dieser verkehrten Politik bildeten, 
die auf das Konto Washingtons und Londons, nicht auf das Hitlers 
und noch weniger auf das der Wehrmacht zu schreiben sind. 

Durch die Einbeziehung Sowjetrußlands geriet der europäische 
Krieg in einen ideologischen Widerspruch. Stalin und seine Hand- 
langer waren seit jeher Feinde der Freiheit und der europäischen 
Kultur, deren materielle Leistungen sie zu beschlagnahmen hofften. 
Für die Kommunisten erfüllte der deutsch-sowjetische Pakt vom 
23. August 1939 den Zweck ‚Krieg zwischen den kapitalistischen 
Mächten zu schüren‘, damit in dem erwarteten Zustand gegenseiti- 
ger Erschöpfung die „zweite Welle der Weltrevolution” vorange- 
trieben werden könnte.!?” Wie der ehemalige tschechoslowakische 
Präsident Benesch berichtet, ließ eine Unterredung mit dem Sowjet- 
botschafter Maisky am Unterzeichnungstag des genannten Paktes 
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bei ihm den Eindruck zurück, „daß die Sowjetunion versuchen 
würde, so lange wie möglich neutral zu bleiben, so daß sie beim 
Herankommen des Kriegsendes, wenn beide Seiten erschöpft sein 
würden, entscheidend eingreifen und eine automatische Lösung der 
europäischen Probleme vermittels einer sozialen Revolution herbei- 
führen könnte.” 1?® 

Unter den Umständen bot die Politik der Freiheit genügende 
Hilfe an die Sowjetunion, damit sich die deutschen Streitkräfte dort 
festfahren würden, keineswegs aber genug, um eine kommunisti- 
sche Eroberung Europas zu ermöglichen. Was wenig Staatsmänner 
westlicher Länder verstanden, war die Tatsache, daß Stalin durch 
alle Teilabschnitte des Krieges ihr Feind blieb und mit revolutionä- 
ren Kampfmitteln ohne Unterbrechung gegen den Westen Krieg 
führte. Stalingrad brachte die große Wendung des Krieges. Nach 
der Einkesselung der Paulus-Armee und der Zerschlagung deutscher 
Offensivkraft war die dringendste Gefahr für Europa nicht mehr 
die einer Fortsetzung der nationalsozialistischen Herrschaft, deren 
Tage nunmehr gezählt waren, sondern die einer kontinentalen kom- 
munistischen Diktatur. Nach Stalingrad kämpften die deutschen 
Truppen für Europa. Hätten die Westmächte dies eingesehen und 
ihre Strategie danach eingerichtet, den Krieg mit möglichst entfern- 
ter Ostfront zu beenden, so wäre die Geschichte der letzten zwei 
Jahrzehnte eine ganz andere gewesen. Tatsächlich aber wurden die 
alliierten, hauptsächlich amerikanischen Lieferungen von Last- 
wagen, Reifen, Waffen, Flugzeugen und sonstiger Kriegsausrüstung 
in den Jahren 1943 und 1944, als sich die deutschen Streitkräfte 
bereits in ständigem Rückzug befanden, in ungeheurem Maße ge- 
steigert. Die Verlängerung des „Lend Lease” an die UdSSR bis zum 
Kriegsende und bis zum Gesamtbetrag von ıı Milliarden Dollar, 
trotz der Verfügbarkeit beträchtlicher russischer Reserven an Men- 
schen und Materialien, verlieh der Roten Armee die Beweglichkeit, 
welche den Durchmarsch bis zur Mitte Europas ermöglichte. 

Die Rettung Ostmitteleuropas war mit der Politik des „Uncondi- 
tionel Surrender” gänzlich unvereinbar. Eine Kontinuität deutscher 
Staats- und Heeresführung war im Interesse des Westens dringend 
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erforderlich. Die Sicherheit Europas verlangte, den Balkan, Polen 
sowie den größtmöglichen Teil des Baltikums mit deutschen Trup- 
pen besetzt zu halten, wobei bis zu der Wiederherstellung natio- 
naler Regierungen die Westalliierten die Funktionen der Militär- 
regierung zu übernehmen hätten. Die Sowjets und ihre Agenten 
waren bereit, jedes Machtvakuum sofort zu füllen. 

Die Ereignisse am Kriegsende, einschließlich der Sowjetisierung 
Ostmitteleuropas und der Vertreibung von Reichs- und Volksdeut- 
schen, waren eine Konsequenz nicht nur des Zweiten Weltkrieges 
an sich, sondern auch in beträchtlichkem Maße der alliierten Kriegs- 
politik, welche Krieg „bis zum bitteren Ende“ garantierte. Daß es 
nicht schlimmer wurde, verdanken wir denjenigen Elementen der 
Wehrmacht, die dafür sorgten, daß nicht die Russen den Rhein zu- 
erst überquerten. 

Von diesem Gesichtspunkt gesehen bietet der Zweite Weltkrieg 
kein schwarz-weißes Bild, sondern abwechselnde Schattierungen in 
Grau. War der Nationalsozialismus eine entscheidende Ursache 
des Krieges, so gilt es im Auge zu behalten, daß der Totalitarismus 
eine Krankheit der modernen Gesellschaft bildet, deren Ansätze in 
jedem Lande vorhanden sind und die in nationalen Krisen um sich 
greift. Das vom Totalitarismus befallene Volk ist zu befreien und 
zu heilen, nicht zu bestrafen. Gibt es einen noch so verbitterten 
Gegner des Kommunismus, der behauptet, daß das russische Volk 
die „Schuld des Bolschewismus” sühnen muß? Ganz im Gegenteil 
hört man nur von der Befreiung versklavter Völker, von denen das 
russische als erstes gezählt wird. Bei dem Nationalsozialismus war 
die Lage analog: Dem deutschen Volke mußte geholfen werden, 
den Fremdkörper abzuschütteln. 

Die Frage nach der „Kriegsschuld” kann und soll hier nicht end- 
gültig beantwortet werden. Definiert man aber „Schuld am Kriege” 
als die Verantwortung für politische oder militärische Maßnah- 
men, die der Freiheit nicht dienlich oder ihr sogar abträglich 
sind, so kann die Antwort nur eine komplizierte sein. Beide Sei- 
ten haben gegen die Freiheit und- die Menschenwürde gesündigt; 
beide haben verhängnisvolle Entscheidungen gefällt; beide haben 
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die Strategie der Vernunft vergessen und sich von den Wogen krie- 
gerischer Leidenschaft treiben lassen. Die Völker der ehemaligen 
Alliierten und der ehemaligen Achsenmächte sind in kaum unter- 
scheidbarem Maße schuldig bzw. unschuldig; der Zweite Weltkrieg 
hat für sie ein gemeinsames Schicksal bereitet, das es nunmehr zu 
meistern gilt. Individuelle Verbrechen müssen nach rechtsstaat- 
lichen Gepflogenheiten bestraft werden, gleich von wem sie began- 
gen werden. Das deutsche Volk als ganzes hat aber keine Gründe 
für besondere Schuldgefühle — war es doch selbst das erste Opfer 
des Nationalsozialismus und steht heute in der Frontlinie gegen den 
totalitären Kommunismus. Es ist Unsinn zu behaupten, daß das 
deutsche Volk mehr als die anderen Völker Europas einer Verpflich- 
tung unterliegt, für die Liquidierung des Zweiten Weltkrieges einen 
besonderen Preis zu zahlen. Der Zweite Weltkrieg war eine gemein- 
same Katastrophe mit komplizierten Ursachen: sucht man einen 
„Schuldigen”, so kann dieser nur der Nationalchauvinismus sein, 
der die europäische Gemeinschaft des neunzehnten Jahrhunderts 
zerstückelte, aber jetzt endlich vom alten Kontinent abzieht, um in 
den Entwicklungsländern neue blutige Triumphe zu feiern. 
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ANHANG 


DIE DREISSIG PUNKTE DES HERRN GRAML 


Kritik der Zusammenstellung, „David L. Hoggan und die Doku- 
mente”, die im August 1963 in den Vierteljahresheften für Zeit- 
geschichte erschien. 


Im allgemeinen: In seinem Artikel in der Deutschen Wochen- 
Zeitung (nachher DWZ) vom 2. November 1963 behauptete Hog- 
gan, daß Graml, im „Bemühen, den wütenden Angriff Rothfels’ zu 
unterstützen”, selbst Verfälschungen begangen habe. „Entweder 
zitiert er nur einen Teil der Quellen, die sich auf die entsprechenden 
Passagen beziehen, oder er führt ein Dokument an, das gar nicht 
zitiert wurde...” Obwohl zunächst dieser Einwand überzeugend 
klingt, läßt eine nähere Betrachtung Gramls Arbeitsweise als wis- 
senschaftlich zulässig erscheinen. Hoggans Fußnoten sind mandh- 
mal Sammelfußnoten, die sich nicht nur auf die von Graml erwähn- 
ten Fragen, sondern auf ganze Absätze beziehen, deren sonstiger 
Inhalt in diesem Zusammenhang irrelevant bleibt. Daß Graml seine 
Zitate auf Teile der Hogganschen Fußnoten beschränkt, ist also in- 
soweit zulässig, als er klar definierte Fragen beleuchtet und keine 
für diese Fragen relevanten Quellenhinweise unterschlägt. In den 
einzelnen Fällen, in denen Graml von Hoggan nicht erwähnte 
Dokumente zitiert, sind diese allgemein bekannte Quellen, deren 
Nichtverwendung Hoggan ausdrücklich hätte erklären sollen. Die 
von Hoggan erwähnten Übersetzungsfehler im Gramlschen Mate- 
rial fallen bei den eigentlichen Fragestellungen kaum ins Gewicht. 

Um auffällige Mißverständnisse zu vermeiden, scheint an dieser 
Stelle eine Definition des Kriteriums notwendig, das für die Wer- 
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tung der Vorwürfe Gramls angebracht erscheint. Es geht nämlich 
nicht darum, ob Hoggan — wie es jedem Historiker passieren kann 
— Irrtümer unterlaufen seien, die nach ihrer Fragestellung ohne 
Aufhebens korrigiert wurden. In seiner Einleitung zur Gramlschen 
Gegenüberstellung schreibt Helmut Krausnick ausdrücklich von 
Fälschungen, d.h. beabsichtigten Irreführungen. Deswegen ist es 
bei jedem der folgenden Begebenheiten die Frage nicht nur, ob ein 
bloßer Irrtum vorliegt, vielmehr geht es darum, ob Hoggan absicht- 
lich getäuscht oder mit grober Fahrlässigkeit gehandelt hat, oder 
aber ob er in seiner letzten Stellungnahme in der National-Zeitung 
und Soldaten-Zeitung (nachher NZ) vom 28. August bis 2. Oktober 
1964 auf einer Interpretation der Dokumente verharrt, welche ihr 
Inhalt nicht rechtfertigt. 

Punkt Nr. 1: Es handelt sich darum, ob der britische Botschafter 
in Warschau, Sir Howard W. Kennard, am 22. September 1938 an 
das Foreign Office in der von Hoggan beschriebenen Weise Bericht 
erstattete: „Kennard betonte, daß die deutschfeindliche Stimmung 
in Ungarn zu schwach sei, um Großbritannien zu nützen, wies aber 
auf den in Polen weitverbreiteten Haß gegen die Deutschen hin. Er 
hob hervor, daß eine Steigerung dieses Hasses im Interesse Eng- 
lands liege...” 

Das von Graml zitierte Dokument, Documents on Britsh Foreign 
Policy, Third Series, Vol. III (DBFP, IIL 3 usw.), Nr. 23, bekräftigt 
in keiner Weise die Auslegung Hoggans. Nirgendwo im zitierten 
Telegramm schreibt Kennard über die „deutschfeindliche Stimmung 
in Ungarn” in der angedeuteten Weise, oder daß eine Steigerung 
des polnischen Deutschlandhasses im Interesse Englands liege. In 
der DWZ beklagte sich Hoggan, daß Graml nicht gleichzeitig die 
Dokumente Nr. 22 und 32 zitiert hatte; man hätte, schrieb er ferner, 
diesen auch andere Dokumente der gleichen Serie zur Seite stellen 
können, wie etwa die Nummern 36, 40 und 46. „Die augenfällige 
Fehlinterpretation Gramls besteht darin“, argumentiert Hoggan, 
„daß über alle in der von ihm zitierten Passage geschilderten Schritte 
Kennards in einer einzigen Warschauer Note vom 22. September 
1938 berichtet wird.” 
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Mit dieser Antwort ging Hoggan aber an der eigentlichen Frage 
vorbei, die sich nicht auf die Gesamttätigkeit Kennards, sondern 
darauf bezieht, ob der Botschafter die ihm von Hoggan zugeschrie- 
bene Äußerung getan hat. Diese Äußerung befindet sich aber weder 
in den im Buch zitierten Dokumenten 22 und 32, noch in den in der 
DWZ in Erwähnung gebrachten Dokumenten 36, 40 und 46. 

Nach Lektüre der vorhergehenden Feststellungen gab Hoggan 
zu, daß er sich doch geirrt habe; in der NZ zieht Hoggan seine 
„Interpretation” zurück. 

Punkt Nr. 2: Hier geht es um die Richtigkeit der Behauptung 
Hoggans, daß nach der tschechischen Kapitulation vor den polni- 
schen Forderungen Ende September 1938 der britische Gesandte in 
Prag, Mr. Basil Newton, „zornerfüllt” geklagt hätte, „daß die Eile 
der Übergabe eine große Überraschung sei nach den tapferen Wor- 
ten, die in Prag gefallen waren.” Diese Äußerung befindet sich nicht 
in dem von Hoggan (und von Graml) zitierten Bericht, DBFP, III, 3, 
Nr. 97. Hoggans Antwort in der DWZ, daß „die Darstellung hier 
offensichtlich von den zitierten Dokumenten bestätigt wird”, mag 
wohl für den ganzen Abschnitt im allgemeinen gelten, nicht aber 
für den spezifischen Punkt. 

In seinen Bemerkungen zum Entwurf dieses Abschnitts behaup- 
tet Hoggan, die Vermutung sei zulässig, daß die tschechische Taktik 
den Gesandten Newton mit Zorn erfüllt habe. In der NZ beruft er 
sich auf den „allgemeinen Eindruck... der sich aus dem Schrift- 
wechsel zwischen Newton und dem Foreign Office ergebe.” 

Es geht aber nicht um Vermutungen oder allgemeine Eindrücke, 
sondern darum, ob Newton die ihm von Hoggan zugeschriebene 
Äußerung getan hat. Diese befindet sich weder im zitierten Doku- 
ment noch in anderen Depeschen Newtons anläßlich der Tschechen- 
Krise. 

Punkt Nr. 3: Am 26. Oktober 1938 kabelte Sir G. Ogilvie-Forbes, 
britischer Geschäftsträger in Berlin, an Viscount Halifax: „Ganz 
persönlich und informell sprechend, gab ich (Sir. G. O.-F.) der Auf- 
fassung Ausdruck, daß es nicht im Geiste des Münchner Abkom- 
mens sei, wenn Großbritannien und Frankreich aus dem in der 
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ungarischen Note vom 24. Oktober vorgeschlagenen Schiedsgericht 
ausgeschlossen blieben...” (DBFP, III, 5, Nr. 229). Hoggan zu- 
folge hat sich der deutsche Staatssekretär von Weizsäcker so ge- 
äußert. 

In der NZ rechtfertigt Hoggan seine Darstellung, in dem er gel- 
tend macht, (1) daß Großbritannien wirklich kein Interesse an einer 
Teilnahme am Wiener Schiedsspruch hatte und (2) daß Ogilvie- 
Forbes „persönlich und informell” gesprochen hatte. Mögen beide 
Behauptungen stimmen, so sind sie doch irrelevant zur eigentlichen 
Frage: wer die zitierte Äußerung getan hat. In seinem Kommentar 
zum Entwurf weist Graml auf eine Aufzeichnung Weizsäckers 
(ADAP, IV, Nr. 91) hin, welche den Bericht Ogilvie-Forbes be- 
stätigt. 

Punkt Nr. 4: Dieser Punkt bezieht sich auf Hoggans Zusam- 
menfassung eines längeren Telegramms von Viscount Halifax an 
Sir G. Ogilvie-Forbes. Obwohl Hoggan das Dokument in freier 
Weise deutet, scheint er nur an einer Stelle dem Inhalt Gewalt an- 
zutun. Bezüglich der Zukunft Rutheniens meint Halifax: „Jeden- 
falls können die 100 000 ruthenischen Juden sehr wohl die Einglie- 
derung in Ungarn einem Verbleiben in einer nazi-kontrollierten 
Tschechoslowakei vorziehen” (DBFP, II, 3, Nr. 226). Hoggan zu- 
folge machte Halifax geltend, „daß es den ruthenischen Juden unter 
den Ungarn besser gehen würde als unter den Tschechen.” 

Wie Hoggan selbst zugibt, wäre es vielleicht besser gewesen, den 
vollen Ausdruck „in einer nazi-kontrollierten Tschechoslowakei” 
im Text zu verwenden. Daß die Tschechoslowakei damals unter 
starkem deutschen Einfluß stand, darf dagegen als allgemein be- 
kannt vorausgesetzt werden, weswegen dem Bezug auf „Nazi- 
Kontrolle” keine wesentliche Bedeutung beizumessen ist. Gramls 
Behauptung (in seinem Kommentar zum Entwurf), daß der Phrase 
„nazi-kontrollierten” entscheidende Bedeutung zukommt, weil nicht 
jeder Leser über den Grad des deutschen Einflusses über die CSR 
nach München orientiert sei, findet dieser Verfasser nicht unbedingt 
entscheidend. 

Der folgende Satz Hoggans, „er hoffte, eine gemeinsame pol- 
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nisch-ungarische Grenze werde den Widerstand Polens wie auch 
Ungarns gegen Deutschland steigern“, bildet nach Meinung dieses 
Verfassers eine unklare Wiedergabe des letzten Absatzes in dem 
Telegramm von Lord Halifax, jedoch keineswegs so abwegig, daß 
man von einer Fälschung reden kann. 

Punkt Nr. 5: Hier bemängelt Graml, daß Hoggan den tschechi- 
schen Außenminister Chwalkowsky den britischen Gesandten New- 
ton über die polnische Forderung von sechs Grenzkreisen in den 
Karpaten unterrichten läßt, ohne zu erwähnen, daß dies durch einen 
Gewährsmann geschehen ist. Ferner beanstandet Graml die Wie- 
dergabe des letzten Satzes im Telegramm von Newton: „Gleichzei- 
tig gab der Beamte des Prager Außenministeriums der Überzeu- 
gung Ausdruck, daß dies noch nicht das letzte polnische Ultimatum 
gewesen sei...” (DBFP, II, 3, Nr. 242). Hier schreibt Hoggan vom 
„Anfang zu einer regelmäßig monatlichen Reihe von polnischen 
Forderungen.” In seinem Entwurf hielt der Verfasser die Möglich- 
keit offen, diese im Gesamtzusammenhang nicht implausible Ver- 
sion könnte durch andere, nicht zitierte Quellen bestätigt werden. 

In der NZ gibt Hoggan Graml in diesem Punkte recht; den Text, 
schreibt er, habe er insoweit korrigiert, daß die Mitteilung nunmehr 
nicht vom Außenminister, sondern vom Ministerium stamme. Die 
Diskrepanz zwischen dem Satz von Newton und seiner Wieder- 
gabe erwähnt er, nicht aber, ob er in dieser Beziehung seine Darstel- 
lung berichtigt habe. 

Punkt Nr. 6: In einem Telegramm vom 5. November 1938 be- 
richtete Gesandter Newton über ein Gespräch mit dem tschechi- 
schen Außenminister Chwalkowsky, in dem der letztere andeutete, 
„es sei noch zu früh, um beurteilen zu können, welchen Standpunkt 
die Tschechoslowakei schließlich einnehmen werde. Das würde in 
drei oder vielleicht sechs Monaten deutlicher sein.” 

Am Ende des Telegramms zitierte Newton die folgende Bemer- 
kung von Chwalkowsky: „Mittlerweile habe ihm, bei seinem letz- 
ten Besuch in München, Herr Hitler hinreichend klargemacht, daß 
sich die Tschechoslowakei gegenüber Deutschland keine Tricks er- 
lauben dürfe. Er habe gesagt, die Tschechoslowakei müsse in Zukunft 
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einen ganz anderen Weg einschlagen. Weiche sie davon ab, mache 
ich in 24 Stunden — nein in 8 Stunden — Schluß” (DBFP, III, 3, 
Nr. 251). 

Hoggan unterläßt die Wiedergabe von Chwalkowskys Bemerkung 
über seinen Besuch in München, und faßt dagegen das Ergebnis des 
Gespräches mit diesen Worten zusammen: „Newton kam zu dem 
Ergebnis, daß die Tschechen keineswegs den Gedanken einer Teil- 
nahme an einer Front gegen Deutschland aufgegeben hätten.” 
Einem Kenner tschechischer Zeitgeschichte, der sich die Bemühun- 
gen der Syrovy- und Hacha-Regierungen vergegenwärligt, das Hit- 
ler-Reich nicht zu reizen, müßte eine solche Reaktion seitens New- 
tons höchst unwahrscheinlich vorkommen; ohne genaue Quellen- 
angabe ist Hoggans Darstellung unglaubwürdig. 

In der DWZ weist Hoggan auf eine Fehlübersetzung im Graml- 
schen Zitat hin („Lage” statt „Stellung“ für Position), schweigt aber 
über die kritische Entstellung der Schlußworte des Telegramms. 

Hoggans Rechtfertigung in der NZ könnte vielleicht diejenigen 
Leser überzeugen, denen das Dokument und die vorangegangene 
Kritik unbekannt sind. Er stellt fest, „daß Newton zu dem Ergebnis 
gekommen sei, die Tschechen hätten keineswegs den Gedanken an 
eine antideutsche Front aufgegeben.” Begründung: Die CSR hatte 
ihr Bündnis mit der UdSSR aufrechterhalten (das seit München 
wertlos war) und ihre Streitkräfte auf vormünchener Stärke belas- 
sen (wo blieben die sudetendeutschen Truppen?). Diese Momente 
mögen wohl Hoggan überzeugen, daß die damalige tschechoslowa- 
kische Regierung noch die Möglichkeit anti-deutscher Politik im 
Auge behielt. Diese Behauptung Newton in den Mund zu legen, 
gibt das Dokument nicht den geringsten Anlaß. 

Punkt Nr. 7: Hier zitiert Graml ein von Hoggan nicht in Erwäh- 
nung gebrachtes Dokument, die Verordnung vom ı2. November 
1938, nach deren Wortlaut Versicherungsansprüche von Juden 
deutscher Staatsangehörigkeit, die in der Zerstörung der „Kristall- 
nacht” vom 9. zum 10. November 1938 ihren Ursprung hatten, zu- 
gunsten des Reiches beschlagnahmt werden sollten. Auf der rechten 
Seite, „wie Hoggan den Inhalt wiedergibt”, gibt Graml den Teil- 
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satz, „die deutschen Versicherungen waren angewiesen, den Juden 
unverzüglich alle Eigentumsschäden vom ı0. November (1938) zu 
ersetzen...”, ohne den Rest des Satzes: „und es war statthaft, 
einen Teil dieser Beträge für die Sühnemaßnahme zu verwenden.” 
Denn — was wir von Graml nicht erfahren — Hoggan erklärt aus- 
drücklich, daß im Nachtrag der Kristallnacht eine Sühne von einer 
Milliarde Mark den „wohlhabenden und einigermaßen gutgestell- 
ten Juden in Deutschland” auferlegt wurde, und erwähnt ferner den 
Beschluß des 26. Novembers 1938, jüdische Einzelhandelsgeschäfte 
zu schließen. Das von Hoggan im englischen Text verwendete Wort 
„fine“ enthält keineswegs die Bedeutung, daß die Juden etwas zu 
sühnen hätten. 

Eigentlich hätte Hoggan die von Graml zitierte Verordnung er- 
wähnen und sich durch genauere Forschung vergewissern sollen, 
daß die ganze Versicherungssumme zugunsten des Reiches beschlag- 
nahmt wurde. Für die Juden, die Sachbeschädigungen erlitten hat- 
ten, dürften die Versicherungsleistungen den entsprechenden An- 
teil an der „Sühne” decken; darüber hinaus mußten sie notwendige 
Reparaturen auf eigene Kosten durchführen. 

In der NZ konzediert Hoggan diesen Punkt Graml; vermutlich 
werden die weiteren Ausgaben seines Buches eine entsprechende 
Korrektur enthalten. Dagegen macht Graml in seinem Kommentar 
geltend, Hoggan habe keineswegs die anti-jüdischen Maßnahmen 
nach der Kristallnacht in ihrer vollen Schwere beleuchtet. Obwohl 
eine genauere Wiedergabe der Tatsachen bei Hoggan wünschens- 
wert wäre, liegt auch eine gewisse Irreführung seitens Gramls vor, 
denn der Leser mußte von dem Gramlschen Zitat entnehmen, Hog- 
gan hätte eine volle Entschädigung der Juden vorgetäuscht. 

Punkt Nr. 8: Graml beanstandet Hoggans Deutung einer Mittei- 
lung von Mr. Wilson, dem amerikanischen Botschafter in Berlin, am 
16. November 1938 an den amerikanischen Außenminister (Foreign 
Relations of the United States — künftig FRUS — 1938, II, p. 400f), 
deren wichtigster Satz lautet: „Einige Mitglieder der britischen Bot- 
schaft geben der Ansicht Ausdruck, daß diese Empfindungen der 
deutschen Bevölkerung (die Ablehnung des antisemitischen Pro- 
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gramms, der sogenannten ‚Reichskristallnacht‘) Wirkung auf die 
Politik der Regierung haben werden.” Anschließend bringt Wilson 
seine Skepsis über diese Beurteilung zum Ausdruck. 

Die Mitteilung von Mr. Wilson wurde in der deutschen Ausgabe 
des Hogganschen Buches folgendermaßen gedeutet: „Wilson be- 
richtete am 16. November (1938), daß die britischen Diplomaten in 
Berlin recht befriedigt über die jüdische Frage waren. Sie nahmen 
wahr, daß die deutsche öffentliche Meinung nicht hinter den kürz- 
lichen antijüdischen Maßnahmen stand, und zogen daraus den klu- 
gen Schluß, daß sich so etwas wohl nicht wiederholen würde.” 

Der erste Satz Hoggans heißt im englischen: „Wilson reported 
on November 16, that the British diplomats in Berlin were rather 
complacent about the Jewish question.“ Eine bessere Übersetzung 
wäre: „Wilson berichtete am 16. November, daß die britischen Di- 
plomaten in Berlin wenig beunruhigt über die jüdische Frage wa- 
ren.” Tatsächlich hatte Wilson über die Erwartungen der Engländer, 
nicht über ihre Gemütsfassung berichtet. Hoggan hätte besser von 
einem durch Wilsons Bericht erweckten Eindruck der „complacency” 
geschrieben. Abgesehen von der Frage der „complacency”, scheint 
Hoggan die Substanz des Wilsonschen Berichts in höchst salopper 
Weise, jedoch ohne wesentliche Verdrehung wiedergegeben zu 
haben. Wie er in der DWZ bemerkt, ändert die Tatsache, daß der 
amerikanische Diplomat Wilson dem Befund der britischen Diplo- 
maten in Berlin skeptisch gegenübersteht, nichts am Wesen des 
Befundes. 

Punkt Nr. 9: Am 29. November 1938 meldete der britische Ge- 
sandte Newton (DBFP, III, 3, Nr. 273) tschechische Presseberichte, 
einschließlich solcher über verschiedene deutsche Autobahnprojekte. 
Hoggan zufolge (5. 391) hatten tschechische Beamte diese Informa- 
tionen dem Gesandten persönlich übermittelt. Er hat offensichtlich 
die Autobahnfrage unversehens mit einer Unterredung Newtons 
mit den Tschechen bezüglich der Garantiefrage vermengt. Dabei hat 
sich aber seine Einbildung überschlagen; er schreibt von der Berech- 
nung und dem Tonfall, mit denen die Tschechen die angebliche Mit- 
teilung gemacht hatten. Ferner, wie Graml in seinem Kommentar 
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zum Entwurf bemerkt, erweckt Hoggans Wendung, „Auch behaup- 
teten sie...” den Eindruck, die projektierte Fernstraße nach Bel- 
grad sei eine tschechische Erfindung. 

Obwohl Hoggan ursprünglich die Meinung vertrat, Graml habe 
das verkehrte Dokument zitiert, erklärte er sich später zur Korrek- 
tur dieser Stelle bereit. 

Punkt Nr. 10: Ende November 1938 sprach der soeben von Paris 
zurückgekehrte französische Botschafter No&@l mit seinem englischen 
Kollegen Kennard über polnische Befürchtungen, Frankreich könne 
sowohl das politische sowie wirtschaftliche Interesse an Polen ver- 
lieren. Wie Kennard hierzu berichtete (DBFP, III, 3, Nr. 385): „Ich 
warnte Herrn Nodl, hinsichtlich der Haltung Becks allzu optimi- 
stisch zu sein, stimmte ihm aber darin zu, daß es unter den gegebe- 
nen Umständen wohl richtig sei, wenn Frankreich hier nicht das Ge- 
fühl aufkommen lasse, Polen sei von seinem westlichen Verbünde- 
ten völlig aufgegeben worden.” 

Hoggan zufolge berichtete Kennard an Halifax: „... ein merk- 
liches Nachlassen des französischen Interesses an Polen könne den 
Deutschen helfen, zu einer endgültigen deutsch-polnischen Ver- 
ständigung zu gelangen.” 

In der NZ zitiert Hoggan den Wortlaut der Depesche Kennards 
und seiner Zusammenfassung, auf deren Richtigkeit er beharrt. 

Punkt Nr. 11: In einer Mitteilung vom 8. Dezember 1938 an Sir 
Howard Kennard (DBFP, II, 3, Nr. 411) faßte Halifax die Anwei- 
sungen zusammen, die dem Schweizer Karl Burckhardt anläßlich 
seiner Ernennung als Völkerbundskommissar für Danzig im vor- 
hergehenden Jahr erteilt worden waren. „Sein Hauptziel würde da- 
bei darin bestehen“, so heißt es, „die Errichtung eines voll national- 
sozialistischen Regimes in der freien Stadt zu verhindern, soweit es 
in seiner Macht liege, welches Regime auf lange Sicht zwar wahr- 
scheinlich unvermeidbar sei, doch könne es ihm vielleicht gelingen, 
die Grundlage auf der er herbeigeführt werde, zu mildern .. .“ 

Hoggan beschränkt seine Wiedergabe auf die Feststellung, daß 
ir» . Burckhardt sei 1937 bedeutet worden, daß es seine Hauptauf- 
gabe sei, die Bildung eines voll nationalsozialistischen Regimes zu 
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verhindern. ...” Hoggan vergleicht diese Mitteilung mit Halifax’ 
Äußerung zu Burckhardt im Mai 1938, „er hoffe, Danzig würde 
nach einer ausgehandelten Regelung wieder nach Deutschland zu- 
rückkehren.” 

Zu diesem Punkt bemerkt Hoggan in der DWZ: „Da diese Kon- 
solidierung (eines NS-Regimes in Danzig) im darauffolgenden Zeit- 
abschnitt tatsächlich erfolgte, scheint es nicht allzu wichtig, diese Be- 
merkungen von Halifax im vollen Wortlaut wiederzugeben.” 

Hier haben wir es mit einer Meinungsfrage zu tun. Es läßt sich 
aber behaupten, daß der Sinn der Mitteilung besser wiedergegeben 
wäre, hätte Hoggan dem Geschriebenen hinzugefügt: „... oder die 
Umstände seiner Entstehung wenigstens zu mildern.” 

Punkt Nr. ı2: Am 20. Dezember 1938 berichtete Kennard an 
Halifax (DBFP, III, 3, Nr. 437) die Äußerung Becks, daß ein Korri- 
dor durch den Korridor „die Souveränität Polens berühren würde, 
was kaum in Betracht komme; darüber hinaus konnte ich von ihm 
bedauerlicherweise keine Einzelheiten erfahren.” Hoggan zufolge 
äußerte sich Beck, „... daß irgendein deutscher Vorschlag in dieser 
Richtung ‚kaum in Betracht komme’, obwohl er Lipski (polnischem 
Botschafter in Berlin )gestattet habe, in den Deutschen die Vorstel- 
lung zu nähren, daß Polen doch noch bereit sein könnte.” 

In der DWZ beklagte sich Hoggan über „eine schwere Fehlinter- 
pretation von Gram!”. „Die Darstellung enthält keineswegs die Be- 
hauptung, Beck habe Kennard mitgeteilt, daß Lipski die Deutschen 
über die polnische Haltung zum Korridor-Straßenprojekt getäuscht 
habe. Im Gegenteil, aus dem Gesamtzusammenhang ergibt sich, 
daß Beck schweigsam war und nicht dazu neigte, den Engländern 
Einblick in derartige Vorgänge zu geben.” 

Schenkt man dieser Erklärung Hoggans Glauben, dann hat Hog- 
gan merkwürdige Ideen vom Sprachgebrauch. Der englische Satz 
lautet: „Beck replied that any such German concession ‚could hardly 
be considered‘, although he had allowed Lipski to nourish the illu- 
sion among the Germans that Poland might accept this.” Liegt eine 
gewisse Zweideutigkeit vor, so würden die meisten Leser doch die 
„although”-Klausel als Bestandteil der Äußerung Becks verstehen. 
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Der Übersetzer hat sie jedenfalls so verstanden, denn die Verwen- 
dung des Konjunktivs („gestattet habe” statt „gestattet hatte”) 
legt die Äußerung unzweideutig in den Mund Becks. 

In der NZ behauptet Hoggan plötzlich, der letzte Teilsatz sei doch 
eine Feststellung Becks gewesen. Er schreibt von einer „von Hog- 
gan zitierten Äußerung Becks gegenüber Kennard, daß nämlich 
Polen einen deutschen Korridor durch den bestehenden polnischen 
Korridor nicht zulassen werde, den polnischen Botschafter in Berlin 
(Lipski) aber angewiesen habe, bei der Reichsregierung fälschlicher- 
weise die Vorstellung zu erwecken, daß Polen doch eventuell zu 
Konzessionen bereit sein würde.” Hoggan macht geltend, daß die 
Haltung Lipskis „eine gewisse Konzessionsbereitschaft” andeute. 
Dies ist für ihn scheinbar Grund genug, zu behaupten, Beck habe 
Kennard im entsprechenden Sinne informiert. 

Punkt Nr. 13: In einem Gespräch in Rom am ı3. Januar 1939 
warnte Chamberlain Mussolini vor der Illusion, die Demokratien 
würden unter keinen Umständen kämpfen. „Die Demokratien“, 
sagte er, „würden sehr wohl unter bestimmten Umständen kämpfen 
und seien auch im vergangenen September zum Kampf bereit ge- 
wesen, und es wäre eine schreckliche Tragödie, wenn eine aggressive 
Aktion auf Grund einer Fehleinschätzung unternommen würde, wie 
weit die Demokratien zu gehen bereit seien” (DBFP, III, 3, Nr. 500). 

Diese Aufzeichnung wird von Hoggan folgenderweise zusam- 
mengefaßt: „...er (Chamberlain) versicherte Mussolini katego- 
risch, daß Großbritannien und Frankreich nunmehr, im Gegensatz 
zu 1938, zum Kampf gegen Deutschland vorbereitet seien.” 

Wie Hoggan in der DWZ erklärt, wird die Redewendung „im 
Gegensatz zu 1938” als Bemerkung des Historikers, nicht etwa als 
Quellenwiedergabe verwendet. „Daß Chamberlain schon aus Grün- 
den des nationalen Prestiges Mussolini gegenüber nicht zugeben 
würde, daß England im Jahre 1938 noch nicht vorbereitet gewesen 
sei, braucht nicht erst ausgesprochen zu werden.” Graml hält Hog- 
gans Erklärung für unglaubwürdig und macht geltend, daß Cham- 
berlain von Bereitschaft zu kämpfen, nicht von militärischer Vor- 
bereitung gesprochen habe. 
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Hier wieder läßt die Klarheit der Hogganschen Sprache etwas zu 
wünschen übrig. Der englische Satz lautet: „he assured Mussolini 
categorically that Great Britain and France, in contrast to 1938, 
were now prepared to fight Germany.” Mit dem Wort „now“ (nun- 
mehr) wird die Wendung „in contrast to 1938” in die Äußerung 
Chamberlains eingebaut, und der Übersetzer hat sie auch so ver- 
standen. „Prepared” könnte entweder „bereit“ oder „vorbereitet“ 
bedeuten; aus der DWZ geht hervor, daß Hoggan dieses Wort im 
letzteren Sinne verstanden hat, wenigstens zur Zeit, als er seinen 
DWZ-Aufsatz schrieb. Statt eine Berichtigung der sprachlichen Un- 
klarheiten in Aussicht zu stellen, schreibt Hoggan in der NZ, daß er 
„auf seiner Interpretation beharrt”. 

Punkt Nr. 14: Hier geht es um eine Fehlübersetzung einer Mit- 
teilung von Lord Halifax an den britischen Botschafter in Berlin, Sir 
Nevile Henderson, vom 13. März 1939 (DBFP, III, 7, Anhang, SS. 
632—633). Die betreffende Stelle lautet (in der von Graml verwen- 
deten Übersetzung): „Während der letzten Wochen hat sich gewiß 
insofern eine negative Verbesserung der Situation ergeben, als Ge- 
rüchte und Befürchtungen nachgelassen haben, und es liegt nicht 
offen zutage, daß die deutsche Regierung in irgendeiner besonderen 
Ecke Unfug plant...” 

In Hoggans englischem Text wird die Quelle in direktem Zitat 
vollkommen richtig wiedergegeben. In der Übersetzung heißt es 
aber „negative Entwicklung” statt „negative Verbesserung” und 
„aber es ist nicht sicher, ob” statt „und es liegt nicht offen zutage, 
daß”. Diese etwas unbeholfene Übersetzung genügt aber nicht, den 
Sinn der Passage merklich zu entstellen. 

Punkt Nr. 15: Hier handelt es sich um die Deutung eines Memo- 
randums des Foreign Office, verfaßt von Mr. F. K. Roberts, vom 
13. März 1939 (DBFP, III, 4, Nr. 230). Das Memorandum macht 
u. a. geltend, daß eine Entschuldigung für die deutsche Intervention 
nur in der slowakischen Unzufriedenheit gefunden werden könne, 
weil die tschechische Regierung sorgfältig darauf geachtet hat, 
Deutschland keinen legitimen Grund zur Klage zu geben. „Wenn 
die deutsche Propaganda nicht intensiviert wird, ist die natürliche 
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Lösung der gegenwärtigen Krise wohl in der Konsolidierung der 
slowakischen Autonomieforderungen zu erblicken, und zwar unter 
Sicherungen, die weiterhin die Zugehörigkeit der Slowakei zur 
Tschechoslowakischen Republik garantieren... 

Wenn sich Deutschland jedoch zum Handeln entschließt, könnte 
Herr Hitler die ihm im vergangenen September verwehrte Erfül- 
lung seines Traums von einem triumphalen Marsch nach Prag an- 
streben... Wenn die innere Situation in Deutschland ihn (Hitler) 
davon überzeugt hat, daß irgendeine Aktion in der Tschechoslowa- 
kei notwendig ist, so können wir nichts mehr tun, um ihn aufzuhal- 
ten, außer Krieg.” (DBFP, III, 4, Nr. 230 — Gramls Zitat wird hier 
in weiter verkürzter Form wiedergegeben.) 

Hoggan faßt den Sinn des Roberts-Memorandums mit folgenden 
Worten zusammen: „Man betrachtete den Marsch nach Prag als 
logischen Schritt Hitlers, um der gegenwärtigen Krise zu begegnen. 
Man hat beinahe das Gefühl, als meinte der Autor, wenn er Hitler 
wäre, würde er nach Prag marschieren. Ferner ist zu beachten, daß 
das Memorandum abgefaßt wurde, bevor auch nur die leiseste An- 
deutung dafür vorhanden war, daß Hitler mehr tun würde, als die 
Slowaken zu ermutigen.” 

Roberts stellt die slowakische Krise als einen Vorwand für deut- 
sche Interventionen dar; Hoggan sieht in ihr die logische Notwen- 
digkeit für den Marsch nach Prag und legt diese Auffassung Ro- 
berts in den Mund. 

In der NZ zitiert Hoggan zunächst den Inhalt des Roberts-Me- 
morandums richtig: „Die bereits ausgebrochene Krise in der Slowa- 
kei wird vom Verfasser als Vorwand für eine deutsche Interven- 
tion, genauer für einen Marsch nach Prag und die Zerschlagung des 
Reststaates angesehen.” Dann aber: „Hoggan bestreitet den Zu- 
sammenhang und beruft sich seinerseits auf das vorliegende Doku- 
ment, während Glaser sich der Deutung Gramls anschließt.” Es 
wird dem Leser überlassen, zu entziffern, was diese Erklärung 
eigentlich bedeuten soll. 

Punkt Nr. 16: Hier geht es um die Wiedergabe von Gesprächen, 
die der rumänische Gesandte, Virgil Tilea, am 14. März 1939 mit 
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Lord Halifax sowie mit einem Sir O. Sargent des Foreign Office 
führte. In der DWZ behauptet Hoggan, daß zwischen dem Text 
und den Quellen (DBFP, III, 4, Nr. 297 bzw. 298) „keine Meinungs- 
verschiedenheit bestehe”. Bezüglich der Auswahl von Themen mag 
dies wohl der Fall sein. In der Frage aber, wie diese Themen behan- 
delt werden, bestehen erhebliche Unterschiede. 

Tilea äußerte Halifax gegenüber seine persönliche Hoffnung, 
„daß seiner Majestät Regierung Deutschlands erfolgreiches Manö- 
ver nicht schweigend dulden werde. Er anerkannte zwar, daß wir 
nichts tun können, um es zu verhindern oder rückgängig zu machen, 
meinte aber, wenn wir nicht einmal irgendeine Geste machten, so 
wäre die Wirkung für unser Prestige in ganz Mitteleuropa und auf 
dem Balkan katastrophal...” Tilea schlug zwei konkrete Maßnah- 
men vor: das Absagen von geplanten Handelsgesprächen in Berlin 
und eine Verschiebung der Anerkennung einer unabhängigen Slo- 
wakei. Halifax, der dem britischen Gesandten in Bukarest dieses 
Gespräch mitteilte, nahm diese Vorschläge ohne Stellungnahme zur 
Kenntnis. Hoggan zufolge sagte Tilea zu Halifax am 14. März 1939, 
„er würde ein feindliches Vorgehen Englands gegen die erwartete 
deutsche Besetzung Prags begrüßen. Erfreut nahm er zur Kenntnis 
(im Englischen: He was pleased — Er freute sich), daß die Briten 
sich insgeheim vor dem Höhepunkt der Tschechenkrise entschieden 
hätten, eine zur Aufnahme von Handelsgesprächen geplante Mis- 
sion in Deutschland fallen zu lassen.” Von einem solchen vorheri- 
gen Beschluß ist bei Halifax keine Rede. 

Anschließend schlug Tilea vor, die britischen Gesandtschaften in 
Rumänien, Jugoslawien und Griechenland zu Botschaften zu er- 
heben. Halifax versprach, die Anregung zu prüfen, lenkte aber seine 
Aufmerksamkeit auf die „mannigfachen Schwierigkeiten”, die der 
Erhebung einer Gesandtschaft zur Botschaft im Wege stünden. Tileas 
an Sir O. Sargent vorgetragener Wunsch nach einer Rüstungs- 
anleihe wurde mit der Bemerkung quittiert, diese werfe Fragen der 
großen Politik auf und erfordere zur Verwirklichung einen parla- 
mentarischen Beschluß. Sargent versprach, dem Außenminister das 
Anliegen vorzutragen, „doch habe ich ihm tatsächlich keine Antwort 
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zugesagt.” Hoggan zufolge versicherten die Briten Tilea „ihrer Ge- 
neigtheit, die Anleihe zu gewähren, und die britische Gesandtschaft 
in Bukarest zur Botschaft zu erheben.” 

In der NZ beruft sich Hoggan auf die politischen Absichten Tileas, 
erwähnt aber keine Fakten oder Quellen, die seine Lesart der Tilea- 
Halifax- oder Tilea-Sargent-Gespräche bekräftigen. 

Punkt Nr. 17: In einer Weisung des Führers vom 25. März 1939 
an den Oberbefehlshaber des Heeres (ADAP, D, VI, Nr. 99) heißt 
es: „Vorläufig beabsichtigt der Führer nicht, die poln(ische) Frage 
zu lösen. Sie soll nun aber bearbeitet werden ...” Hoggans Wieder- 
gabe: „Nochmals lehnte es Hitler ab, daß Brauchitsch militärische 
Maßnahmen für einen möglichen deutsch-polnischen Krieg treffe...” 
(auf englisch: „Hitler again refused to permit Brauchitsch to prepare 
military plans for a possible German-Polish War.”) Das heißt: er 
verweigerte Brauchitsch die Genehmigung, Pläne für einen mög- 
lichen deutsch-polnischen Krieg vorzubereiten. Im Hogganschen 
Originaltext habe also Hitler dem Oberbefehlshaber eine engere 
Beschränkung auferlegt als in der Grabertschen Übersetzung zu 
lesen ist. 

In der DWZ bezeichnete Hoggan den Einwand Gramils als gegen- 
standslos. „Hitlers Äußerung .....”, schreibt er, „ist nur ein auswei- 
chender Gemeinplatz. ‚Bearbeitet von wem? Es gab keine Direk- 
tive und das blieb so bis zum 3. April 1939, der Zeit nach der briti- 
schen Garantie.” 

Die Direktive vom 3. April (a. a. O., Nr. 149) enthält aber als 
Teil II den „Fall Weiß”, d. h. den strategischen Plan für einen An- 
griff auf Polen, vorbehaltlich der späteren Unterschrift des Führers. 
Dieser Plan, der in der Dokumentensammlung als Anhang zu 
Nr. 185, der Führer-Direktive vom ı1. April 1939 zum Abdruck 
gelangt, ist eine dreiseitige, offensichtlich sorgfältig ausgearbeitete 
Denkschrift, deren Einzelheiten unter den folgenden Rubriken ein- 
gegliedert werden (von der englischen Ausgabe übersetzt): 

1. Politische Erfordernisse und Zielsetzungen 
2. Militärische Schlußfolgerungen 
3. Aufgaben der Wehrmacht 
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4. Aufgaben für die Waffengattungen der Wehrmacht 
a) Armee 
b) Kriegsmarine 
c) Luftwaffe 

Wer in einem militärischen Hauptquartier Dienst geleistet hat, 
weiß, daß umfassende strategische Direktiven dieser Art nicht von 
heute auf morgen zusammengewürfelt werden. Vielmehr sind sie 
stets das Ergebnis eingehender Beratungen von Vertretern der be- 
teiligten militärischen und zivilen Ämter, zu denen in diesem Fall 
neben den zuständigen Wehrmachtsstellen wenigstens das Aus- 
wärtige Amt und die Reichskanzlei gehören mußten. 

Es ist offensichtlich, daß Hitlers „Sie sollen nun aber bearbeitet 
werden” kein ausweichender Gemeinplatz, sondern ein Befehl war, 
der im Laufe der nächsten Tage ausgeführt wurde. Obwohl Hoggan 
nach Lektüre des Entwurfs seinen Irrtum eingesehen hat, liegt hier 
ein Fall grober Fahrlässigkeit im Gebrauch der Dokumentation vor. 

Punkt Nr. 18: In einer Mitteilung des 28. März 1939 an den 
Secretary of State (FR/USA 1938, IL, 650), schrieb der amerikani- 
sche Botschafter in Warschau, Mr. Biddle, daß seiner Ansicht nach 
die Hoffnungslosigkeit der mittel- und osteuropäischen Juden „eine 
potentielle Kraft gegen den Frieden” darstelle, da sie zu der Auf- 
fassung gelangen könnten, daß ein Krieg „geeignet sein könnte, 
die Aufmerksamkeit von ihnen abzulenken und ... eine Neuver- 
teilung notwendig zu machen”. Hoggan zitiert Biddle in dem Sinne, 
„daß viele polnische Juden einen neuen europäischen Krieg begrü- 
ßen würden. Die Zerstörung des neuen polnischen Staates würde 
unter Umständen die Verhältnisse für die Juden bessern, und viele 
von ihnen hielten die Sowjetunion im Vergleich zu Polen für ein 
wahres Paradies.” 

Im ersten Satz scheint Hoggan das Urteil Biddles zu übertreiben. 
Bei gleichzeitiger Lektüre des Dokuments ist der zweite Satz offen- 
sichtlich eine eingefügte Bemerkung Hoggans, der sich besser klarer 
ausgedrückt und eine weitere Quelle für die durchaus plausible An- 
gabe ostjüdischer Gesinnung angeführt hätte. Da aber Hoggan im 
nächsten Satz Mr. Biddle in indirekter Rede weitersprechen läßt (er 
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fügte hinzu...), müßte der normale Leser annehmen, der einge- 
fügte Satz sei Biddles und nicht Hoggans. In der NZ weist Hoggan 
aber die gegen seine Darstellung gerichtete Kritik zurück. 

Punkt Nr. 19: In einem Telegramm des 30. März 1939 an Sir 
Howard Kennard (DBFP, III, 4, Nr. 571), erwähnt Halifax einen 
unbestätigten, durch den amerikanischen Botschafter in London 
weitergeleiteten Bericht, wonach u. a. Ribbentrop auf unmittelbare 
Aktion gegen Polen dränge. Wie Kennard vom amerikanischen 
Botschafter in Warschau erfuhr, stamme diese Information von 
einem für verläßlich gehaltenen deutschen Journalisten (a. a. O., 
Nr. 577). Die von Graml zitierte Darstellung Hoggans lautet: „Am 
30. März 1939 kabelte er (Lord Halifax) an Kennard, am folgenden 
Tag werde im britischen Unterhaus eine Garantie an Polen be- 
kanntgegeben..... Dabei versuchte er, Präsident Roosevelt für 
seine außergewöhnliche Ungeduld verantwortlich zu machen. Etwas 
ironisch teilte er Kennard mit, die amerikanische Botschaft habe ihn 
mit Behauptungen bombardiert, Ribbentrop dränge Hitler, in Polen 
einzumarschieren, bevor die Briten sich in irgendeiner Form fest- 
gelegt hätten. ... Präsident Roosevelt und die Vereinigten Staaten 
würden Großbritannien die Feindschaft ansagen, falls es gegen 
Deutschland keinen Krieg führe.” 

Aus der Übermittlung eines unbestätigten Berichtes für Infor- 
mationszwecke ein Bombardement zu machen, ist sicherlich eine 
Übertreibung. Dagegen ist es unklar, ob sich der zweite Satz des 
Zitats auf das zitierte Telegramm oder auf ein vorhergehendes be- 
zieht, welches die Bekanntgebung der Garantie ankündigte. Der 
letzte Satz ist aus dem folgenden Absatz genommen und hat mit 
Halifaxs Mitteilung an Kennard nichts zu tun; er beschreibt ein da- 
mals von Halifax allgemein verwendetes Argument. 

Es liegt in diesem Fall ein unbestreitbarer, aber nicht schwerwie- 
gender Fehler Hoggans vor. Dagegen hat Graml irrelevantes Ma- 
terial in sein Zitat eingefügt. 

Punkt Nr. 20: Dieser Punkt bezieht sich auf ein Interview des 
im Sonderauftrag nach England gesandten Legationsrates Adam 
von Trott zu Solz mit Premierminister Neville Chamberlain am 
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8. Juni 1939. Der von Graml zitierte Teil von Hoggans Darstellung 
liest sich wie folgt: „Am 8. Juni 1939 sprach Trott mit Premiermini- 
ster Chamberlain...., Chamberlain vertraute ihm an, die Gewäh- 
rung der britischen Garantie an Polen am 31. März 1939 gefalle ihm 
persönlich keineswegs. Er erweckte damit den Eindruck, als sei 
Halifax der Alleinverantwortliche für die britische Politik, und er 
überlasse alles resigniert dem Lauf der Dinge.“ 

Als „Beweis“ des Mißbrauches der Dokumentation zitiert Graml 
nur einen einzigen Satz aus dem Bericht Trotts zu Solz (ADAP, D, 
6, Nr. 497), und zwar die Bemerkung des Premierministers: „Glau- 
ben Sie, daß ich diese Verpflichtungen (gegenüber Polen) gern ein- 
gehe? Herr Hitler zwingt mich zu ihnen.” 

Im englischen Text heißt jedoch der zweite von Graml zitierte 
Satz Hoggans: „Chamberlain confided that the extension of the 
British guarantee to Poland on March 31, 1939, had been personally 
displeasing to him, although he blamed Hitler for this British 
move.” Dementsprechend müßte die deutsche Übersetzung heißen: 
„Chamberlain vertraute ihm an, daß die Gewährung der britischen 
Garantie... ihm persönlich mißfallen hatte, obwohl er die Schuld 
für diesen britischen Schritt auf Hitler schob.” Damit wird Gramls 
Einwand hinfällig, da sich die Wiedergabe genau mit der Original- 
quelle deckt. 

Da Graml sein Zitat offensichtlich der polemischen Wirkung hal- 
ber gewählt hat, konzentriert er seine Aufmerksamkeit auf einen 
zuerst von Gerhard L. Weinberg in der American Historical Review 
erwähnten Irrtum (Besprechung von Der erzwungene Krieg, Vol. 
68, Nr. 1, Oktober 1962, SS. 104-065), der sich als Übersetzungs- 
fehler entpuppte, wobei er einen viel wichtigeren Fehler Hoggans 
übersieht. In seinem Antwortschreiben auf die Besprechung Wein- 
bergs hatte Hoggan den von Weinberg sowie später von Graml zi- 
tierten Schluß, „Er erweckte damit den Eindruck, als sei Halifax der 
allein Verantwortliche für die britische Politik...“ damit gerecht- 
fertigt, daß sich diese auf den Trott-Bericht als Ganzen beziehe. 
Gerade dieser Schluß wird aber durch eine Lektüre des ganzen Do- 
kuments kaum bestätigt. Nach seiner Beschreibung eines Wochen- 
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endes in Cliveden, welche Hoggan sachgemäß wiedergibt, folgert 
der Legationsrat (hier aus der englischen Ausgabe übersetzt): „Von 
den Unterhaltungen zu Clivedon (sic) bekam ich den Eindruck, daß, 
trotz der Wichtigkeit der Stimme Lord Lothians in der Beeinflus- 
sung des Kabinetts, Chamberlain noch das entscheidende Wort zu 
reden hat, trotz der Kritik einer gewissen Hartnäckigkeit und Eng- 
stirnigkeit (obstinacy and narrowmindedness) seinerseits.“ 

Wie Trott seine Unterhaltung mit Chamberlain beschreibt, er- 
weckte der Premierminister keineswegs den Eindruck der Resi- 
gniertheit. Obwohl das britische Volk durch Hitlers Vorgang in 
Prag „leidenschaftlich bewegt” sei, würden deutsche Maßnahmen 
für die Wiederherstellung des Vertrauens ihn (Chamberlain) wie- 
der in die Lage versetzen, eine Politik des Entgegenkommens zu 
befürworten. An keiner Stelle werden Bemerkungen Chamberlains 
berichtet, aus denen zu lesen ist, daß die britische Politik nunmehr 
ausschließlich durch Lord Halifax bestimmt werde. 

Wie im Entwurf festgestellt wurde, hat Hoggan nach Meinung 
des Verfassers einen schweren Fehler in der Zusammenfassung des 
Trott-Berichts begangen. Dagegen hat Graml wenig zur Klärung 
der Sachlage beigetragen. Der Stil seiner Gegenüberstellung ist eher 
polemisch als wissenschaftlich, mit der Folge, daß er an einem Über- 
setzungsfehler hängen bleibt. Da der Fall als Beweis „vorsätzlicher 
Fälschung” angeführt wird, muß für unsere Betrachtung die eng- 
lische Version maßgebend sein. 

Punkt Nr. 21: Wie Hoggan darlegt, verursachte Hitlers Zurück- 
nahme seines ersten Angriffsbefehls gegen Polen Bestürzung in der 
deutschen Wehrmacht. „Einer der deutschen Generale wurde am 
Abend des 25. August 1939 zur Wilhelmstraße entsandt, um sich 
entrüstet zu erkundigen, warum man die Soldaten in Marsch ge- 
setzt habe, wenn man die Differenzen mit Polen auf diplomatischem 
Wege beizulegen beabsichtigt.” Obwohl die Frage zulässig ist, war- 
um der General zum Auswärtigen Amt und nicht zur Reichskanzlei 
entsandt wurde, scheint die Begebenheit im Gesamtzusammenhang 
plausibel: auch nutzlose Gesten haben ihre psychologischen Gründe. 

Für die eben dargestellte Episode bringt Hoggan keine spezifische 
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Dokumentation, wohl aber einen Hinweis auf eine Aufzeichnung 
von Dr. Paul Schmidt, der den Abend des 25. August in der Reichs- 
kanzlei verbracht hatte. Schmidt erwähnt ein Gespräch mit einem 
Major, der sich mit anderen Offizieren in der Halle außerhalb Hit- 
lers Arbeitszimmer aufhielt (Statist auf diplomatischer Bühne, 
1923—1945, Bonn, Athenäum-Verlag, 1949, SS. 453 £.). Der Ver- 
fasser glaubte, es handelte sich um zwei verschiedene Begebenhei- 
ten; daß Hoggan die Darstellung Schmidts als zusätzliche Einzelheit 
herangezogen hätte. Graml stellt die Schmidtsche Aufzeichnung der 
zuerst zitierten Darstellung Hoggans gegenüber. Dies vermittelt 
den Eindruck, daß Hoggan den Major in der Reichskanzlei zu einem 
General in der Wilhelmstraße umgewandelt habe. 

Überraschenderweise gestand Hoggan diesen Punkt Graml zu. 
Es gebe, schrieb er an den Verfasser, einen Widerspruch der Quel- 
len (die er nicht erwähnte) bezüglich des Dienstgrades des Offiziers, 
der nunmehr „einer der deutschen Offiziere” statt „einer der deut- 
schen Generale” heißen soll. Dementsprechend mußte es sich um 
einen Offizier handeln, dessen Auftrag allerdings unklar bleibt. 

In der NZ zitierte Hoggan seine eigene und dann Schmidts Dar- 
stellung, die mit den Worten „Graml zitiert” eingeführt wird; ver- 
mutlich wird der Leser der NZ nicht wissen, daß Hoggan selbst 
Schmidt zitiert hat. „Damit”, schreibt Hoggan weiter, „will Graml 
den Eindruck erwecken, als ob Hoggan den Major in einen General 
verwandelt habe. Nach Glaser handelt es sich offenbar um zwei ver- 
schiedene Begebenheiten, die nichts miteinander zu tun haben. Gla- 
ser gibt diesen Punkt an Hoggan, dieser selbst aber teilt ihn Graml 
zu.” Wir wissen aber immer noch nicht, ob es sich um eine oder 
zwei Vorfälle handelt. Der Ort, die Akteure, und die Natur der 
Handlung bleiben ebenfalls in der Schwebe. 

Punkt Nr. 22: Hier geht es um Hoggans Zusammenfassung der 
Unterhaltung zwischen Lord Halifax und dem polnischen Botschaf- 
ter, Graf Raczynski, nach der Unterzeichnung des englisch-polni- 
schen Beistandspaktes am 25. August 1939. Der Inhalt dieses Ge- 
spräches wurde dem britischen Botschafter in Warschau, Sir Howard 
Kennard, in einem längeren Telegramm des britischen Außenmini- 


154 


sters (DBFP, III, 7, Nr. 309) mitgeteilt, welches Hoggan in einem 
Absatz zusammenfaßt. 

Hoggan läßt Halifax seinem Botschafter mitteilen, Raczynski sei 
während der Unterzeichnung des Paktes „sehr standhaft” („very 
firm”) gewesen. Wie Graml den Verfasser aufmerksam gemacht 
hat, befindet sich dieser Ausdruck, den Hoggan als direktes Zitat 
bringt, nicht im Text des Telegramms. Abgesehen von diesem Lap- 
sus gibt Hoggan die wesentlichen Punkte des Gespräches sachgemäß 
wieder. Der Botschafter spricht, z. B. von „einigen Schießereien auf 
polnischem Territorium”, die „von einer Art von Freiwilligen im 
Stile der Freikorps verursacht wurden...” Bei Hoggan habe der 
Botschafter „seine Besorgnis über eine angebliche ‚Art von Frei- 
korps’ im deutschen Schlesien zum Ausdruck gebracht, die anschei- 
nend Raubzüge in Polen unternehmen.” Dem Telegramm zufolge 
riet der britische Außenminister der polnischen Regierung Skepsis 
in Bezug auf etwaige Versicherungen Hitlers an. In der Lage der 
polnischen Regierung würde Halifax „es daher für unmöglich hal- 
ten, Modifikationen des Danziger Statuts zu diskutieren, wenn ich 
nicht hinreichend sicher sein könnte, daß meine vitalen Interessen 
angemessen anerkannt und durch irgendeine Form internationaler 
Garantie gesichert wurden. ... sollte aber andererseits etwas der- 
artiges erreichbar sein, so meinte ich, daß die polnische Regierung 
einen großen Fehler machen würde, nähme sie eine Haltung ein, 
die Erörterungen über friedliche Veränderungen des Danziger Sta- 
tuts ausschlössen ...“ Der Botschafter, fährt das Telegramm fort, 
„schien diese Ansichten nicht für unrichtig zu halten, sagte aber, 
daß es natürlich unmöglich sei, zu wissen, was Herrn Hitlers Politik 
angesichts eines starken Widerstandes sein würde, dem er bei sei- 
nen früheren Unternehmungen nicht begegnet sei. Aus diesem 
Grunde denke er, daß man vieles dafür sagen könne, eine unbeug- 
same Haltung einzunehmen. Er sei in dieser Auffassung durch die 
Tatsache gestützt, daß es bis jetzt noch kein Anzeichen von deut- 
scher Seite für den Wunsch nach einem Kompromiß gebe.” Bei Hog- 
gan: „Halifax... versuchte vorsichtig, Raczynskis Reaktion auf 
den Vorschlag zu ermitteln, das Polen gar nicht gehörende Danzig 
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im Austausch gegen eine internationale Garantie der polnischen 
Grenzen abzutreten. Voller Genugtuung teilte er Kennard mit, Ra- 
czynski habe diesen Gedanken höhnisch von sich gewiesen und 
darauf bestanden, daß die Alliierten sich ausschließlich darauf kon- 
zentrieren sollten, bei ihrer ‚unbeugsamen Haltung’ gegenüber 
Deutschland zu bleiben.“ 

Neben dem „sehr-standhaft”-Zitat beanstandet Graml den Ge- 
brauch der Wendungen „voller Genugtuung” sowie „höhnisch”, da 
von Genugtuung bzw. Hohn im Text des Telegramms nichts zu 
lesen ist. Diese sind aber künstlerische Floskeln: wie mancher 
andere Schriftsteller versucht Hoggan, aus der Dokumentation die 
Atmosphäre einer Begebenheit herauszulesen. Verglichen mit dem 
Impressionismus, z.B. eines William Shirer oder einer Barbara 
Tuchmann, ist Hoggan fast bescheiden in dieser Beziehung. 

Punkt Nr. 23: Hier geht es um Hoggans Wiedergabe von Tele- 
grammen des 26. und 28. August 1939 vom amerikanischen Bot- 
schafter in Warschau, Mr. Biddle, an das State Department. In dem 
ersten zitiert der Botschafter die Ansicht Becks und seiner Mitarbei- 
ter, daß die von Deutschland provozierten Zwischenfälle „bereits 
einen ausreichenden Grund für Polen dargestellt hätten, Krieg zu 
führen.” Polen habe sich jedoch bemüht, den Krieg zu verhindern. 
In dem zweiten Telegramm spricht Biddle von der Möglichkeit, daß 
„die Festigkeit und Beständigkeit der Anti-Aggressionsfront sowie 
andere Kräfte” Hitler zum Schwanken bringen könnten, sowie „daß 
die Anti-Aggressionsfront ... vielleicht sogar Abrüstung usw. for- 
dern wird, in einer Reihe von Schritten, die praktisch auf Ultimaten 
hinauslaufen können, jedoch in Formeln gekleidet wären, die ge- 
nügend diskret sind, um Hitlers Gesicht zu wahren (FR/USA, 1939, 
1, S. 378). 

Diese Mitteilungen werden von Hoggan folgenderweise wieder- 
gegeben: „Beck versicherte dem amerikanischen Botschafter Biddle 
am 25. August 1939 kurz vor Mitternacht, daß der Krieg zwischen 
Polen und Deutschland unvermeidlich sei. Nach seiner Überzeu- 
gung besitze Polen eine angemessene Rechtsgrundlage für eine 
Kriegserklärung an Deutschland, falls die Deutschen es unterließen, 
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in den nächsten Tagen die Initiative gegen Polen zu ergreifen... 
Botschafter Biddle war von der aggressiven Haltung Becks stark 
beeindruckt. Er prophezeite Roosevelt, Polen würde Deutschland 
eine Reihe von Ultimaten stellen, wenn Hitler sich in dem Danziger 
Streit beuge.” 

Die Behauptung Hoggans, daß am Abend des 25. August Beck 
den Krieg als „unvermeidlich“ bezeichnet habe, wird durch das Do- 
kument nicht bestätigt. Nirgendwo lesen wir in der Quelle, daß 
Beck die Möglichkeit einer polnischen Kriegserklärung an Deutsch- 
land erörtert hat. Ebenfalls wird die Vorstellung von polnischen 
„Ultimaten” keineswegs durch Biddles etwas nebelhafte Erörterung 
der möglichen Schritte der „Anti-Aggressionsfront” bekräftigt. 

Punkt Nr. 24: Hier beanstandet Graml Hoggans Wiedergabe 
eines Berichtes von Sir Eric Phipps, dem britischen Botschafter in 
Paris, über ein Gespräch mit dem Premierminister Daladier am 
26. August 1939. In der Quelle (DBFP, IIL, 7, Nr. 343, hier vom 
Verfasser aus dem Englischen übersetzt) heißt es u. a.: „M. Dala- 
dier bittet mich, ihnen und dem Premierminister zu sagen, daß er 
mit ihnen völlig und herzlich über die Politik übereinstimmt, der 
im Fall deutscher Aggression gegen Polen zu folgen ist. 

Ich sagte ihm, daß wir, wenn wir in diesem Fall unsere Verpflich- 
tungen zu erfüllen versäumten, später doch gegen Deutschland 
kämpfen müßten, entehrt und ohne Freunde, mit dem (heute über 
Deutschland verärgerten) Japan wahrscheinlich auf der Gegenseite, 
und mit einem uns verachtenden Amerika. M. Daladier stimmte von 
Herzen zu. 

Daladier teilte mir seine Absicht mit, Hitlers mündliche Mittei- 
lung an den französischen Botschafter gestern nachmittag mit einer 
scharfen Erwiderung (une r&ponse en termes energiques) zu beant- 
worten...” 

Dieser Inhalt wird von Hoggan mit fogendem Wortlaut wieder- 
gegeben: „Der britische Botschafter Phipps gab zu, Daladier hege 
in wachsendem Maße Zweifel, ob Polen zu unterstützen sei, doch 
behauptete der Botschafter dann, seinem energischem Eingreifen 
zufolge habe der französische Premier sich davon zurückgehalten, 
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seine Entrüstung über die Polen öffentlich zum Ausdruck zu brin- 
gen.” 

Der Bericht Phipps’ vermittelt keineswegs das von Hoggan ge- 
malte Bild eines Schwankenden, nur durch britischen Druck zu 
energischen Schritten angestachelten französischen Premiermini- 
sters. 

In derselben Passage begeht Hoggan einen weiteren Fehler, den 
Graml übersieht. „Sir Eric Phipps”, schreibt Hoggan, „konzentrierte 
all seine Aufmerksamkeit auf den stellvertretenden Ministerpräsi- 
denten Camille Chautemps in der Hoffnung, er werde dem Einfluß 
Bonnets und Daladiers entgegenwirken können. Doch mußte er 
bald zugeben, daß Chautemps eines der vielen Mitglieder des fran- 
zösischen Kabinetts war, ‚das weniger dazu neigte, den Polen mit 
Waffengewalt beizustehen‘.” In der Quelle, einem Bericht von Sir 
Eric Phipps an Lord Halifax (DBFP, III, 7, Nr. 346, aus der eng- 
lischen Ausgabe vom Verfasser übersetzt) heißt es aber: „Heute 
nachmittag lud ich den Herrn stellvertretenden Ministerpräsiden- 
ten zum Tee ein. Ich hatte gehört, er sei eines der Mitglieder des 
Kabinetts, das weniger dazu neigte, Polen mit Waffengewalt bei- 
zustehen, und ich war begierig, seine Ansichten in dieser Frage fest- 
zustellen.” Trotz der „flüssigen Persönlichkeit von Monsieur Chau- 
temps”, berichtete der Botschafter, „stimmte er mit mir klar über- 
ein..., daßGroßbritannien und Frankreich der festen Verpflichtung 
unterlagen, Polen im Falle eines Angriffs von Hitler zur Hilfe zu 
eilen.“ Der Eindruck, den Botschafter Phipps von seiner Unterhal- 
tung mit Monsieur Chautemps gewann, „erweckt in mir nicht die 
Erwartung, daß er im Endeffekt irgendeine Linie einschlagen wird, 
die zu der Monsieur Daladiers und der Mehrheit des Kabinetts im 
Widerspruch steht.” 

Hoggan hat also Phipps’ Bericht über sein Gespräch mit Chau- 
temps genau im verkehrten Sinne wiedergegeben. 

In seiner brieflichen Stellungnahme zum Entwurf gesteht Hoggan 
„aus technischen Gründen” den Punkt Graml zu und kündigt eine 
Korrektur an. Die Feststellung, „Daladier hegte in wachsendem 
Maße Zweifel, ob Polen zu unterstützen sei”, soll nunmehr als eine 
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Äußerung von Hoggan, nicht von Phipps erscheinen. Die Notwen- 
digkeit weiterer Berichtigungen, besonders in der Chautemps-Ange- 
legenheit, sieht er nicht ein. 

Punkt Nr. 25: Hier handelt es sich um die Stellungnahme Becks 
zu gewissen Vorschlägen für einen deutsch-polnischen Bevölke- 
rungsaustausch sowie für die Entsendung neutraler Beobachter. In 
dem von Graml angeführten Dokument (DBFP, Ill, 7, Nr. 372) be- 
richtet Kennard über seine diesbezüglichen Gespräche mit Oberst 
Beck. „Was den ersten Punkt betrifft, so sagte Beck, daß er prinzi- 
piell nichts dagegen einzuwenden habe... Hinsichtlich der Frage 
neutraler Beobachter habe er erneut den Ministerpräsidenten kon- 
sultiert, würde mich aber noch im Laufe des Tages seine Entschei- 
dung wissen lassen.” Den Vorschlag Kennards, den Papst zu infor- 
mieren, daß er bereit sei, einen Bevölkerungsaustausch und auch 
die Verwendung neutraler Beobachter in Erwägung zu ziehen, da- 
mit Seine Heiligkeit diese Vorschläge an Deutschland weiterleite, 
schien der polnische Außenminister „günstig aufzunehmen und 
versprach, er werde es sofort überdenken... .” 

Hoggans Wiedergabe dieser Mitteilung liest sich wie folgt (Seite 
696): „Kennard setzte hinzu, Beck lehne es ab, die Minderheiten- 
frage zu erörtern, und wünsche keine neutralen Beobachter der Ver- 
hältnisse in Polen. Er persönlich sei sehr zufrieden mit dem Stand- 
punkt, den der polnische Außenminister in diesen wichtigen Fragen 
einnehme.” 

In der DWZ machte Hoggan geltend, daß Graml „den letzten 
Satz des Abschnittes aus dem Zusammenhang gerissen” habe, „da 
dieser offensichtlich eine ganze Reihe von Vorgängen zusammen- 
faßt.” Es geht aber nicht um den letzten, sondern um den ersten 
Satz, der die Behauptung enthält, daß Beck Verhandlungen über 
einen Bevölkerungsaustausch und neutrale Beobachter weiterhin 
kategorisch ablehne. War dies bisher der Fall, so weist der hier in 
Frage stehende Bericht Kennards auf eine Schwächung des polni- 
schen Standpunkts hin. Die sonstigen von Hoggan angeführten 
Dokumente (DBFP, II, 7, Nr. 357, 365, 367 und 371) ändern den 
durch Nummer 372 vermittelten Eindruck nicht. Lediglich Nr. 390 
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deutet auf einen gewissen Skeptizismus seitens Lord Halifax’, der 
nichtsdestoweniger meint, man sollte der Form halber verhandeln 
(„go trough the motions“”). 

In seinem Brief an den Verfasser gesteht Hoggan die Richtigkeit 
der Gramlschen Kritik ein. Statt „Kennard setzte hinzu...” soll es 
nunmehr heißen: „Der Bericht Kennards zeigt, daß bezüglich des 
Austausches von Minderheiten und der Anwesenheit neutraler Be- 
obachter in Polen Beck eine liebenswürdige Unbestimmtheit an den 
Tag legte.” (,... Beck was being pleasantly evasive...”) Inder NZ 
beschreibt Hoggan aber den eigentlichen Inhalt des Dokuments als 
eine „Interpretation” Gramls und Glasers, dem er seine eigene (ur- 
sprüngliche) Interpretation gegenüberstellt. Von der Notwendigkeit 
einer Korrektur ist dort gar nicht die Rede. 

Punkt Nr. 26: Dieser Punkt, dessen Inhalt eine Schlüsselrolle in 
der Hogganschen Darstellung des Kriegsausbruches spielt, befaßt 
sich mit der Frage, ob am 28. August 1939 die britische Regierung 
eine ernste Demarche in Warschau zugunsten polnisch-deutscher 
Verhandlungen veranstaltete. 

Der von Hoggan zitierten und von Graml angeführten britischen 
Quelle zufolge, teilte Lord Halifax am 28. August 1939 Sir Howard 
Kennard die Hoffnung Seiner Majestät Regierung mit, „daß... 
die polnische Regierung sie autorisieren wird, die deutsche Regie- 
rung zu informieren, Polen sei bereit, sofort in direkte Gespräche 
mit Deutschland einzutreten. Bitte, bemühen Sie sich darum, un- 
verzüglich Herrn Beck zu sprechen, und teilen Sie seine Antwort 
telefonisch mit...” (DBFP, III, 7, Nr. 411). 

Am selben Tag antwortete Kennard: „Oberst Beck ist für die 
vorgesehene Antwort an Herrn Hitler außerordentlich dankbar und 
autorisiert Seiner Majestät Regierung, die deutsche Regierung zu 
informieren, daß Polen bereit ist, sofort in direkte Gespräche mit 
Deutschland einzutreten .....” (DBFP, III, 7, Nr. 420). 

Hoggans Darstellung, die hier etwas ausführlicher zitiert wird als 
Graml es getan hat, ist folgende: „Endlich am 28. August, um 
2 Uhr nachmittags, kabelte Halifax an Kennard, der polnischen 
Antwort an Roosevelt sei zu entnehmen, daß die Polen bereit seien, 
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mit Deutschland direkt zu verhandeln. Dazu ließ er Kennard, den 
Gegner weiterer deutsch-polnischer Gespräche, wissen, Großbri- 
tannien erwarte natürlich, daß Polen sich entsprechend verhielte. 
Kennard war entschlossen, einem möglichen Druck Englands auf 
Polen zuvorzukommen, indem er nonchalant und ohne sich auf Tat- 
sachen berufen zu können, noch am gleichen Nachmittag antwor- 
tete, Beck sei durchaus bereit, die Verhandlungen mit den Deut- 
schen sofort aufzunehmen. Das Fehlen aller Einzelheiten über 
besondere Vorschläge für eine Regelung ließ Halifax deutlich er- 
kennen, daß keine britische Demarche in Warschau stattgefunden 
hatte... Die polnische Regierung hatte am 28. August keine neue 
politische Erklärung von Bedeutung abgegeben und Beck äußerte 
hinterher, daß der erste direkte Appell zur Wiederaufnahme der 
Verhandlungen mit den Deutschen viel später von Lipski aus Berlin 
gekommen sei. Halifax hat nicht ein einziges Mal ernsthaft ver- 
sucht, Kennard zu einer echten Demarche in Warschau zugunsten 
von Verhandlungen zu veranlassen.” 

Daß keine echte Demarche am 28. August in Warschau stattge- 
funden habe, liegt durchaus im Rahmen des möglichen. Da aber die 
veröffentlichte Dokumentation Beweismaterial prima facie für eine 
solche Demarche bildet, obliegt es dem Historiker, der das Gegen- 
teil beweisen will, auf Gegenzeugnisse hinzuweisen und, falls diese 
unbekannt oder esoterisch sind, sie seinen Lesern durch ausführ- 
liche Zitate zugänglich zu machen. Die hierfür notwendige Gegen- 
dokumentation ist bei Hoggan nicht vorhanden. 

Die hier in Frage stehende Episode wird von Oberst Beck in sei- 
nem Dernier Rapport folgenderweise beschrieben (vom Verfasser 
aus dem Französischen übersetzt): „Der Versuch Englands, zwi- 
schen uns und Deutschland zu vermitteln, war der wichtigste, dem 
wir unsere größte Aufmerksamkeit widmeten. Als sie diesen Ver- 
mittlungsversuch unternahmen, ließen die Engländer Deutschland 
mit großer Ernsthaftigkeit wissen, daß sie endgültig entschlossen 
(definitivement r&solus) waren, in den Krieg zu ziehen im Falle 
eines Angriffs auf Polen oder eines deutschen Versuches, in Danzig 
vollendete Tatsachen zu schaffen, welche die polnischen Rechte ver- 


161 


letzten. .... Ich autorisierte die britische Regierung, in Berlin zu er- 
klären, daß wir bereit waren — unabhängig vom Problem der ört- 
lichen Spannung in gewissen Bezirken — eine objektive Verhand- 
lung mit der Reichsregierung zu versuchen, eine Verhandlung, die 
natürlich zu keinen einseitigen Konzessionen unsererseits führen 
dürfte, aber mit der Absicht geführt werden sollte, zu einem ver- 
nünftigen Kompromiß zu gelangen (Dernier Rapport, Neufchätel, 
1949, 9. 212). 

Auf Seite 215 des erwähnten Buches schreibt Beck von dem durch 
Henderson und Lipski in Berlin weitergeleiteten Appell zur Wie- 
deraufnahme von Verhandlungen. Dieser, stellt er ausdrücklich 
fest, traf erst nach der vorher erwähnten Demarche und der positi- 
ven polnischen Antwort ein. 

In seinem Schreiben an den Verfasser wendet Hoggan ein, daß 
die Erklärung polnischer Handlungsbereitschaft nicht ernst gemeint 
war. Für diese Auffassung spricht das von ihm erwähnte „Fehlen 
aller Einzelheiten über besondere Vorschläge für eine Regelung“. 
Daß die Warschauer Regierung immer noch nicht zu wesentlichen 
Konzessionen bereit war, liegt auf der Hand: für Beck mußte jeder 
„vernünftige Kompromiß” auf der Aufrechterhaltung des territo- 
rialen status quo beruhen. 

Hoggan hätte mit einem hohen Grad an Glaubwürdigkeit schrei- 
ben können, daß die britische Demarch in Warschau sowie die Er- 
klärung polnischer Handlungsbereitschaft nur der Form halber ge- 
schehen seien: daß die britische und polnische Regierung „were 
going through the motions”. Dies hat er aber nicht getan. Er hat 
versucht, das Zeugnis Becks sowie die englische Dokumentation in 
Fragen der Form zu widerlegen. 

Punkt Nr. 27: In einer Mitteilung des 29. August 1939 (DBFP, 
IIL, 7, Nr. 455) berichtet Henderson über sein Gespräch mit Hitler 
am vorhergehenden Abend: „Er bezog sich auf sein großzügiges 
Angebot vom vergangenen März, sagte, daß es nicht wiederholt 
werden könne, und versicherte, daß ihn nur die Rückkehr Danzigs 
und des ganzen Korridors zusammen mit einer Grenzberichtigung 
in Schlesien... .. zufriedenstellen könne.” 
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Hoggan zufolge „gab Hitler zu, er sei schmerzlich versucht ge- 
wesen, eine Revision der unsinnigen ... oberschlesischen Grenze zu 
verlangen. Die polnische Herrschaft sei außergewöhnlich hart ge- 
wesen... Doch habe er das Schicksal mit dem Aufgreifen dieses 
Anliegens nicht herausfordern wollen, denn er weiß, daß jede Ver- 
änderung des Status quo in jenem Raum vitale polnische Wirt- 
schaftsinteressen ernstlich beeinträchtigen würde.” 

Die sonstige, von Hoggan in einer Sammelfußnote zitierte Do- 
kumentation bezieht sich auf andere Fragen. Die deutsche Notiz 
über das Hitler-Henderson-Gespräch (ADAP, D, 7, Nr. 384) ist 
sehr kurz und erwähnt die schlesische Grenzfrage überhaupt nicht. 

In seinem Schreiben an den Verfasser gesteht Hoggan seinen Irr- 
tum, den er mit folgender Änderung korrigiert wissen will: Statt 
„Doch habe er das Schicksal mit dem Aufgreifen dieses Anliegens 
nicht herausfordern wollen... .“, soll es nunmehr heißen „Hitler hat 
nicht das Schicksal mit dem Aufgreifen dieses Anliegens in seinen 
späteren Vorschlägen an Polen herausgefordert ...“ Diese Formu- 
lierung läßt es in der Schwebe, ob Hitler am Abend des 28. August 
eine Grenzberichtigung in Schlesien forderte oder nicht. 

In der NZ erwähnt Hoggan nicht die in Aussicht gestellte Kor- 
rektur, sondern schreibt von „zwei widersprüchigen Aussagen“, als 
ob das Zeugnis Hendersons, der mit Hitler das Gespräch geführt 
hatte, und die Meinung Hoggans, der den Hendersonschen Bericht 
verstümmelte, von gleicher Überzeugungskraft wären. 

Punkt Nr. 28: Als in London durch den schwedischen Vermittler 
Birger Dahlerus bekannt wurde, die Deutschen verlangten die Ent- 
sendung eines polnischen Bevollmäctigten nach Berlin, kabelte 
Lord Halifax u. a. an Henderson (DBFP, III, 7, Nr. 538): „Wir kön- 
nen der polnischen Regierung nicht raten, sich diesem Verfahren, 
das ganz unvernünftig ist, zu fügen. Könnten Sie der deutschen Re- 
gierung nicht vorschlagen, sich des normalen Verfahrens zu bedie- 
nen, wenn ihre Vorschläge fertiggestellt sind, und den polnischen 
Botschafter um eine Vorsprache zu ersuchen und ihm dabei die Vor- 
schläge zur Übermittelung nach Warschau auszuhändigen? ...” 

Graml zitiert aus Hoggans Darstellung dieser Episode wie folgt: 
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„Bevor Halifax seine alle Hoffnung zunichte machenden Instruk- 
tionen am 30. August um 6.50 Uhr abends an Henderson absandte, 
hatte er noch einen Alternativ-Vorschlag erwogen, dann jedoch ver- 
worfen. Es handelte sich um einen Rat an die Deutschen, ihre Vor- 
schläge der deutschen Botschaft in Warschau zu übermitteln... 
Doch kam er zu dem Schluß, daß dieser Vorschlag ein allzu großes 
Zugeständnis an die Deutschen sein würde. Und so wies er Hender- 
son lediglich an, Hitler mitzuteilen, Warschau übe Zurückhaltung 
und Polen verhalte sich ruhig.“ 

Obwohl der genaue Wortlaut des letzten Satzes Hoggans nicht 
in der Dokumentation zu finden ist, wird sein Inhalt bis zu einem 
gewissen Grad durch das (nicht zitierte) Dokument Nr. 543 dersel- 
ben Serie gerechtfertigt. Der Hauptteil der angeführten Darstellung 
hat aber mit den Überlegungen von Lord Halifax zu tun, bevor er 
das fragliche Telegramm abschickte. Hierüber gibt die englische 
Dokumentenserie keinen Aufschluß. Obwohl Hoggan bezüglich sei- 
ner Darstellung der Vorgänge im Foreign Office kein Fehler nach- 
gewiesen worden ist, wäre eine Dokumentierung dieser Stelle 
höchst wünschenswert. 

In seinem Kommentar zum Entwurf, der den Fall als unklar be- 
zeichnet hatte, macht Graml geltend, daß Hoggan mehr als zulässig 
vom Inhalt des Halifax-Telegramms abweicht. Erstens hat er eine 
Wendung eingefügt (,„.... Warschau übe Zurückhaltung, usw.”) die 
nicht in der Depesche steht. Zweitens läßt er einen wichtigen Punkt 
weg, nämlich den Vorschlag von Halifax, Deutschland solle sich des 
normalen (diplomatischen) Verfahrens bedienen. Dieser Einwand 
Gramls scheint zunächst einleuchtend. 

Ferner aber behauptet Graml, Halifax habe den Hoggan zufolge 
verworfenen Vorschlag doch tatsächlich Henderson in seinem Tele- 
gramm am 30. August 1939, um 6.50 Uhr abends, mitgeteilt. Dieser 
„verworfene” Vorschlag war aber die Vermittlung deutscher Ver- 
handlungsgrundlagen durch die deutsche Botschaft in Warschau. 
Was Halifax tatsächlich anregte, war die Verwendung des polni- 
schen Botschafters in Berlin. Sicherlich wußte Halifax, (1) daß Lipski 
schon in Ungnade der Warschauer Regierung gefallen war, (2) daß 
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Hitler sich schon geweigert hatte, die deutschen Verhandlungsvor- 
schläge an Lipski aushändigen zu lassen, und (3) daß Lipski niemals 
wagen würde, ohne spezifische Anweisung von Warschau die deut- 
schen Verhandlungsvorschläge in Empfang zu nehmen. Obwohl die 
britische Note vom 30. August theoretisch die Tür zu weiteren Ver- 
handlungen offenhielt, hat sie jedoch in ihrer praktischen Auswir- 
kung diese Türe zugeschlagen. 

Punkt Nr. 29: Hier geht es um die Darstellung des Ribbentrop- 
Henderson-Gespräches in der Nacht vom 30. zum 31. August 1939. 
Die zwei geläufigsten Versionen sind die von Henderson (in DBFP, 
IIL, 7, Nr. 574, sowie in seinem Buch Failure of a Missin, London / 
New York 1940, 5. 284) und von Dr. Paul Schmidt (Statist auf Di- 
plomatischer Bühne, SS. 456-460). 

Als Quelle zitiert Graml lediglich das Telegramm Hendersons. 
Hoggans Darstellung, die hier zu zitieren überflüssig erscheint, ba- 
siert offensichtlich mehr auf dem Zeugnis Schmidts. Der Haupt- 
unterschied betrifft die Frage, ob Außenminister Ribbentrop die 
sogenannten Marienwerder-Vorschläge rasch (wie bei Henderson) 
oder langsam (wie bei Schmidt) vorlas. Beide Quellen sind darüber 
einig, daß Ribbentrop auf Hitlers Anweisung die Aushändigung 
des Textes verweigerte, und daß die Stimmung des Gespräches er- 
regt war. 

In seiner Stellungnahme zum Entwurf beanstandet Graml Hog- 
gans Bezeichnung der Henderson-Version als „während des Krieges 
entstanden”, da diese im Telegramm vom 31. August 1939, dem 
Tag vor dem Kriege, ihren Ursprung hatte. Eine „Version“ einer 
Geschichte kann aber erst entstehen, wenn sie verbreitet wird, was 
erst in während des Krieges veröffentlichten Schriften (wie z. B. das 
Henderson’sche Buch von 1940) geschehen konnte. Daß Hoggan die 
Schmidt-Version als Grundlage für seine Darstellung wählt, ist 
eine berechtigte Ausübung historischer Beurteilung, besonders da 
er auf die Existenz der anderen Version ausdrücklich hinweist. 

Punkt Nr. 30: Dieser Punkt hat mit den Vorgängen nach einem 
Telefongespräch des inoffiziellen schwedischen Vermittlers Birger 
Dahlerus von Berlin mit London am 31. August 1939 zu tun, 
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welches Sir Horace Wilson mit einem undiplomatischen „Halten Sie 
den Mund!” abgeschnitten hatte. Hierzu bringt Graml lediglich ein 
kurzes Telegramm von Halifax an Herderson (DBFP, III, 7, Nr. 591) 
mit folgendem Wortlaut: „Außenminister hat den um 12.30 Uhr 
von Ihrer Botschaft durchtelefonierten Bericht erhalten. Die darin 
ausgedrückte Ansicht bezüglich einer obstruktiven Haltung der pol- 
nischen Regierung teilt er nicht.” Ohne Kenntnis des Gesamtzu- 
sammenhangs ist dieses Zitat nichtssagend. | 


Hoggans Darstellung, von welcher Graml nur die ersten drei 
Sätze zitiert, hat folgenden Wortlaut: „Um 1.00 Uhr des gleichen 
Tages (31. August 1939) distanzierte sich Halifax von dem Schritt 
Hendersons in der polnischen Botschaft in Berlin. Er teilte Hender- 
son mit, er weise die Ansicht zurück, daß die deutschen Vorschläge 
eine Grundlage für deutsch-polnische Verhandlungen böten, auch 
könne er, ‚was die widerspenstige Haltung der polnischen Regie- 
rung angehe‘, Henderson und Dahlerus nicht zustimmen. Er be- 
dauerte, Kennard angewiesen zu haben, gemeinsam mit No&l darum 
zu ersuchen, daß Lipski die deutschen Vorschläge entgegennehme. 
Es ist schwer zu begreifen, warum er sich mit dieser unbedeutenden 
Geste so aufhielt, zumal da Beck Kennard durchaus richtig ver- 
standen hatte, daß die britische Regierung keine Verhandlungen 
Polens mit Deutschland wünschte. Kennard berichtete um 3.20 Uhr 
nachmittags, die polnische Regierung unternehme Schritte, sich mit 
der Reichsregierung in Verbindung zu setzen, doch ‚wird sie nicht 
zustimmen, ein Dokument mit einer Forderung entgegenzunehmen, 
ehe man sich über die Art des Vorgehens geeinigt hat’... .” 


Das Telegramm von 13.00 Uhr besagt lediglich, daß sich Halifax 
von der Ansicht Dahlerus’ bezüglich der polnischen „Obstruktion“ 
distanziert. Vom Gesamtgeschehen ist es aber klar, daß der britische 
Außenminister keineswegs geneigt war, die Marienwerder-Vor- 
schläge als Verhandlungsbasis zu akzeptieren. In einer späteren 
Mitteilung aus Warschau (Nr. 608 in derselben Serie) berichtet 
Kennard, daß Beck seinen Berliner Botschafter Lipski nicht ermäch- 
tigt habe, den deutschen Vorschlag in Empfang zu nehmen, weil es 
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ein Ultimatum sein könnte. In der neuen Ausgabe des Hoggan- 
Buches soll die Passage gänzlich umgeschrieben werden. 

Obwohl sich Hoggan in der Wiedergabe des spezifischen Tele- 
gramms geirrt hat, entspricht seine Darstellung der ganzen Episode 
der allgemein zugänglichen Dokumentation. 


(Ende des Anhangs) 
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